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1. Zusammenfassung 


Für das Rechnungsjahr 1992 sind 30 Rechenschafts- 
berichte eingereicht worden. Darüber hinaus wur- 
den für die Jahre 1990, 1991 und 1992 insgesamt wei- 
tere 13 Berichte vorgelegt. Damit ist die Zahl der ab- 
gegebenen Berichte gegenüber dem Vorjahr leicht 
angestiegen. Von den insgesamt 68 Organisationen, 
die zum 31. Dezember 1992 nach § 6 Abs. 3 PartG 
beim Bundeswahlleiter Unterlagen hinterlegt haben 
und sich damit als Partei verstanden wissen wollen, 
sind gleichwohl weniger als die Hälfte ihrer verfas- 
sungsrechtlichen Verpflichtung zur öffentlichen Re- 
chenschaftslegung nachgekommen. 

Die eingereichten Rechenschaftsberichte entspre- 
chen nach eingehender Prüfung und teilweise erfolg- 
ten Korrekturen überwiegend den Vorschriften des 
Sechsten Abschnittes des Parteiengesetzes. Die Prü- 
fung der Berichte hat ferner gezeigt, daß die Qualität 
der Rechenschaftslegung gegenüber den Vorjahren 
erheblich gestiegen ist. Nachbesserungen sind noch 
bei einigen Berichten von Vereinigungen erforder- 
lich, die als Teüe der Listenvereinigung PDS/LL bei 
den ersten Landtagswahlen in den neuen Bundeslän- 
dern angetreten waren. 

Aus den vorgelegten Rechenschaftsberichten geht 
hervor, daß sich die Finanzlage aller Parteien im 
Rechnungsjahr 1992, dem dritten Jahr nach der Wie- 
dervereinigung, gegenüber dem Vorjahr nur gering- 
fügig verändert hat. Das Volumen der Einnahmen 
und Ausgaben hat wieder den Umfang der letzten 
Jahre vor der Wiedervereinigung erreicht, während 
das Vermögen bei einigen Parteien deutlich zuge- 
nommen hat. 

Die Entwicklung der Mitgliederzahlen ist bei den 
meisten Parteien auch im Rechnungsjahr 1992 weiter 
rückläufig. Von insgesamt ca. 60 Mio. Wahlberech- 
tigten in der Bundesrepublik Deutschland sind ca. 
2,3 Mio. Bundesbürgerinnen und Bundesbürger und 
damit weniger als 4 % parteipolitisch organisiert. 
Stärkste Mitgliederpartei bleibt die SPD mit 885 958 
Mitgliedern, gefolgt von der CDU mit 713 846 Mit- 
gliedern (CSU: 181 758; PDS: 146 742; F.D.P: 103 505; 
GRÜNE: 38 481). Bei REP, DVU und NPD ist im Rech- 
nungsjahr ein leichter Anstieg auf insgesamt 51 883 
angegebene Mitglieder zu registrieren. 

Die Einnahmen der Parteien sind im wahlarmen 
Rechnungsjahr weiter zurückgegangen. Die direk- 
ten staatlichen Zuwendungen in Form von Wahl- 
kampfkostenerstattung und Chancenausgleich fielen 
entsprechend geringer aus als im „Rekordwahljahr" 

1990. Sie lagen knapp unter den Werten des Jahres 

1991. Die direkte staatliche Finanzierung machte wie 
im Vorjahr bei den meisten Parteien durchschnittlich 
weniger als 30 % der Gesamteinnahmen aus. Dies ist 
in erster Linie darauf zurückzuführen, daß im Rech- 
nungsjahr 1992 lediglich zwei Landtags wählen statt- 
fanden, die Wahlkampfkostenerstattungen in Form 


von höheren Schlußzahlungen auslösten. Trotz der 
wenigen Wahlen blieben die Spendeneinnahmen bei 
den meisten Parteien gegenüber dem Vorjahr relativ 
konstant. Bei einigen Parteien konnte sogar ein 
leichtes Ansteigen der Spenden beobachtet werden. 
Diese für ein derart wahlarmes Jahr ungewöhnliche 
Entwicklung könnte als Reaktion auf das Urteü des 
Bundesverfassungsgerichts vom 9. April 1992 sowie 
auf die damals bevorstehende Neuregelung der Par- 
teienfinanzierung mit erheblichen steuerlichen Ein- 
schränkungen für potentielle Spender zu deuten 
sein. Es kann angenommen werden, daß für das 
große Wahljahr 1994 vorgesehene Spenden zumin- 
dest teilweise auf die Jahre 1992 und 1993 vorverla- 
gert wurden. Die höchsten Gesamteinnahmen unter 
Abzug des innerparteilichen Geldtransfers verbuchte 
wie im Vorjahr die SPD mit 262,6 Mio. DM, gefolgt 
von der CDU mit 213,5 Mio. DM, der CSU mit 49,3 
Mio. DM, der F.D.P. mit 47,3 Mio. DM und den Grü- 
nen mit 39,3 Mio. DM. 

Auch im Rechnungsjahr 1992 haben GRAUE und 
REP in bemerkenswertem Umfang unentgeltliche 
Leistungen ihrer Mitglieder als geldwerte Leistun- 
gen in die Einnahmenrechnung aufgenommen und 
dadurch ihre Eigenfinanzierungsquote wesentlich er- 
höht. Ebenso hat die ÖDP von dieser nach altem 
Recht noch zulässigen Möglichkeit erstmals im Rech- 
nungsjahr Gebrauch gemacht. Dies führte für diese 
Parteien dazu, daß bei der letztmals nach altem 
Recht durchzuführenden Staatsquotenprüfung die 
Eigeneinnahmen höher lagen als die Einnahmen aus 
der Wahlkampfkostenerstattung, so daß keine Rück- 
forderungsansprüche des Staates entstanden sind. 

Parallel zu den Einnahmen sind auch die Ausgaben 
der Parteien im wahlarmen Rechnungsjahr 1992 wei- 
ter gesunken. Die wichtigste und umfangreichste 
Ausgabe bleibt bei fast allen Parteien immer noch 
diejenige Ausgabe für die politische Tätigkeit, d. h. 
die Ausgaben für innerparteüiche Gremienarbeit 
und Information sowie für Öffentlichkeitsarbeit und 
Wahlen. Sie machen bei den Bundestagsparteien 
durchschnittlich einen Anteil von über 33 % aus. Den 
zweitgrößten Posten stellen aber bereits die Perso- 
nal- und Verwaltungskosten dar. Die meisten Ausga- 
ben verbuchte die SPD mit 233,3 Mio. DM (Vorjahr: 
253,9 Mio. DM) und die CDU mit 198,0 Mio. DM 
(Vorjahr: 210,5 Mio. DM). 

Fast alle Parteien konnten im Rechnungsjahr 1992 

ein positives Einnahme-/Ausgabeverhältnis auswei- 
sen. 

Das Vermögen der meisten Parteien wuchs im Rech- 
nungsjahr 1992 weiter an. Das Niveau liegt bei den 
meisten Parteien weit über den Vermögenswerten 
aus den Jahren vor der Wiedervereinigung. Noch in 
den Vorjahren bestehende Überschuldungen einzel- 
ner Parteigliederungen konnten größtenteils zurück- 
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geführt werden. Andererseits mußten wiederum bei 
einer kleinen Partei (DVU) massive Überschuldun- 
gen festgestellt werden. Das höchste Reinvermögen, 
trotz einer Halbierung des Wertes, verzeichnet nach 
wie vor die PDS mit 438,7 Mio. DM (Vorjahr: 964,2 
Mio. DM). Das Vermögen steht allerdings unter treu- 
händerischer Verwaltung durch die Treuhandanstalt, 
und es ist ungewiß, ob die PDS das von ihr ausgewie- 
sene Vermögen in diesem Umfang zurückerhält. Das 
zweitgrößte Vermögen weist die SPD mit 276,8 Mio. 
DM (Vorjahr: 248,1 Mio. DM) aus, gefolgt von der 
CDU mit 109,2 Mio. DM (Vorjahr: 91,8 Mio. DM). Die 
DVU konnte ihre Überschuldung („negatives Rein- 
vermögen") von 11,3 Mio. DM nicht zuletzt durch 
eine im Rechenschaftsbericht ausgewiesene Spende 
des Parteivorsitzenden und seiner Ehefrau in Höhe 
von 1,2 Mio. DM auf nunmehr 9,4 Mio. DM verrin- 
gern. 

Die Parteienfinanzierung in Deutschland ist Anfang 
des Jahres durch das Sechste Gesetz zur Änderung 
des Parteiengesetzes und anderer Gesetze vom 
28. Januar 1994 (BGBl. J S. 142), das zum 1. Januar 
1994 in Kraft getreten ist, grundlegend reformiert 


2. Berichtspflicht nach § 23 Abs. 5 PartG 


Nach § 23 Abs. 5 PartG in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 31. Januar 1994 (BGBl. I S. 147) erstat- 
tet „der Präsident des Deutschen Bundestages dem 
Deutschen Bundestag jährlich über die Entwicklung 
der Parteienfinanzen sowie über die Rechenschafts- 
berichte der Parteien Bericht". Diese gesetzliche Ver- 
pflichtung besteht unverändert seit 1983. 

Der vorhegende Bericht betrifft das Rechnungsjahr 
1992. Die Berichte nach § 23 Abs. 5 PartG sowie die 
Rechenschaftsberichte der Parteien für die Jahre seit 
1984 sind wie folgt als Bundestagsdrucksachen 1 ) ver- 
öffentlicht worden: 


l ) Bezugshinweis auf der letzten Seite dieser Drucksache. 


worden. Eine Reform war notwendig geworden, 
nachdem das Bundesverfassungsgericht in seiner 
Entscheidung vom 9. April 1992 (2 BvE 2/89, BVerf- 
GE 85, 264 ff.) wesentliche Teile der alten Regelung, 
für verfassungswidrig erklärt und dem Gesetzgeber 
auf gegeben hatte, diese verfassungswidrigen Rege- 
lungen bis Ende 1993 zu beseitigen. Die bisherigen 
Regelungen über die Wahlkampfkostenerstattung 
und den Chancenausgleich im Parteiengesetz, dem 
Europawahlgesetz sowie den einschlägigen gesetzli- 
chen Bestimmungen der Länder sind durch die Rege- 
lung einer staatlichen Teilfinanzierung der politi- 
schen Parteien ersetzt worden. Ferner sind die steu- 
erliche Begünstigung von Spenden und Beiträgen so- 
wie die Publizitätsgrenze erheblich reduziert und die 
Regelungen über die Rechenschaftslegung modifi- 
ziert worden. Die staatlichen Leistungen an alle Par- 
teien dürfen in Zukunft nicht höher liegen als sie bis- 
her gelegen haben („absolute Obergrenze", 230 Mio. 
DM im Jahr). Maßstab für die Verteilung der Mittel 
sind der Erfolg, den eine Partei beim Wähler erzielt 
hat, sowie das Spenden- und Beitragsaufkommen 
bis zu einer Höhe von 6 000 DM je natürlicher Per- 
son. 


Rechnungsjahr 

Rechenschaftsbe- 
richte der Parteien 

BT-Drs. 

Bericht 

des Bundestags- 
präsidenten 
gemäß § 23 Abs. 5 
PartG 

BT-Drs. 

1984 

10/4104 

10/4626 

10/5091 

1985 

10/6194 

10/6803 

10/6820 

1986 

11/977 

11/1660 

11/2007 

1987 

11/3315 

11/4814 

1988 

11/5993 

11/6303 

11/6885 

1989 

11/8130 

12/72 

12/1100 

1990 

12/2165 

12/3113 

1991 

12/3950 

12/4475 

12/5575 

1992 

12/6140 

12/6863 

13/140 
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3. Die Neuregelung der staatlichen Parteienfinanzierung 


Durch das Sechste Gesetz zur Änderung des Partei- 
engesetzes und anderer Gesetze vom 28. Januar 
1994 (BGBl. I S. 142) ist die Parteienfinanzierung 
grundlegend reformiert worden. Das Gesetz ist rück- 
wirkend zum 1. Januar 1994 in Kraft getreten. Ziel 
des Gesetzes ist die Neuregelung der Finanzierung 
der politischen Parteien aus staatlichen Mitteln im 
Rahmen des Artikels 21 Abs. 1 des Grundgesetzes 
(GG) und der dazu ergangenen Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts unter Berücksichtigung 
seiner jüngsten Entscheidung vom 9. April 1992 
(BVerfGE 85, 264 ff.). Durch das Gesetz werden die 
bisherigen Regelungen über die Wahlkampf ko st en- 
erstattung und den Ghancenausgleich im Parteien- 
gesetz, dem Europawahlgesetz sowie den einschlägi- 
gen gesetzlichen Bestimmungen der Länder durch 
die Regelung einer staatlichen Teilfinanzierung der 
politischen Parteien ersetzt. Ferner werden die 
steuerlichen Begünstigungen von Spenden und Bei- 
trägen sowie die Publizität s grenze erheblich redu- 
ziert und die Bestimmungen über die Rechenschafts- 
legung modifiziert. 

Die Neuregelung der Parteienfinanzierung hat zwar 
keinen unmittelbaren Einfluß auf die hier zu kom- 
mentierende Rechenschaftslegung der Parteien für 
das Jahr 1992. Gleichwohl sind die wesentlichen Än- 
derungen wegen ihrer Auswirkungen auf die künfti- 
ge Rechenschaftslegung und die Finanzierung der 
Parteien in diesen Bericht eingearbeitet worden. Um 
einen kurzen Überblick über die zentralen Punkte 
der Neuregelung zu ermöglichen, werden im folgen- 
den das Gesetzgebungsverfahren und die Leitünien, 
aber auch die Kritikpunkte an der neuen Parteien- 
finanzierung kurz dargestellt. Einzelfragen der Um- 
setzung der Neuregelung sind unter den entspre- 
chenden Gliederungspunkten eingearbeitet worden. 


3.1 Gesetzgebungsverfahren 

Die Neuregelung der Parteienfinanzierung war not- 
wendig geworden, nachdem das Bundesverfassungs- 
gericht in seiner vorgenannten Entscheidung Teile 
der alten Regelung, die die unmittelbare staatliche 
Finanzierung und die mittelbare (steuerliche) Begün- 
stigung betrafen, für verfassungswidrig erklärt und 
dem Gesetzgeber aufgegeben hatte, bis Ende 1993 
die verfassungswidrigen Bestimmungen zu beseiti- 
gen. Gleichzeitig hatte das Gericht dem Gesetzgeber 
erlaubt, von der zweckbestimmten Wahlkampfko- 
stenerstattung abzugehen und den Parteien allge- 
meine staatliche Mittel zur Verfügung zu stellen (vgl. 
auch die Ausführungen in meinem Bericht über die 
Rechenschaftsberichte 1990, Drucksache 12/3113, 
S. 44 ff.). Nachdem eine vom Bundespräsidenten ein- 
gesetzte Kommission unabhängiger Sachverständi- 
ger dem Deutschen Bundestag Empfehlungen zur 


Ausgestaltung der gesetzlichen Regelungen vorge- 
legt hatte (Drucksache 12/4425) 2 ), brachten die Frak- 
tionen von CDU/CSU, F.D.P. und SPD am 28. Sep- 
tember 1993 im Deutschen Bundestag einen inter- 
fraktionellen Gesetzentwurf (Drucksache 12/5774) 
ein, der, federführend dem Innenausschuß und zur 
Mitberatung an den Rechts-, den Finanz- und den 
Haushaltsauschuß überwiesen wurde. Unter Einbe- 
ziehung einer öffentlichen Sachverständigenan- 
hörung (Stenographisches Protokoll des Innenaus- 
schusses über die 77. Sitzung vom 18. Oktober 1993) 
wurde der Gesetzentwurf 3 ) am 12. November 1993 
mit den Stimmen der CDU/CSU, F.D.P. und Teüen 
der Fraktion der SPD angenommen. Der Bundesrat 
hat dem Gesetz in seiner Sitzung am 17. Dezember 
1993 mehrheitlich zugestimmt. Schleswig-Holstein 
lehnte das Gesetz ab (vgl. Plenarprotokoll der 664. 
Sitzung vom 17. Dezember 1993, S. 629 und 648). Der 
Bundespräsident hat das ihm zur Ausfertigung nach 
Artikel 82 Abs. 1 GG vorgelegte Gesetz einer einge- 
henden verfassungsrechtlichen Prüfung unterzogen. 
Dabei ist er auf ein „erhebliches Maß verfassungs- 
rechtlicher Grenzfragen" gestoßen. Gleichwohl hat 
er es als seine Pflicht angesehen, das Gesetz zu un- 
terzeichnen, da er „nicht zur Überzeugung gelangt 
ist, daß das Gesetz ganz offenkundig und zweifelsfrei 
die Grenzen zur Verfassungswidrigkeit überschrei- 
tet". Nach Auffassung des Bundespräsidenten könne 
über Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit eines Ge- 
setzes mit bindender Wirkung für alle und mit klä- 
render Begründung für den Gesetzgeber nicht der 
Bundespräsident, sondern nur das Bundesverfas- 
sungsgericht entscheiden (Zitate aus der Pressemel- 
dung des Bundespräsidialamtes vom 28. Januar 1994). 

3.2 Leitlinien der Neuregelung 
der Parteienfinanzierung 

3.2.1 Direkte staatliche Zuschüsse 
(§§ 18 bis 22 PartG) 

Das neue Gesetz sieht vor, daß die Parteien jährlich 
entsprechend dem Grad ihrer Verwurzelung in der 
Gesellschaft Zuschüsse erhalten. Maßstab der Ver- 
wurzelung und damit Verteilungskriterien sind zum 
einen die Wählerstimmen, zum anderen das Bei- 
trags- und Spendenaufkommen. Im einzelnen erhal- 
ten die Parteien jährlich für die bei Europa-, Bundes- 
tags- und Landtagswahlen erzielten gültigen Zweit- 
stimmen bis zu einer Gesamtzahl von fünf Mio. Stim- 
men 1,30 DM je Stimme sowie für die darüber hinaus 
erzielten Stimmen 1,00 DM je Stimme („degressive 


2 ) Veröffentlicht auch vom Bundespräsidialamt (Hrsg.) Empfeh- 
lungen der Kommission unabhängiger Sachverständiger zur 
Parteienfinanzierung, Nomos Verlagsgesellschaft, Baden- 
Baden 1994. 

3 ) in der Fassung der Beschluß empfehlung des Innenausschus- 
ses, Drucksache 12/6090. 
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Staffelung"). Spenden und Beiträge werden bis zu ei- 
ner Höhe von 6 000 DM je natürlicher Person zusätz- 
lich mit einem Betrag von 0,50 DM je Beitrags- und 
Spendenmark bezuschußt (§ 18 Abs. 3 PartG). Von 
den für die Gesamtpartei errechneten Mitteln erhal- 
ten die Landesverbände je 1,00 DM für die bei der 
entsprechenden Landtagswahl für die Partei abgege- 
benen Stimme (§18 Abs. 8 PartG). Die übrigen Mittel 
erhalten die Bundesverbände der Parteien, gegebe- 
nenfalls gekürzt im Hinblick auf die sog. relative und 
absolute Obergrenze (siehe unten). 

Um in den Genuß staatlicher Mittel zu gelangen, 
müssen die Parteien, mit Ausnahme solcher nationa- 
ler Minderheiten, eine bestimmte Anzahl von Zweit- 
stimmen erlangt haben. Bei Bundestags- bzw. 
Europawahlen hegt dieses Quorum, wie bei der bis- 
herigen Wahlkampf kostenerstattung, bei 0 f 5%. Bei 
den Landtagswahlen wurde das Quorum nunmehr 
ländereinheitlich auf 1 % festgelegt (§ 18 Abs. 4 
PartG). 

Erhält die Partei staatliche Mittel, dürfen diese ihre 
Eigeneinnahmen (im wesentlichen Beiträge und 
Spenden) nicht überschreiten (§18 Abs. 5 Satz 1 
PartG). Mit dieser „relativen Obergrenze“ wird si- 
chergestellt, daß die Parteien nicht überwiegend vom 
Staat finanziert werden (Vorrang der Selbstfinanzie- 
rung der Parteien vor der Staatsfinanzierung, vgl. 
BVerfGE 85, 264 ff. [293]). Die Gesamthöhe der für 
alle Parteien errechneten staatlichen Zuschüsse darf 
nicht höher als die „absolute Obergrenze“ von z. Z. 
jährlich 230 Mio. DM sein. Diesen Betrag hatten die 
Parteien 1989 bis 1992 durchschnittlich pro Jahr ins- 
gesamt erhalten. Wird die relative oder die absolute 
Obergrenze überschritten, erfolgt eine entspre- 
chende anteilige Kürzung für die Bundesverbände 
der Parteien (§ 18 Abs. 5 Satz 2 und § 19 Abs. 6 
PartG). Die absolute Obergrenze kann durch Gesetz 
geändert werden. Vorschläge hierzu erarbeitet eine 
vom Bundespräsidenten erneut einzusetzende Kom- 
mission unabhängiger Sachverständiger (§18 Abs. 6 
PartG). 

Der Präsident des Deutschen Bundestages setzt die 
staatlichen Mittel für alle anspruchsberechtigten 
Bundes- und Landesverbände der Parteien jährlich 
zum 1. Dezember fest (§ 19 Abs. 2 PartG) und zahlt 
die auf die Bundesverbände entfallenden Beträge an 
diese aus. Den Präsidenten der Landesparlamente 
als den für die Gewährung der staatlichen Mittel auf 
Landesebene zuständigen Behörden teilt der Präsi- 
dent des Deutschen Bundestages die an die Landes- 
verbände zu leistenden Mittel verbindlich mit. Die 
Parteien erhalten auf Antrag drei Abschlagszahlun- 
gen in Höhe von 25 % der im Vorjahr erfolgten Fest- 
setzung (15. Februar, 15. Mai und 15. August), die 
mit der Festsetzung zum 1. Dezember verrechnet 
werden (§ 20 Abs. 1 PartG). 

Die Parteien, die im Hinblick .auf eine nunmehr nicht 
mehr erfolgende Wahlkampfkostenerstattung in den 
vergangenen Jahren bis einschließlich 1993 Ab- 
schlagszahlungen erhalten hatten, die geringer als 
die durchs chnittliche jährliche Finanzierung waren, 
erhalten die Differenzbeträge zum jährlichen Mittel 
im Rahmen einer Abschlußzahlung (§ 39 Abs. 1 Nr. 1 


PartG). Die Abschlußzahlungen an alle Parteien sind 
im Verhältnis der ihnen zustehenden Beträge zu kür- 
zen, wenn sie zusammen mit den in den Jahren 1991 
bis 1993 gewährten Wahlkampfkostenerstattungen 
die Summe von 690 Mio. DM (3 x 230 Mio. DM) über- 
schreiten. Die Abschlußzahlungen sind im wesentli- 
chen Anfang 1994 ausgezahlt worden. Die Einzelhei- 
ten der Berechnung sind der Aufstellung in Anhang 1 
zu entnehmen. 

Für die Rechnungsjahre 1992 und 1993 gewährt das 
Gesetz den Parteien 1994 und 1995 zusätzlich Chan- 
cenausgleichsbeträge (§ 39 Abs. 1 Nr. 2 PartG). Die 
Anfang 1994 für das Jahr 1992 ausgezahlten Beträge 
ergeben sich aus der Aufstellung in Anhang 15. Da 
das Spenden- und Beitragsaufkommen (6 000 DM je 
natürlicher Person) bisher noch nicht in den Rechen- 
schaftsberichten ausgewiesen ist, hat der Gesetzge- 
ber für die Berechnung des staatlichen Zuschusses 
1994 dieses Spenden- und Beitragsaufkommen mit 
60% des durchschnittlichen Spenden- und Beitrags- 
aufkommens der Jahre 1991 und 1992 zugrunde ge- 
legt (§ 40 Abs. 1 Nr. 1 PartG). Eine vorläufige Berech- 
nung der staatlichen Teilfinanzierung aufgrund der 
Übergangsregelung unter Zugrundelegung der je- 
weils letzten Wahlergebnisse auf Europa-, Bundes- 
und Länderebene sowie der durchschnittlichen 
Eigeneinnahmen der Jahre 1991 und 1992 ist in der 
Tabelle im Anhang 2 dargestellt. 

3.2.2 Steuerliche Abzugsfähigkeit von Spenden 
und Beiträgen nach dem Einkommen- und 
Körperschaftsteuergesetz (EStG, KStG) 

Das Einwerben von Spenden und Beiträgen durch 
die Parteien wird grundsätzlich wie bisher mittelbar 
durch eine steuerliche Abzugsfähigkeit beim Spen- 
der staatlich begünstigt. Der Kreis der Begünstigten 
und der Umfang der Abzugsfähigkeit sind jedoch er- 
heblich reduziert worden. Spenden natürlicher Per- 
sonen sind nunmehr nur noch bis zur Höhe eines für 
den Durchschnittsverdiener zu ermöglichenden Be- 
trages (6 000 DM bzw. 12 000 DM bei Zusammenver- 
anlagung) steuerlich abzugsfähig (§ 10 b Abs. 2, 
§ 34g Satz 2 EStG). Spenden von Körperschaften 
sind nach der ausdrücklichen Vorgabe des Bundes- 
verfassungsgerichts nicht mehr steuerlich abzugs- 
fähig (§ 9 KStG), um eine Umgehung der Be- 
schränkung bei natürlichen Personen durch zusätzli- 
che Spenden mittels einer Körperschaft zu verhin- 
dern. Das gilt auch für solche Berufsverbände, die 
von der Körperschaftsteuer befreit sind: Spenden sie 
an Parteien, werden die Spenden mit 50 % besteuert. 
Verwendet der Berufsverband mehr als 10% seiner 
Einnahmen zur Unterstützung politischer Parteien, 
verliert er seine Steuerbefreiung insgesamt (§ 5 Abs. 1 
Nr. 5 KStG). 

3.2.3 Rechenschaftspflicht der Parteien 
(§§ 23 bis 31 PartG) 

Über die Herkunft und Verwendung ihrer Mittel so- 
wie über ihr Vermögen müssen die Parteien gemäß 
Artikel 21 Abs. 1 Satz 2 GG grundsätzlich wie bisher 
Rechenschaft ablegen. Um die Rechenschaftsbe- 
richte möglichst übersichtlich und damit für jeden 
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transparent zu machen, gibt § 24 Abs. 2 bis 4 PartG 
vor, wie die Einnahmen-, Ausgaben- und Vermö- 
gensrechnung aufzugliedern ist. Neu ist die geson- 
derte Ausweisung von Mitgliedsbeiträgen und Spen- 
den natürlicher Personen bis zu einem Betrag von 
6 000 DM je Person. Sie ist notwendig, um die Höhe 
entsprechender staatlicher Zuschüsse nachzuweisen. 
Die Publizitätsgrenze für Großspenden ist dem Ur- 
teil des Bundesverfassungsgerichts entsprechend 
mit Wirkung vom 9. April 1992 von 40 000 DM auf 
20 000 DM herabgesetzt worden. 

Eine Erleichterung bei der Rechnungslegung ge- 
währt das PartG nunmehr den kleineren und finanz- 
schwächeren Parteien, die die Voraussetzungen ei- 
ner staatlichen Teilfinanzierung nicht erfüllen. Bisher 
mußten auch diese Parteien, genauso wie jene, die 
staatliche Mittel erhielten, ihre Rechenschaftsbe- 
richte durch einen Wirtschaftsprüfer bzw. eine Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft prüfen lassen. Dies hatte 
in der Vergangenheit nicht selten dazu geführt, daß 
mit dem Hinweis, das Entgelt für die Prüfung durch 
den Wirtschaftsprüfer übersteige die finanziellen 
Möglichkeiten der Partei, kein Rechenschaftsbericht 
abgegeben worden war (vgl. meine entsprechenden 
Hinweise im letzten Bericht [Drucksache 12/5575, 
S. 9]). 

Der Aufbau und die Gliederung der Rechenschafts- 
berichte muß spätestens für das Rechnungsjahr 1994 
(Abgabe bis 30. September 1995) den geänderten 
Vorgaben folgen. 


3.3 Kritik an der Neuregelung 
der Parteienfinanzierung 

Im Gesetzgebungsverfahren waren von den daran 
beteiligten Verfassungsorganen vereinzelt Bedenken 
gegen einige Regelungen geäußert worden. Die Kri- 


tik richtete sich unter anderem gegen die degressive 
Staffelung. Diese führe zu einer rechtswidrigen Be- 
vorzugung kleinerer Parteien, die aufgrund ihrer ge- 
ringeren Stimmenzahl durchschnittlich mehr staatli- 
che Mittel je errungener Wählerstimme erhalten. We- 
gen dieser Konsequenz sei die degressive Staffelung 
mit dem Sockelbetrag vergleichbar, der wegen der 
nicht gerechtfertigten Bevorzugung kleinerer Partei- 
en vom Bundesverfassungsgericht für verfassungs- 
widrig erklärt worden war. Zudem sei das Recht des 
Bürgers auf gleiche Teilhabe an der politischen Wil- 
lensbüdung verletzt, da die Stimmen der Wähler klei- 
nerer Parteien einen durchschnittlich höheren staatli- 
chen Zuschuß auslösten als die größerer Parteien. 

Weiterhin wurde geltend gemacht, daß der steuerlich 
absetzbare, staatliche Mittel auslösende Betrag von 
6 000 DM zu hoch für einen Durchschnittsverdiener 
sei und dadurch ebenfalls das Recht des Bürgers auf 
gleiche Teilhabe an der politischen Willensbildung 
verletzt werde. 

Im Hinblick auf das vom Bundesverfassungsgericht 
hervorgehobene Verbot von Durchlaufspenden mit- 
tels „Strohmännern", sei es geboten, Spenden von 
Berufsverbänden absolut zu verbieten. 

Hinsichtlich der Regelung des Chancenausgleichs 
wurde beanstandet, daß diese auch noch in den 
Jahren 1994 und 1995 Anwendung finden solle. 

Bei aller Kritik an der Neuregelung der Parteien- 
finanzierung wird aber auch von den Gegnern einge- 
räumt, daß die nunmehr getroffenen Regelungen ge- 
genüber der bisherigen Rechtslage eine erhebliche 
Verbesserung darstellen. Zwischenzeitlich sind ge- 
gen Teilaspekte der Neuregelung je eine Organ- 
klage der REP (2 BvE 3/94) und der GRÜNEN, 
Landesverband Berlin (2 BvE 4/94) sowie eine Ver- 
fassungsbeschwerde der Freien Wählervereinigung 
Weinheim e. V. (2 BvR 1790/94) erhoben worden. Der 
Ausgang der Verfahren ist noch nicht abzusehen. 


4. Die verfassungsrechtliche Pflicht der Parteien zur öffentlichen 
Rechenschaftslegung 


Seit seinem Inkrafttreten begründet das Grundgesetz 
für die Parteien in Artikel 21 Abs. 1 Satz 4 die Pflicht, 
„über die Herkunft ihrer Mittel öffentlich Rechen- 
schaft (zu) geben". Der Verfassungsgeber wollte, vor 
dem Hintergrund der Erfahrungen in der Weimarer 
Republik und der Zeit der Nazi-Diktatur, die Parteien 
verpflichten, sichtbar zu machen, wer hinter ihnen 
steht, um sie durch öffentliche Kontrolle gegen un- 
demokratische Einflüsse zu sichern. In Erweiterung 
dieses Verfassungsgebotes müssen die Parteien seit 
1984 über die Einnahmen hinaus auch über „die Ver- 
wendung ihrer Mittel sowie ihr Vermögen öffentlich 
Rechenschaft geben" (Artikel 21 Abs. 1 Satz 4 GG). 
Diese Rechenschaftslegung wurde eingeführt, da die 
Gewährung öffentlicher Mittel an die Parteien, sei es 
durch direkte staatliche Leistungen, sei es durch in- 


direkte Zuwendungen in Gestalt von Steuervergün- 
stigungen bei Mitgliedsbeiträgen und Spenden, eine 
umfassende, auch die Ausgaben und das Vermögen 
einschließende Kontrolle zur Folge haben muß. Die 
Parteien sollen mit dieser detaillierten Rechen- 
schaftslegung zudem angehalten werden, die haus- 
haltsrechtlichen Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit zu beachten und ihr Finanzgebaren 
einer öffentlichen Kontrolle zu unterstellen. Bereits 
die Veröffentlichung der Rechenschaftsberichte als 
Bundestagsdrucksache dient dieser Kontrolle. Die 
Veröffentlichung ermöglicht nämlich eine öffentliche 
Diskussion auffälliger Sachverhalte, etwa bestimmter 
Zuwendungen an eine Partei, eines besonderen 
Ausgabeverhaltens oder außergewöhnlicher Finanz- 
schwankungen. 
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Das Bundesverfassungsgericht maß bereits in seiner 
früheren Rechtsprechung zur Parteienfinanzierung 
diesem verfassungsrechtlichen Transparenzgebot 
eine zentrale Bedeutung für das Funktionieren der 
Demokratie zu, da es darauf abziele, den Prozeß der 
politischen Willensbüdung für den Wähler durch- 
schaubarer zu machen und ihm offenzulegen, wel- 
che Gruppen, Verbände oder Privatpersonen auf die 
Parteien politisch einzuwirken suchen. Die Offen- 
legung der Parteienfinanzen soll der Öffentlichkeit 
allgemein wie auch dem einzelnen steuerzahlenden 
und wahlberechtigten Bürger ermöglichen zu erken- 
nen, wer hinter einer Partei steht und wie eine Partei 
gewirtschaftet hat. Zugleich soll sie der Chancen- 
gleichheit im Parteienwettbewerb dienen. 

Das Verfassungsgebot der öffentlichen Rechen- 
schaftslegung hat eine umfangreiche gesetzliche 
Ausgestaltung in den §§23 bis 31 des Parteiengeset- 
zes gefunden. Bereits nach der bis zum 31. Dezember 
1993 geltenden Rechtslage mußten die deutschen 
Parteien so umfassend wie wohl in keinem anderen 
Land ihre Finanzen öffentlich bis in die unteren Glie- 
derungen darlegen und erläutern. Im Rahmen der 
Novellierung des Parteiengesetzes sind diese detail- 
lierten Vorschriften weiter spezifiziert worden. Ziel 
dieser Gesetzesänderungen ist dabei, eine weitge- 
hende Vereinheitlichung der vorzulegenden Berichte 


5. Rechenschaftsberichte 


5.1 Veröffentlichte Rechenschaftsberichte 

Nach § 23 Abs. 2 PartG sind die Parteien gehalten, 
die Rechenschaftsberichte „bis zum 30. September 
des dem Rechnungsjahr folgenden Jahres beim 
Präsidenten des Deutschen Bundestages" in seiner 
Behördeneigenschaft als „mittelverwaltende Stelle" 
einzureichen. Diese Frist kann aus besonderen Grün- 
den bis zu drei Monaten verlängert werden. 

Auch im Rechnungsjahr 1992 habe ich - wie in 
den Vorjahren - einigen Parteien, auf deren begrün- 
deten Antrag hin, die Frist zur Abgabe des Rechen- 
schaftsberichtes bis zum 31. Dezember 1993 verlän- 
gert. 

Zum Stichtag 30. September 1993 bzw. zum 31. De- 
zember 1993 sind die Berichte der nachstehend in 
alphabetischer Reihenfolge aufgeführten Parteien 
eingegangen. Die im Rechnungsjahr 1992 im Deut- 
schen Bundestag vertretenen Parteien (im folgenden 
als „Bundestagsparteien" bezeichnet) sind dabei zur 
besseren Übersicht vorangestellt. 

Zu den „Bundestagsparteien" sind 1992 auch die 
Parteien DIE GRÜNEN, BÜNDNIS 90 und NEUES 
FORUM gezählt worden, da von jeder Gruppierung 
zumindest ein Mitglied in den 12. Deutschen Bun- 
destag gewählt worden ist. Die vom 14. bis 16. Mai 
1993 auf dem Vereinigungsparteitag durch den Zu- 
sammenschluß von BÜNDNIS 90 und DIE GRÜNEN 


sowie eine bessere Übersichtlichkeit im Sinne ord- 
nungsgemäßer Buchführung zu erreichen (vgl. auch 
3.2.3 Rechenschaftspflicht der Parteien). 

Auch von Kritikern der Parteienfinanzierung wird an- 
erkannt, daß die öffentüche Transparenz der Rechen- 
schaftsberichte der deutschen Parteien einen interna- 
tionalen Vergleich nicht zu scheuen braucht. Die Re- 
chenschaftslegung nach unserem Recht dient nicht 
selten anderen Staaten als Anregung und Vorlage für 
eigene gesetzliche Regelungen. Diese Umstände soll- 
ten bei der immer wieder geäußerten Kritik an den 
Parteien und insbesondere an deren Finanzgebaren 
nicht vergessen werden. Die Parteien tun gleichwohl 
gut daran, ihrer verfassungsrechtlichen Verpflichtung 
gewissenhaft, ja offensiv und lückenlos nachzukom- 
men, da sie eine unerläßliche Voraussetzung darstellt, 
um die Glaubwürdigkeit des Parteiverhaltens in der 
Finanzierungsfrage zu gewährleisten. Das Bundes- 
verfassungsgericht hat in seiner Diätenentscheidung 
(BVerfGE 40, 296 [327]) hervorgehoben, daß „die par- 
lamentarische Demokratie auf dem Vertrauen des 
Volkes (basiert); Vertrauen ohne Transparenz, die er- 
laubt zu verfolgen, was politisch geschieht, ist nicht 
möglich". Eine hohe Transparenz der Parteienfinan- 
zen ist ein wesentlicher Schritt, um der in der Öffent- 
lichkeit viel diskutierten Politik- und Parteienverdros- 
senheit aktiv entgegenzutreten. 


gegründete Partei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird 
im vorhegenden Bericht für das Rechnungsjahr 1992 
letztmalig getrennt nach BÜNDNIS 90 und DIE GRÜ- 
NEN geführt. 


Rechenschaftsberichte der Bundestagsparteien 


BÜNDNIS 90 

Bü 90 

Christlich Demokratische Union 
Deutschlands 

CDU*) 

Christlich-Soziale Union 
in Bayern e.V. 

CSU *) 

DIE GRÜNEN 

GRÜNE*) 

Freie Demokratische Partei e.V. 

F.D.P.*) 

NEUES FORUM 

FORUM 

Partei des Demokratischen 
Sozialismus 

PDS*) 

Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands 

SPD*) 

*) Eingang zum 30. September 1993 



Der erste Teil der Rechenschaftsberichte ist am 
11. November 1993 als Drucksache 12/6140 veröf- 
fentlicht worden. Der zweite Teil enthält im wesent- 
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üchen die Rechenschaftsberichte der Parteien, denen 
auf Antrag Fristverlängerung gewährt worden ist; er 
wurde am 14. Februar 1994 als Drucksache 12/6863 
bekanntgemacht. 


Rechenschaftsberichte der Sonstigen Parteien 


Bürgerbe wegung Solidarität; 

*) 

Bund für Gesamtdeutschland 
Ostdeutsche, Mittel- und West- 
deutsche Wählergeineinschaft 
DIE NEUE DEUTSCHE MITTE 

BGD 

Bund Sozialistischer Arbeiter 

BSA 

David gegen Goliath/Umwelt- 
Liste unabhängiger Bürgerin- 
nen und Bürger 

Da GG 

Deutsche Kommunistische 

Partei 

DKP*) 

DEUTSCHE SOLIDARITÄT 

ÖKO-IJnion 

DEUTSCHE VOLKSUNION 

DVU 

DIE GRAUEN Graue Panther 

DIE GRAUEN*) 

DIE GRÜNEN in Sachsen 

- — *) 

DIE REPUBLIKANER 

REP 

Hamburger Liste 
für Ausländerstopp 

HLA 

Kommunistische Partei 
Deutschlands 

KPD 

Marxistische Partei 

DIE NELKEN 

DIE NELKEN 

Nationaldemokratische Partei 
Deutschlands 

NPD 

Neues Bewußtsein die spiri- 
tuell orientierte Bewegung 

Bewußtsein 

Ökologisch- Demokratische 
Partei 

ÖDP 

Partei Bibeltreuer Christen 

PBC 

Südschleswig scher 
Wählerverband 

*) Eingang bis 30. September 1993 

SSW 


Die CDU hat - in Fortsetzung ihrer Berichte von 1990 
und 1991 - über die Entwicklung des Treuhand- Ab- 
wicklungs-Sondervermögens des ehemaligen Par- 
teihauptvorstandes-Ost für die Zeit vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 1992 berichtet (Drucksache 
12/6140, S. 49 ff.). 

DIE GRÜNEN in Sachsen sind erst am 30. April 1992 
dem Bundesverband BÜNDNIS 90 beigetreten. 
Finanztechnisch vollzog sich der Beitritt zum 31. Mai 
1992. Der Rechenschaftsbericht umfaßt aus diesem 
Grunde den Zeitraum vom 1. Januar 1992 bis 31. Mai 
1992 (vgl. Drucksache 12/6140, S. 224). 

Eine Vielzahl von Parteien und Vereinigungen hat 
ihre Rechenschaftsberichte für die Rechnungsjahre 
1990 und 1991 erst im Laufe des Jahre 1993 bzw. An- 
fang 1994 nachgereicht. Für das Rechnungsjahr 1990 


haben folgende Parteien und Vereinigungen einen 
Rechenschaftsbericht eingereicht: 


Bund für Gesamtdeutschland 
Ostdeutsche, Mittel- und West- 
deutsche Wählergemeinschaft 

DIE NEUE DEUTSCHE MITTE 

BGD 

Demokratie Jetzt 

DJ 

Initiative für Frieden 
und Menschenrechte 

IFM 

Kommunistische Partei 
Deutschlands 

KPD 

Marxistische Partei 

DIE NELKEN 

DIE NELKEN 

NEUES FORUM 

FORUM 


Für das Rechnungsjahr 1991 wurden von folgenden 
Parteien und Vereinigungen Berichte vorgelegt: 


Bund für Gesamtdeutschland 

BGD 

Ostdeutsche, Mittel- und West- 


deutsche Wählergemeinschaft 


DIE NEUE DEUTSCHE MITTE 


Kommunistische Partei 

KPD 

Deutschlands 


Marxistische Partei 

DIE NELKEN 

DIE NELKEN 



Darüber hinaus wurden mir von der Verwaltung des 
Thüringer Landtages mit Schreiben vom 12. Januar 
1994 folgende Rechenschaftsberichte der in der 
Linken Liste/PDS in Thüringen zusammengeschlos- 
senen Parteien und Vereinigungen für die Rech- 
nungsjahre 1990, 1991 und 1992 zugeleitet: 


Freie Deutsche Jugend e.V 

FDJ 

Kommunistische Partei 

KPD 

Deutschlands 


Marxistische Partei 

DIE NELKEN 

DIE NELKEN 


Vereinigte Linke 



Sämtliche für die Rechnungsjahre 1990 und 1991 nach- 
gereichten Berichte sind unter dem Hinweis auf die 
Verspätung im zweiten Teil der Veröffentlichung der 
Rechenschaftsberichte für das Rechnungsjahr 1992 ver- 
öffentlicht worden (Drucksache 12/6863, S. 2, 108 ff.). 

Die Vereinigung „Deutsche Liga" hat Ende April 
1994 einen Rechenschaftsbericht für das Rechnungs- 
jahr 1991 eingereicht. Ebenfalls im April 1994 hat mir 
der Landesverband der PDS in Brandenburg ein- 
zelne Rechenschaftsberichte von Teilen der dort bei 
den letzten Landtagswahlen angetretenen Listenver- 
einigung PDS/LL, nämlich von Landesverbänden des 
USPD, der FDJ e.V. und der marxistischen Partei DIE 
NELKEN, für die Rechnungsjahre 1990 (2. Halbjahr), 
1991 und 1992 übermittelt. Die Vereinigung „Öko- 
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logische Linke" hat im Juni 1994 einen Rechen- 
schaftsbericht für das Rechnungsjahr 1992 vorgelegt. 
Diese Berichte werden in Kürze mit der Veröffentli- 
chung der Rechenschaftsberichte für das Rechnungs- 
jahr 1993 bekanntgemacht werden. 


5.2 Nicht veröffentlichte oder fehlende 
Rechenschaftsberichte 

Auch für das Rechnungsjahr 1992 muß festgestellt 
werden, daß immer noch zu wenige Parteien ihrer 
verfassungsrechtlichen Verpflichtung zur öffent- 
lichen Rechenschaftslegung nachgekommen sind. 
Von den zum 31. Dezember 1992 beim Bundeswahl- 
leiter registrierten 68 politischen Vereinigungen, die 
gemäß § 6 Abs. 3 PartG bei diesem Parteiunterlagen 
hinterlegt haben und die größtenteils auch zum Kreis 
derjenigen gehören, deren Spenden und Mitglieds- 
beiträge im Rechnungsjahr laut Erlaß des Bundes- 
ministeriums der Finanzen vom 31. März 1992 gemäß 
§ 10b Abs. 2, § 34g Einkommensteuergesetz (EStG) 
sowie § 9 Nr. 3 b Körperschaftsteuergesetz (KStG) 
steuerlich abzugsfähig waren, haben lediglich 21 
einen Bericht eingereicht, der von einem Wirtschafts- 
prüfer oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
testiert war. Darüber hinaus haben fünf Vereinigun- 
gen einen Rechenschaftsbericht vorgelegt, die nicht 
bzw. noch nicht beim Bundeswahlleiter registriert 
waren. Ferner haben vier Landesverbände von politi- 
schen Vereinigungen einen Bericht vorgelegt. Insge- 
samt ist dadurch die Zahl der abgegebenen ver- 
öffenthchungspflichtigen Rechenschaftsberichte ge- 
genüber dem Vorjahr zwar um ein Viertel von 24 auf 
30 gestiegen. Gleichwohl muß auch für 1992 festge- 
stellt werden, daß weit weniger als die Hälfte der in 
der Bundesrepublik Deutschland bestehenden Par- 
teien oder politischen Vereinigungen, denen direkt 
oder indirekt staatliche Mittel zufließen, Rechen- 
schaftsberichte eingereicht haben (vgl. Anhang 3). 

Einige politische Vereinigungen, wie die Bayern- 
partei, Die Mitte, die Menschlich Demokratische 
Allianz, die Liberalen Demokraten und der Unabhän- 
gige Frauenverband haben zwar Rechenschaftsbe- 
richte vorgelegt, diese beinhalteten aber erhebliche 
formelle Fehler. Insbesondere waren sie nicht von 
einem unabhängigen Wirtschaftsprüfer oder einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft worden. 
Wegen dieser erheblichen Mängel habe ich davon 
abgesehen, diese Berichte zu veröffentlichen. Für die 
Ztikimft behalte ich mir jedoch vor, auch diese 
Berichte mit dem Hinweis auf das fehlende Testat ei- 
nes Wirtschaftsprüfers oder eines vereidigten Buch- 
prüfers zu veröffentlichen, um eine größtmögliche 
Transparenz auch in diesem Bereich zu erreichen. 

Andere Vereinigungen, wie die Autofahrer und Bür- 
gerinteressen Partei, die Frauenpartei, die Naturge- 
setz Partei, die Mündigen Bürger und die Deutsche 
Jugend Partei beantragten zwar eine Fristverlänge- 
rung für die Vorlage ihrer Berichte oder gaben vor, 
einen solchen in Kürze einzureichen, eine Vorlage er- 
folgte bisher jedoch nicht. 

Bereits in meinen früheren Berichten hatte ich darauf 
hingewiesen, daß nicht verkannt wird, daß die Be- 


auftragung von Wirtschaftsprüfern für kleine und 
kleinste Parteien und Vereinigungen erhebliche 
finanzielle Belastungen mit sich bringt. Trotz der 
finanziellen Hürde konnten diese Organisationen 
von ihrer gesetzlichen Rechenschaftspflicht jedoch 
nicht befreit werden. Beim Gesetzgeber hatte ich an- 
geregt, sich der Problematik bei der Neuregelung 
der Parteienfinanzierung anzunehmen. Der Gesetz- 
geber hat diese Empfehlung aufgegriffen. Nach § 23 
Abs. 2 Satz 2 PartG kann nunmehr bei Parteien, die 
keinen Anspruch auf unmittelbare staatliche Teil- 
finanzierung haben, die Prüfung des Rechenschafts- 
berichts auch durch einen vereidigten Buchprüfer er- 
folgen. 


5.3 Rechenschaftspflicht und Parteieigenschaft 

In meinem Vorjahresbericht habe ich darauf auf- 
merksam gemacht, daß einige politische Vereinigun- 
gen und Organisationen einen Rechenschaftsbericht 
eingereicht oder einen Antrag auf Fristverlängerung 
gestellt haben, bei denen die Parteieigenschaft zwei- 
felhaft ist (vgl. Drucksache 12/5575, S. 14 ff.). In die- 
sem Zusammenhang hatte ich auch erwähnt, daß 
einige rechtsradikale Gruppierungen angesichts ei- 
nes drohenden Vereinsverbots durch den Bundesmi- 
nister des Innern einen Rechenschaftsbericht oder ei- 
nen Antrag auf Fristverlängerung vorgelegt haben, 
um auf diese Weise einen angeblichen Parteistatus 
zu dokumentieren und dem drohenden Verbot ent- 
gegenzutreten. 

Auch im Rechnungsjahr 1992 haben einige Organi- 
sationen, bei denen unter Zugrundelegung der Maß- 
stäbe des Parteienbegriffs nach § 2 PartG die Partei- 
eigenschaft zweifelhaft ist, Fristverlängerungen be- 
antragt, ungeprüfte Rechenschaftsberichte einge- 
reicht oder aber auch von Wirtschaftsprüfern testierte 
Berichte vorgelegt. Diese Vereinigungen sind größ- 
tenteils auch beim Bundeswahlleiter in seiner Über- 
sicht registriert. Ferner haben wiederum zwei rechts- 
extremistische Organisationen, nämüch die FAP und 
die NL, durch die Stellung eines Antrags auf Fristver- 
längerung versucht, einen Parteistatus und die Ernst- 
haftigkeit ihrer Zielsetzung zu dokumentieren. Ge- 
genüber diesen beiden Vereinigungen, gegen die 
beim Bundesverfassungsgericht jeweils ein Verbots- 
verfahren anhängig ist, habe ich verdeutlicht, daß 
allein durch die Einreichung eines Rechenschafts- 
berichtes bzw. die Ankündigung, einen solchen vor- 
zulegen, nicht der Eindruck erweckt werden kann, 
auf dem Boden der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung zu stehen. 

Trotz der vorhandenen Zweifel an der Parteieigen- 
schaft einiger Organisationen wurden auch im Rech- 
nungsjahr 1992 alle eingereichten und von einem 
Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungsge- 
sellschaft testierten Berichte veröffentlicht. Dies ge- 
schah in erster Linie, um dem Anliegen der Öffent- 
lichkeit nach mögüchst hoher Transparenz Rechnung 
zu tragen, zumal Mitgliedsbeiträge und Spenden an 
diese Organisationen überwiegend steuerlich ab- 
zugsfähig sind, diese also insoweit indirekt an der 
staatlichen Steuerprivilegierung teilhaben. 
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Andererseits sind aber auch die Teile von Listenver- 
einigungen, die als Bestandteil der Listenvereinigun- 
gen BÜNDNIS 90/GRÜNE/NEUES FORUM/Unab- 
hängiger Frauenverband (UFV) und PDS/Linke Liste 
bei den Landtagswahlen in den neuen Bundes- 
ländern sowie bei der ersten gesamtdeutschen Wahl 
angetreten sind und sich teilweise als Parteien, teil- 
weise als politische Vereinigungen verstanden wis- 
sen wollen, ausdrücklich aufgefordert worden, ord- 
nungsgemäße Rechenschaftsberichte einzureichen. 
Diese Listenvereinigungen waren größtenteils auf- 
grund einschlägiger landesgesetzlicher Regelungen 
anspruchsberechtigt für die Gewährung von Ab- 
schlagszahlungen auf zukünftige Wahlkampfkosten- 
erstattungen. Auf Bundesebene ermöglichte erst das 
Gesetz über besondere Maßgaben für die Anwen- 
dung des Parteiengesetzes vom 8. November 1993 
(BGBL I S. 1862) die Gewährung von Abschlagszah- 
lungen auf die nächste Wahlkampfkostenerstattung 
für die Bundestagswahl 1994. Dieses Gesetz be- 
stimmte gleichzeitig, daß Listenvereinigungen auch 
den Vorschriften über die Rechenschaftslegung un- 
terliegen. Bei der Neuregelung des Parteiengesetzes 
wurden diese rechtlichen Vorgaben aufgegriffen, 
indem klargestellt wurde, daß auch Listenvereini- 
gungen grundsätzlich Abschlußzahlungen erhalten 
können (§ 39 Abs. 1 PartG). Bestand und besteht 
insoweit für die Listenvereinigungen sowohl auf 
Bundes- als auch auf Landesebene die Möglichkeit, 
staatliche Mittel in Form von Abschlußzahlungen zu 
erhalten, so sind diese andererseits, ebenso wie Par- 
teien, verpflichtet, einen ordnungsgemäßen Rechen- 
schaftsbericht einzureichen. Diese Verpflichtung hat 
natürlich um so mehr Gültigkeit, als sich Teile der 
Listenvereinigungen als eigenständige Parteien ver- 
stehen. Die Mehrheit der Listenpartner der oben 
genannten Listenvereinigungen ist dieser gesetzli- 
chen Verpflichtung nachgekommen. 

Bei den im BÜNDNIS 90/GRÜNE/NEUES FORUM/ 
UFV zusammengeschlossenen Listenpartnern stan- 
den noch ordnungsgemäße Rechenschaftsberichte 
des UFV für die Jahre 1990, 1991 und 1992 aus. Der 
UFV hatte zwar bei mir Berichte vorgelegt, diese 
waren aber nicht wie vom Gesetz vorgegeben von 
einem Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft, sondern lediglich von einem 
Steuerberater geprüft und testiert worden. Die 
Testate wurden zwischenzeitlich nachgeholt, so daß 
die Berichte in Kürze veröffentlicht werden können. 

Bei den Partnern der Listenvereiningung PDS/LL fehl- 
ten teilweise noch ordnungsgemäße Berichte der Mar- 
xistischen Partei DIE NELKEN, der USPD, der FDJ e. V. 
und der Vereinigten Linken (vgl. im einzelnen auch 
unter 5 . 7 Beanstandungen und Empfehlungen ) . 


5.4 Rechenschaftspflicht und 
Steuervergünstigung 

In meinen Vorjahresberichten (zuletzt Drucksache 
12/5575, S. 20) habe ich wiederholt darauf hingewie- 
sen, daß die vorgeschriebene Rechenschaftspflicht 
als solche wie auch die vom Gesetzgeber vorgese- 
hene Frist zur Einreichung der Rechenschaftsbe- 


richte von zu wenigen Parteien beachtet wird. Auch 
wenn dies in der Regel nur für kleinste Parteien gilt, 
die bereits wegen ihres geringen Stimmenanteils kei- 
nen Anspruch auf staatliche Mittel haben und die da- 
her von der einzigen Sanktionsvorschrift des § 23 
Abs. 4 PartG nicht erfaßt waren, sind sie der Publizi- 
tätspflicht genauso wie alle übrigen Parteien unter- 
worfen. Nicht zuletzt müssen auch sie gemäß § 23 
Abs. 2 Satz 4 den „Rechenschaftsbericht der Partei 
(. . .) dem jeweils auf seine Veröffentlichung folgen- 
den Bundesparteitag zur Erörterung (vorlegen) " . 

Da der bloße Appell, der gesetzlichen Verpflichtung 
Folge zu leisten, in der Vergangenheit nicht dazu 
beitragen konnte, in diesem Bereich eine Transpa- 
renz der Parteienfinanzierung zu schaffen bzw. zu er- 
höhen, habe ich beim Gesetzgeber, zuletzt mit 
Schreiben vom 20. Oktober 1993, angeregt, Überle- 
gungen anzustellen, ob weitere Sanktionen erforder- 
lich sind. Insbesondere habe ich vorgeschlagen, das 
Steuerprivileg in bezug auf Spenden und Mitglieds- 
beiträge davon abhängig zu machen, daß die be- 
günstigte Partei einen ordnungsgemäßen Rechen- 
schaftsbericht eingereicht hat. 

Der Gesetzgeber hat diese Anregung nicht aufgegrif- 
fen. Der Finanzausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner Stellungnahme vom 27. Oktober 1993, 
gestützt auf einen Bericht des Bundesministers der 
Finanzen, erklärt, daß er die vorgeschlagene Ände- 
rung, die steuerliche Abzugsfähigkeit von der Prü- 
fung der Veröffentlichung des letzten Rechenschafts- 
berichtes der Parteien abhängig zu machen, für nicht 
praktikabel halte. Der Vorschlag würde zu einem 
unvertretbaren Verwaltungsmehraufwand führen. 
Wenn ein zusätzlicher Sanktionsmechanismus ge- 
sucht werde, so müsse dieser im Pärteiengesetz zu 
Lasten der Parteien und nicht im Steuerrecht zu La- 
sten der Spender geregelt werden. 

Dem Vernehmen nach ist auch in den Wahlausschüs- 
sen die notorische Verletzung der Rechnungsle- 
gungspflicht bei der Zulassung der Parteien zu den 
zahlreichen Wahlen im Jahre 1994 erörtert worden. 
Wohl in Ermangelung eindeutiger gesetzlicher Vor- 
gaben wurde davon abgesehen, die Zulassung zu 
verweigern, obwohl die betreffenden Parteien zum 
Teil noch nie einen Rechenschaftsbericht eingereicht 
hatten. Auch wenn letzteres als Indiz gegen die 
Ernsthaftigkeit der jeweiligen Partei bewertet wor- 
den ist, sahen sich die Wahlausschüsse offenbar ge- 
hindert, alleine deswegen die Zulassung zu verwei- 
gern. Der Gesetzgeber und die ihm zuarbeitende 
Kommission unabhängiger Sachverständiger (vgl. 
§18 Abs. 6 und 7 PartG und Artikel 6 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Parteiengesetzes und an- 
derer Gesetze vom 28. Januar 1994, BGBl. I S. 142 ff., 
148) 4 ) sollten bei nächster Gelegenheit den gesetzge- 
berischen Handlungsbedarf nochmals prüfen. 


4 ) Artikel 6 lautet: 

„Artikel 6 

Überprüfung der Neuregelung 
Die vom Bundespräsidenten zu berufende Kommission unab- 
hängiger Sachverständiger (§ 18 Abs. 6 Parteiengesetz) hat 
bis zum 31. März 1999 die Berechnungsgrundlagen und die 
Auswirkungen der Neuregelung der staatlichen Parteien- 
finanzierung zu überprüfen und dem Deutschen Bundestag 
hierüber zu berichten. " . 
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5.5 Unentgeltliche Leistungen 
der Parteimitglieder 

Nach § 26 Abs. 1 PartG ist eine Einnahme, soweit für 
einzelne Einnahmearten (§ 24 Abs. 2 PartG) nichts 
besonderes gilt, jede der Partei von außen zuflie- 
ßende Geld- oder geldwerte Leistung. § 27 Abs. 3 
PartG bestimmt, daß bei der Einnahmenrechnung 
Sach-, Werk- und Dienstleistungen, die die Mitglie- 
der der Partei außerhalb eines Geschäftsbetriebes 
üblicherweise unentgeltlich zur Verfügung stellen 
oder die einen Einnahmewert von 1 000 DM nicht 
übersteigen, unberücksichtigt bleiben können. Im 
Umkehrschluß zu dieser Bestimmung war es durch- 
aus zulässig, derartige Leistungen in der Ein- 
nahmerechnung aufzunehmen. Dies wurde auch 
vom Bundesverfassungsgericht in seiner Entschei- 
dung aus dem Jahre 1986 (BVerfGE 73, 70 [89]) 
bestätigt. In meinen Vorjahresberichten habe ich 
diese besondere Problematik der Einbeziehung 
unentgeltlicher Leistungen der Parteimitglieder in 
die Einnahmenrechnung eingehend thematisiert 
(Drucksache 12/3113, S. 8 ff. und 12/5575, S. 19 ff.) 
und auf die besonderen Gefahren des Mißbrauchs 
gerade für kleine Parteien hingewiesen. Ziel dieser 
kleinen Parteien war es, „buchmäßig" die Eigenein- 
nahmen erhöhen zu können, um so einer Verrech- 
nung nach § 18 Abs. 7 PartG wegen Überschreitens 
der sog. Staatsquote von 50 % zu entgehen. Die Prü- 
fung nach § 18 Abs. 7 PartG a.F. hatte bei den REP 
1990 dazu geführt, daß ihnen im Wege der Verrech- 
nung fast 15 Mio. DM nicht ausgezahlt worden sind. 
Zu den Einzelheiten sei auf die Ausführungen in 
meinem letzten Bericht ausdrücklich hingewiesen. 

Wie im Vorjahr haben die Parteien DIE GRAUEN 
und REP unentgeltliche Leistungen ihrer Parteimit- 
glieder in die Einnahmenrechnung aufgenommen. 
Die GRAUEN weisen Eigenleistungen in Höhe von 

1.5 Mio. DM von 21 namentlich auf geführten Vor- 
standsmitgliedern aus (Drucksache 12/6140, S. 213 f.). 
Die Einzelleistungen belaufen sich von 6 600 DM bis 
auf 360 000 DM (für die Parteivorsitzende Trude Un- 
ruh). Der durchschnittliche Betrag beläuft sich auf 
über 70 000 DM. Die REP verbuchen 1992 knapp 
9,7 Mio. DM für unentgeltliche Eigenleistungen 
(Drucksache 12/6863, S. 28 f .). Hiervon entfallen ca. 
6,1 Mio. DM auf regelmäßige Leistungen von Funk- 
tionären der Partei (Vorsitzender bis Redakteur) und 

3.6 Mio. DM auf unregelmäßige Einzelleistungen, 
die individuell abgerechnet worden sind. 

Erstmals hat auch die ÖDP von der nach altem Recht 
noch möglichen Einbeziehung unentgeltlicher Lei- 
stungen in die Einnahmenrechnung Gebrauch ge- 
macht. Die Partei hat in Form einer Nebenrechnung 
insgesamt 1,3 Mio. DM an unentgeltlichen Eigen- 
leistungen bilanziert (Drucksache 12/6863, S. 86 f.) 
Die Eigenleistungen betragen zwischen 750 und 
44 960 DM. 

Bereits im Vorfeld der Rechenschaftslegung für das 
Vorjahr waren die GRAUEN und die REP wie auch 
deren Wirtschaftsprüfer mehrfach und eindringlich 
darauf hingewiesen worden, daß in diesem Bereich 
die Gefahr des Mißbrauchs und des Ausstellens von 
Gefälligkeitsbescheinigungen sehr groß ist und die 


Verantwortlichen der Partei hier besonders gewis- 
senhaft darauf zu achten haben, daß die als Einnah- 
men in Ansatz gebrachten Leistungen tatsächlich 
erbracht und durch Einzelnachweis lückenlos belegt 
worden sind. Ebenso wurde auch die ÖDP im Hin- 
. blick auf die Rechenschaftslegung 1992 auf diese Ge- 
fahren ausdrücklich hingewiesen. Allen Parteien 
wurde deutlich gemacht, daß gerade den Wirt- 
schaftsprüfern hier eine besondere Pflicht zur 
gewissenhaften materiellen Prüfung der Rechen- 
schaftsberichte obhegt. Bei den GRAUEN wurde zwi- 
schenzeitlich von Privatpersonen Strafanzeige erstat- 
tet. Ein entsprechendes Ermittlungsverfahren ist bei 
der Staatsanwaltschaft in Bonn anhängig. 

Mit Vertretern der Wirtschaftsprüferkammer wurde 
die Thematik Ende 1993 nochmals ausführlich disku- 
tiert. Dabei wurde die Mißbrauchsgefahr in diesem 
Bereich intensiv erörtert. Für die Bilanzierung dieser 
unentgeltlichen Leistungen wurde es als sachgerecht 
angesehen, diese Leistungen eigenständig außer- 
halb der eigentlichen Rechenschaftslegung im Rah- 
men der Erläuterungen zum Rechenschaftsbericht 
unter Hinweis auf die Regelung des § 18 Abs. 7 
PartG a. F. aufzuführen. Dies schließt eine weitere Er- 
läuterung über die Art der Leistung mit ein. Allein 
die ÖDP hat daraufhin die unentgeltlichen Leistun- 
gen in Form einer Nebenrechnung bilanziert. Bei 
den GRAUEN und den REP, die ihren Rechenschafts- 
bericht schon vorgelegt hatten, sind die Leistungen 
noch in der Einnahmenrechnung ausgewiesen wor- 
den. Gleichzeitig wurden die Leistungen innerhalb 
der Erläuterungen nochmals seperat angeführt, so 
daß sie ohne großen Aufwand aus den Einnahmen 
herausgerechnet werden können (vgl. unter 7.2.2 
Spenden der Sonstigen Parteien und 8.2.1 Personal- 
ausgaben der Sonstigen Parteien). Aus diesem Grun- 
de konnte auf eine Korrektur der Berichte verzichtet 
werden. 

In meinem letzten Bericht hatte ich angeregt, daß 
sich der Gesetzgeber dringend dieser Problematik 
bei der Neuregelung der Parteienfinanzierung an- 
nehmen und den mißlichen Zustand beseitigen 
sollte. Dieser Anregung ist er gefolgt, indem er in § 26 
Abs. 4 PartG hervorgehoben hat, daß die Mitarbeit 
von Bürgern in Parteien grundsätzlich unentgeltlich 
erfolgt und Sach-, Werk- und Dienstleistungen, die 
die Mitglieder außerhalb eines Geschäftsbetriebes 
üblicherweise unentgeltlich zur Verfügung stellen, 
nunmehr als Einnahmen unberücksichtigt bleiben. 
Gleichzeitig bestimmt § 18 Abs. 5 PartG für die jährli- 
che Prüfung der relativen Obergrenze, daß die Höhe 
der staatlichen Teilfinanzierung bei einer Partei die 
Summe ihrer selbsterwirtschafteten Einnahmen nicht 
überschreiten darf. Mit dieser Bestimmung will der 
Gesetzgeber verhindern, daß die Eigeneinnahmen 
einer Partei künstlich erhöht werden, in dem übli- 
cherweise unentgeltliche Leistungen als Einnahmen 
verbucht werden. Der Gesetzgeber hat es lediglich 
als zulässig erachtet, daß derartige Leistungen aus 
Transparenzgründen im Rechenschaftsbericht aufge- 
listet werden. Bei der Ermittlung der Einnahmen der 
Parteien bleiben sie jedoch unberücksichtigt (vgl. 
Beschluß und Bericht des federführenden Innenaus- 
schusses des Deutschen Bundestages, Drucksache 
12/6090, S. 23). 
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In Zukunft bleiben die den Parteien gewährten un- 
entgeltlichen Sach-, Werk- und Dienstleistungen so- 
wohl in der Einnahmenrechnung als auch bei der Be- 
rechnung der relativen Obergrenze unberücksich- 
tigt. Diese Grundentscheidung gilt schon für die Zah- 
lungen auf der Grundlage der Übergangsregelung 
des § 40 PartG. Zwar wird hierbei in Ermangelung 
konkreter Zahlen „ übergangsweise " auf die Beiträge 
und Spenden der Rechnungsjahre 1991 und 1992 
zurückgegriffen. Im Gegensatz zu den in § 39 PartG 
geregelten, ebenfalls erst 1994 zahlbaren Abschluß- 
zahlungen für die vergangenen Jahre, handelt es 
sich aber bei den Zahlungen nach § 40 PartG um die 
staatliche Teilfinanzierung nach neuem Recht. Damit 
sind die nach dem bisherigen PartG für die Staats- 
quotenberechnung nach § 18 Abs. 7 PartG a. F. ein- 
beziehbaren unentgeltlichen Sach-, Werk- und 
Dienstleistungen bei der Anwendung des neugefaß- 
ten Parteiengesetzes für die jährlich festzusetzenden 
staatlichen Mittel nicht zu berücksichtigen, und zwar 
weder bei der Berechnung des Anteils der den staat- 
lichen Zuschuß auslösenden Beiträge und Spenden 
in den Jahren 1991 und 1992, noch bei der Prüfung 
der Überschreitung der relativen Obergrenze. Eine 
Berücksichtigung der unentgeltlichen Leistungen 
der Parteimitglieder in der Einnahmenrechnung ist 
somit letztmalig bei der nach § 39 Abs. 1 Nr. 5 PartG 
geforderten Staatsquotenberechnung nach altem 
Recht möglich (vgl. auch 7.3 Staatsquotenprüfung 
nach §39 Abs. 1 Nr. 5 PartG). 

Die REP haben am 10. Juli 1994 wegen der Neu- 
regelung über die Nichteinbeziehung der unent- 
geltlichen Leistungen in die Einnahmerechnung 
bzw. in die Berechnung der staatlichen Mittel 
beim Bundesverfassungsgericht Organklage erho- 
ben (2 BvE 3/94). Über die weitere Entwicklung kann 
noch nichts berichtet werden. 


5.6 Rechenschaftslegung der PDS 

Die Richtigkeit der Rechenschaftslegung der PDS, 
insbesondere jene für das Rechnungsjahr 1990, ist 
Anfang des Jahres sowohl in den Medien als auch 
von einigen Mitgliedern der „Unabhängigen Kom- 
mission zur Überprüfung des Vermögens der Par- 
teien und Massenorganisationen der DDR" (UKPV) 
bezweifelt worden. Dabei wurde aus der UKPV vor- 
getragen, daß die PDS Gelder in Höhe von über 
14 Mio. DM als Spende unter dem Titel „Unterstüt- 
zung linker Bewegungen im Ausland" in ihrem 
Rechenschaftsbericht 1990 ausgewiesen habe, diese 
Gelder jedoch tatsächlich auf einem Luxemburger 
Konto für Eigenzwecke „geparkt" und damit dem 
Zugriff der treuhänderischen Verwaltung entzogen 
habe. Hinsichtlich der Rechenschaftsberichte der 
Jahre 1991 und 1992 wurde der Verdacht geäußert, 
die Partei habe ihre untersten Parteigliederungen, 
die sog. Basisorganisationen, nicht mit in die Rechen- 
schaftslegung einbezogen. Die Partei habe bei eini- 
gen Landesverbänden in den neuen Bundesländern 
lediglich über den Vorstand des Landesverbandes 
und diesem nachgeordnete Kreis- oder Bezirksver- 
bände Rechenschaft gelegt. Bei anderen Landes- 
verbänden sei hingegen von Landesverbänden und 


diesen nachgeordneten Gebietsverbänden die Rede. 
Die Basisorganisationen der Partei seien, so die Ver- 
mutung der Kommission, bei dieser Bilanzierung teil- 
weise nicht mit erfaßt. 

In meinem letzten Bericht hatte ich darauf hingewie- 
sen, daß die Rechenschaftsberichte der PDS so einge- 
hend wie bei kaum einer anderen Partei geprüft wor- 
den sind (vgl. Drucksache 12/5575, S.18). Im Rahmen 
dieser Prüfung sind sowohl die LIKPV als auch die 
Treuhandanstalt Direktion Parteivermögen mehrfach 
im Wege der Amtshilfe beteiligt worden. Diese Prü- 
fung führte nicht zuletzt dazu, daß die Partei ihren 
Rechenschaftsbericht für das Rechnungsjahr 1990 
vollständig überarbeiten mußte. Gleichzeitig hat die 
Partei dabei nochmals öffentlich und urkundlich ver- 
sichern müssen, daß sie auf ihr gesamtes Auslands- 
vermögen verzichtet. Während der Prüfung des Be- 
richtes, die weit über ein Jahr gedauert hat, sind 
keine staatlichen Leistungen, seien es Wahlkampfko- 
stenerstattungen oder Chancenausgleichszahlungen, 
für die die Partei grundsätzlich anspruchsberechtigt 
war, geflossen. Weder im ursprünglichen Rechen- 
schaftsbericht für das Jahr 1990, der noch nach DDR- 
Kriterien erstellt worden war, noch in dem vollstän- 
dig überarbeiteten, den Erfordernissen des Partei- 
engesetzes entsprechenden Rechenschaftsbericht 
war ein Betrag von 14 Mio. DM als „Unterstützung 
linker Bewegungen" ausgewiesen worden. Dies war 
nach den gesetzlichen Vorgaben auch nicht erforder- 
lich. Durch das „Entdecken" des Betrages auf dem 
Luxemburger Konto war daher der Rechenschaftsbe- 
richt nicht unrichtig geworden. 

Die Prüfung der Berichte für die Rechnungsjahre 
1991 und 1992 machte Korrekturen und Nachbesse- 
rungen erforderlich. Auch hierbei sind die UKPV und 
die Treuhandanstalt eingehend beteiligt worden. Im 
Rahmen der Prüfung ist auch die Rechenschafts- 
legung betreffend der Basisorganisationen hinter- 
fragt worden. Die Partei hat dabei mit Bestätigung 
ihres Wirtschaftsprüfers versichert, daß Einnahmen, 
Ausgaben und Vermögen der Basisorganisationen 
selbstverständlich in der Rechnungslegung enthalten 
seien. Die Positionen seien in den Angaben zum 
Kreis- bzw. Bezirksverband enthalten. 

Auf die Prüfung der Rechenschaftsberichte der in 
den Listenvereinigungen PDS/Linke Liste zusam- 
mengeschlossenen Parteien und Vereinigungen wird 
unten im Gliederungspunkt 5.7 Beanstandungen 
und Empfehlungen eingegangen. 

Vor dem Hintergrund der von Mitgliedern der Kom- 
mission und Teilen des Sekretariats der UKPV nun- 
mehr vor Abschluß eines beabsichtigten Vergleichs 
erneut erhobenen Vorwürfe, insbesondere zum Re- 
chenschaftsbericht 1990, ist die Partei sowie deren 
Wirtschaftsprüfer Anfang des Jahres 1994 nochmals 
um Stellungnahme gebeten worden. Die Partei trägt 
unwidersprochen vor, daß die Bilanzierung der 
14 Mio. DM als Ausgaben der Rechtslage entspro- 
chen habe. Sie habe das Geld einem Treuhänder zur 
Unterstützung ünker Bewegungen im Ausland gege- 
ben. Damit hätte sie keine Verfügungsgewalt mehr 
über das Geld gehabt. Warum der Treuhänder das 
Geld nicht zweckentsprechend ausgezahlt habe, sei 
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ihr nicht bekannt. Nach ihrem Willen könne es nach 
wie vor diesem Zweck zugeführt werden. Wenn dies 
wegen der Beschlagnahme durch die UKPV bzw. 
Treuhandanstalt nicht mehr möglich sei, handele es 
sich um Auslandsvermögen, auf das sie - unstreitig - 
verzichtet habe. Es seien auch keine Gelder von et- 
waigen ausländischen Konten in die Partei geflossen. 

Da mir in meiner Funktion als mittelverwaltende Be- 
hörde anders als der UKPV keine eigenständige Er- 
mittlungsbefugnis zukommt, muß ich die von der 
PDS gemachten und von ihrem Wirtschaftsprüfer be- 
stätigten schlüssigen und nicht falsifizierten Erklä- 
rungen als wahr zugrunde legen. Ob tatsächlich 
finanzielle Mittel über ausländische Konten eines 
Treuhänders der Partei in die Partei zurückgeführt 
wurden, kann mit den mir rechtlich gegebenen Mit- 
teln nicht überprüft werden. Dies ist Aufgabe der 
UKPV. 


5.7 Beanstandungen und Empfehlungen 

Nach § 23 Abs. 3 PartG habe ich zu prüfen, ob die 
Rechenschaftsberichte den Vorschriften des Sechsten 
Abschnittes des Parteiengesetzes entsprechen. Dabei 
handelt es sich um eine Schlüssigkeitsprüfung. Der 
Gesetzgeber ging bei der Abwägung zwischen der 
verfassungsmäßig gewährleisteten Parteienfreiheit 
sowie dem damit einhergehenden Recht auf 
„ Staatsfreiheit " einerseits und dem Gesichtspunkt 
einer möglichst hohen Transparenz andererseits 
davon aus, daß mit der materiellen Prüfung der 
Rechenschaftsberichte durch unabhängige Wirt- 
schaftsprüfer, durch die Veröffentlichung der Be- 
richte als Bundestagsdrucksache sowie durch den 
Bericht der Präsidentin des Deutschen Bundestages 
über diese Berichte und die Entwicklung der Par- 
teienfinanzen eine hinreichende öffentliche Kontrolle 
gewährleistet sei. Die diesseitige Schlüssigkeitsprü- 
fung schließt es nicht aus, daß bei von Amts wegen 
bekanntgewordenen Unstimmigkeiten und bei un- 
vollständigen Angaben eine Abklärung erfolgt. Da- 
bei wird die betroffene Partei - ggf. unter Einbezie- 
hung ihres Wirtschaftsprüfers - zur Stellungnahme 
aufgefordert. Dies ist auch in früheren Jahren ge- 
schehen. 

Als Gesamtergebnis der Prüfung aller Rechen- 
schaftsberichte für das Rechnungsjahr 1992 kann 
festgehalten werden, daß die eingereichten und ver- 
öffentlichten Berichte überwiegend den Vorschriften 
des Sechsten bzw. nunmehr Fünften Abschnittes des 
Parteiengesetzes entsprechen. Die Prüfung der Be- 
richte für das Rechnungsjahr 1992 hat gleichzeitg 
deutlich gemacht, daß die Parteien bei der 
Rechnungslegung sorgfältig und gewissenhaft vor- 
gegangen sind. Ein Vergleich mit den Rechenschafts- 
legungen in der Vergangenheit zeigt ferner, daß die 
Qualität der Rechenschaftsberichte in den letzten 
Jahren erheblich gestiegen ist. Die meisten Parteien 
und Vereinigungen haben viel Mühe und Arbeit auf- 
gewandt, um ihrer verfassungsrechtlichen Verpflich- 
tung ordnungsgemäß nachzukommen und eine mög- 
lichst hohe Transparenz zu erzielen. Diese in den 
letzten Jahren kontinuierlich verbesserte Rechen- 
schaftslegung zeigt zugleich, welchen hohen Stellen- 


wert die Darlegung der Finanzverhältnisse für die 
einzelnen Parteien selbst besitzt. Im Gegensatz zu 
den Vorjahren waren insoweit auch nur relativ we- 
nige und weitgehend geringfügige Beanstandungen 
vorzunehmen. Abgesehen von den nicht durch einen 
Wirtschaftsprüfer testierten Berichten entsprechen 
lediglich die Rechenschaftsberichte der Marxisti- 
schen Partei DIE NELKEN sowie die Berichte von 
weiteren Teilen der Listenvereinigung PDS/LL wie 
Vereinigte Linke, FDJ e.V. und USPD noch nicht den 
Vorschriften des Parteiengesetzes. Sämtliche betrof- 
fene Parteien und Vereinigungen sind angehalten 
worden, ihre Berichte entsprechend zu überarbeiten. 

Im einzelnen waren im Rahmen meiner Prüfung fol- 
gende Beanstandungen und Empfehlungen gegen- 
über einzelnen Parteien zu treffen. 

Einhaltung der Frist zur Abgabe des 
Rechenschaftsberichts 

Wie bereits oben zu Punkt 5 erwähnt, habe ich auch 
im Rechnungsjahr 1992 einigen Parteien auf deren 
begründeten Antrag die Frist zur Abgabe des 
Rechenschaftsberichts bis zum 31. Dezember 1993 
verlängert. Während die meisten Parteien innerhalb 
des Verlängerungszeitraums ihren Rechenschafts- 
bericht eingereicht haben, ist diese Frist von einigen 
Parteien und Vereinigungen wiederum nicht beach- 
tet worden. Die Berichte der Parteien, die Anfang 
1994 eingegangen waren, konnten zum Teil noch in 
der zweiten Veröffentüchung bekanntgemacht wer- 
den. Bei den übrigen Vereinigungen stehen die 
Berichte noch aus. 

Eine unmittelbare Rechtsfolge wurde bisher an einen 
verspätet eingereichten Rechenschaftsbericht nicht 
geknüpft. Das Parteiengesetz sah zwar in § 23 Abs. 4 
PartG a. F. vor, daß staatliche Zahlungen in Form der 
Wahlkampfkostenerstattung oder des Chancenaus- 
gleichs nicht erfolgen dürfen, „solange ein den Vor- 
schriften des Sechsten Abschnittes (des Parteien- 
gesetzes) entsprechender Rechenschaftsbericht nicht 
eingereicht worden ist". Doch konnte ein solcher An- 
spruch wieder aufleben, sobald der Bericht - auch 
über den Zeitraum der Fristverlängerung hinaus - 
eingereicht wurde. Eine Ausschlußfrist bestand 
nicht. Manche Partei, so z. B. die Bayempartei und 
die Autofahrer- und Bürgerinteressenpartei, sah sich 
aus diesem Grunde erst dann zur Abgabe eines 
Rechenschaftsberichts veranlaßt, als sie Aussicht auf 
staatliche Leistungen hatte oder sich zumindest 
Chancen auf solche Leistungen ausrechnete. Die 
Pflicht zur Rechenschaftslegung besteht jedoch un- 
abhängig von der Gewährung direkter staatlicher 
Zuwendungen. 

Mit Schreiben vom 20. Oktober 1993 hatte ich im 
Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zur Neurege- 
lung der Parteienfinanzierung den federführenden 
Innenausschuß sowie die mitberatenden Ausschüsse 
nochmals auf diese mißliche Gesetzeslage aufmerk- 
sam gemacht. Hierbei hatte ich angeregt, einen 
Anspruchsverlust sowohl für staatliche Mittel auf Zu- 
wendungen als auch auf Wählerstimmen vorzuse- 
hen, wenn der fällige Rechenschaftsbericht einer 
Partei nicht bis zum 31. Dezember des laufenden 
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Jahres vorliegt. Der Gesetzgeber hat diese Anregung 
teilweise aufgenommen und eine gestufte Aus- 
schlußfrist für die Abgabe der Rechenschaftsberichte 
normiert. Nach dem nunmehr geltenden § 23 Abs. 4 
PartG darf der Präsident des Deutschen Bundestages 
staatliche Mittel für eine Partei nach §§ 18 und 19 
PartG nicht festsetzen, solange ein den Vorschriften 
des Fünften Abschnittes des Parteiengesetzes ent- 
sprechender Rechenschaftsbericht nicht eingereicht 
worden ist. Maßgeblich für Zahlungen nach § 18 
PartG ist jeweils der für das vorangegangene Jahr 
vorzulegende Rechenschaftsbericht. Hat eine Partei 
diesen Rechenschaftsbericht nicht bis zum 31. De- 
zember des laufenden Jahres eingereicht, erfolgt die 
staatliche Festsetzung ohne Berücksichtigung der 
Zuwendungen an die Partei, die ihren Rechen- 
schaftsbericht nicht eingereicht hat (§19 Abs. 4 Satz 2 
PartG). Wird der Bericht auch nicht bis Ende des dar- 
auffolgenden Jahres eingereicht, verliert sie den An- 
spruch auf staatliche Mittel insgesamt, also auch im 
Hinblick auf die erzielten Wählerstimmen (§ 23 Abs. 4 
Satz 3 PartG). 

Gliederung des Rechenschaftsberichtes 

Die vom Parteiengesetz in § 24 Abs. 1 Nr. 1 PartG 
vorgegebene Gliederung der Einnahmen wurde von 
einer politischen Vereinigung (BGD) nicht eingehal- 
ten. In den Berichten der Partei für die Rechnungs- 
jahre 1990, 1991 und 1992 wurden neben den Ein- 
nahmen aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden und Zu- 
schüssen von Gliederungen „Einnahmen aus Spen- 
den der Privateigentumssicherung " sowie „Bürg- 
schaften und Privateinlagen" bilanziert. Derartige 
Einnahmekategorien kennt das Parteiengesetz nicht. 
Die in § 24 Abs. 1 Nr. 1 PartG vorgenommene Auf- 
gliederung der Einnahmepositionen ist insoweit ab- 
schließend. Nach Rückfrage bei der Vereinigung 
konnten diese Positionen den Vorgaben des Par- 
teiengesetzes entsprechend zugeordnet werden. 

Vorlage von Rechenschaftsberichten 
einzelner Landesverbände 

Teüe der in der Listenvereinigung PDS/LL verbunde- 
nen Organisationen haben bei mir bzw. bei einigen 
Landtagen in den neuen Bundesländern jeweils für 
einen Landesverband Rechenschaftsberichte einge- 
reicht. Rechenschaftsberichte einer Gliederung sind 
jedoch lediglich ein Bestandteü des nach § 23 PartG 
einzureichenden Rechenschaftsberichtes der Ge- 
samtpartei. Nach § 23 Abs. 1 PartG hat der Vorstand 
einer Partei über die Herkunft und die Verwendung 
der Mittel, die seiner Partei innerhalb eines Kalen- 
derjahres zugeflossen sind, sowie über das Vermö- 
gen der Partei zum Ende des Kalenderjahres in 
einem Rechenschaftsbericht öffentlich Rechenschaft 
zu geben. In den Bericht der Gesamtpartei sind nach 
§ 24 Abs. 1 PartG die Rechenschaftsberichte jeweüs 
getrennt nach Bundesverband und Landesverband 
sowie die Rechenschaftsberichte der nachgeordne- 
ten Gebietsverbände je Landesverband aufzuneh- 
men. Sofern weitere Landesverbände bestehen und 
ein Bundesverband existiert, ist allein der Bericht der 
Gesamtpartei maßgeblich. Durch die Vorlage des 


Berichtes lediglich eines Landesverbandes wird der 
Berichtspflicht nur unvollständig nachgekommen. 
Lediglich wenn ein Listenpartner nicht Partei im 
Sinne des PartG ist, sondern eine sonstige politische 
Vereinigung, ist eine Rechenschaftslegung nur bezo- 
gen auf diese Landesgliederung zulässig. Zwischen- 
zeitlich haben die KPD und DIE NELKEN einen 
Gesamtbericht vorgelegt. Bei anderen Vereinigun- 
gen (fdj, USPD, Vereinigte Linke) sind die Berichte 
vor kurzem teilweise eingegangen. Sie konnten noch 
nicht abschließend geprüft werden. Zahlungen nach 
§ 39 Abs. 1 PartG sind daher an diese Gruppierungen 
noch nicht erfolgt. 


Ausweisung der Mitgliederzahl 

Einige politische Vereinigungen (KPD, DIE NEL- 
KEN) hatten in ihren Rechenschaftsberichten entge- 
gen der in § 24 Abs. 6 PartG enthaltenen Verpflich- 
tung, die „Anzahl der beitragspflichtigen Mitglieder 
zum Jahresende (. . .) zu verzeichnen" keine An- 
gaben über die Zahl der beitragspflichtigen Mitglie- 
der gemacht. Die KPD hat die Angaben der Mitglie- 
derzahlen nachgereicht. Diese konnten bei der Ver- 
öffentlichung der Berichte berücksichtigt werden. 


Publizitätspflicht von „Großspenden" 

Nach § 25 Abs. 2 PartG sind Spenden an eine Partei 
oder an einen bzw. mehrere ihrer Gebietsverbände, 
deren Gesamtwert in einem Kalenderjahr (Rech- 
nungsjahr) 20 000 DM übersteigt, unter Angabe des 
Namens und der Anschrift des Spenders sowie der 
Gesamthöhe der Spende im Rechenschaftsbericht zu 
verzeichnen. Einige Parteien haben in ihren Rechen- 
schaftsberichten trotz relativ hoher Spendeneinnah- 
men keine Angaben zu dieser Position gemacht, so 
daß grundsätzlich davon ausgegangen werden 
konnte, daß keine derartigen publizitätspflichtigen 
Spenden eingegangen sind. Dies wurde durch Nach- 
fragen im Einzelfall auch bestätigt. Gleichwohl wäre 
es für die zukünftige Rechenschaftslegung wün- 
schenswert, wenn eine Partei, die keine publizitäts- 
pflichtige Spende erhalten hat, dies auch im Rechen- 
schaftsbericht dokumentiert. 


Nachmeldung von „Großspenden" 

Auch im Rechnungsjahr 1992 kam es wiederum bei 
einigen Parteien (GRÜNE, F.D.P.) zu einer Nachmel- 
dung einer veröffentlichungspflichtigen Spende aus 
dem Vorjahr. Darüber hinaus meldete die CDU eine 
Spende für das Rechnungsjahr 1989 nach. Der Grund 
für die Nachmeldungen lag - wie in der Vergangen- 
heit - darin, daß verschiedene Einzelspenden an un- 
terschiedliche Gliederungen geleistet wurden, die 
erst in der Addition eine veröffentlichungspflichtige 
Spende ergaben. In den Gesamtspenden des Re- 
chenschaftsberichts von 1989 bzw. 1991 waren diese 
Spenden allerdings bereits enthalten. Die Spenden 
aus den Jahren 1991 und 1989 sind im Rechen- 
schaftsbericht der jeweiligen Partei veröffentlicht 
worden (Drucksache 12/6140, S. 47, 96, 127). 
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Bilanzierung von Forderungen als Rückstellungen 

Bei der NPD mußte festgestellt werden, daß die For- 
derungen der Bundesrepublik Deutschland auf 
Rückzahlung von Abschlagszahlungen auf die 
Wahlkampfkostenerstattungen für die Bundestags- 
wahl 1990 unter dem Gliederungspunkt „Rückstel- 
lungen" innerhalb der Vermögensrechnung ver- 
bucht worden waren. Unter diesem Gliederungs- 
punkt sind jedoch nur solche Forderungen zu bilan- 
zieren, deren Bestehen oder Fälligkeit noch nicht ge- 
nau spezifiziert werden kann. Bei der NPD steht 
diese Forderung auf Rückzahlung der staatlichen 
Leistungen an die Bundesrepublik Deutschland 
jedoch durch rechtskräftiges Urteil des VG Köln vom 
28. November 1991 (Az.: VG Köln 16 K 390/91) späte- 
stens mit Rechtskraft des Urteüs Anfang 1992 fest. 
Aus diesem Grunde hätte die Forderung unter dem 
Gliederungspunkt „Sonstige Verbindlichkeiten" auf- 
geführt werden müssen. Diese Ansicht wird auch 
von der Wirtschaftsprüf erkammer geteilt. Die Partei 
ist unter Einbeziehung ihres Wirtschaftsprüfers da- 
her aufgefordert worden, diesbezügliche Angaben in 
ihrem Bericht zu überprüfen und insoweit zu korri- 
gieren. Die Partei hat ihre Angaben zwischenzeitlich 
mit Prüfvermerk des Wirtschaftsprüfers nachgebes- 
sert. 

In diesem Zusammenhang sei nochmals der Hinweis 
gegeben, daß Änderungen des Rechenschaftsbe- 
richts von dem Wirtschaftsprüfer ebenfalls geprüft 
und bestätigt werden müssen. 

Erläuterung der „Sonstigen Einnahmen“ 

§ 27 Abs. 2 Satz 3 PartG, wonach „Sonstige Einnah- 
men" im Rechenschaftsbericht aufzugliedem und zu 
erläutern sind, soweit sie bei einer Parteigliederung 
5 % der Gesamteinnahmen ausmachen, ist lediglich 
bei einer Partei nicht beachtet worden (CSU). Nach- 
dem die betroffene Partei um Korrektur ihrer An- 
gaben gebeten worden war, konnte dieser Mangel 
unmittelbar abgestellt und die Korrektur bei der Ver- 
öffentlichung des Rechenschaftsberichts berücksich- 
tigt werden. 

Identität der Summen der Zuschüsse 
von und an Gliederungen 

Wie in der Vergangenheit stimmten die Zahlenanga- 
ben für die Zuschüsse an Parteigliederungen bei den 
Einnahmen und für die Zuschüsse von diesen bei 
den Ausgaben bei einer Partei (PDS) nicht überein. 
Sie wiesen hier eine Differenz von 35 536,18 DM aus. 
Da es sich bei den Zuschüssen an bzw. von Gliede- 
rungen um einen rein innerparteilichen Geldtransfer 
handelt, müßten diese Zahlungen im Regelfall iden- 
tisch sein. Sind sie es nicht, sollte die Abweichung er- 
läutert werden. Die betreffende Partei ist auf diese 
Unstimmigkeit der Rechenschaftslegung aufmerk- 
sam gemacht und um entsprechende Erläuterung der 
Differenzen gebeten worden. Die Partei begründet 
die Zahlenunterschiede damit, daß Gliederungen der 
Partei Zuschüsse von anderen Gliederungen zur 
Finanzierung gemeinsamer politischer Aktivitäten 
erhalten und vereinnahmt haben, die in den mit- 


finanzierenden Gliederungen als Ausgaben für 
Öffenlichkeitsarbeit ausgewiesen wurden. Diese 
Erläuterung wurde in den betreffenden Rechen- 
schaftsbericht eingearbeitet. Die Partei wurde noch- 
mals eindringlich darauf hingewiesen, daß eine 
solche falsche Verbuchung in Zukunft zu vermeiden 
sei. 

Kundgabe politischer Äußerungen 
in der Rechenschaftslegung 

Eine politische Vereinigung (BGD) hat in ihren Re- 
chenschaftsberichten unter dem Gliederungspunkt 
„Erläuterungen" in nicht unerheblichem Maße politi- 
sche Willensäußerungen kundgetan, die in keinem 
Zusammenhang mit der hier geforderten Rechen- 
schaftslegung standen. Insbesondere wurden unter 
diesem Gliederungspunkt politische Inhalte und Zie- 
le propagiert, die einerseits einen Parteistatus be- 
gründen, andererseits wohl zur Verbreitung allge- 
meinpolitischer Ansichten der Partei beitragen soll- 
ten. 

Das Parteiengesetz ermöglicht zwar in § 24 Abs. 8 
PartG (§ 24 Abs. 7 a. F.) den Parteien, ihren Rechen- 
schaftsberichten kurzgefaßte Erläuterungen beizufü- 
gen. Derartige Erläuterungen sind allerdings nur im 
Zusammenhang mit der Rechenschaftslegung zu 
sehen. Sinn und Zweck der Rechenschaftslegung ist 
es wie oben dargelegt (vgl. unter 4. Die verfassungs- 
rechtliche Pflicht der Parteien zur öffentlichen 
Rechenschaftslegung), die Öffentlichkeit über die 
wirtschaftlichen Verhältnisse einer Partei sowie dar- 
über, wer hinter einer Partei steht, zu informieren. 
Die Darstellung politischer Ansichten und Ziele sollte 
unterdessen im Rechenschaftsbericht unterbleiben. 
Gehen die politischen Äußerungen gar soweit, daß 
darin möglicherweise eine aktive Verbreitung einer 
mit dem Grundgesetz im Widerspruch stehenden 
Aussage verbunden ist, so liegt darin ein rechtsmiß- 
bräuchliches Handeln. Derartige Äußerungen kön- 
nen insoweit als gegenstandslos betrachtet werden 
(vgl. auch LG Stuttgart, Beschluß vom 5. Oktober 
1993, in: NJW 1994, S. 1077). Die entsprechenden 
Passagen in einem der vorgelegten Rechenschaftsbe- 
richte wurden dementsprechend nicht mitveröffent- 
licht. 

Rechenschaftslegung für das Rechnungsjahr 1990 

Bereits in meinem Bericht über die Rechenschaftsbe- 
richte der Parteien für das Rechnungsjahr 1989 hatte 
ich darauf hingewiesen, daß sich die Rechenschafts- 
pflicht auch im Jahr der Wiedervereinigung auf das 
gesamte Rechnungsjahr 1990 beziehen muß (vgl. 
Drucksache 12/1100, S. 42 f .). Teile der Listenvereini- 
gung PDS/LL haben jedoch für das Rechnungsjahr 
1990 lediglich Berichte für das zweite Halbjahr 
vorgelegt. Die Rechenschaftslegung für das Rech- 
nungsjahr 1990 ist insoweit unvollständig. Die Re- 
chenschaftspflicht nach dem Parteiengesetz erstreckt 
sich grundsätzlich auf das gesamte Kalenderjahr. 
Auch wenn nach den Bestimmungen des Einigungs- 
vertrages (BGBL II 1990 S. 910, Anlage 1 Kapitel 2 
Sachgebiet A Abschnitt 3 Nr. 1) das Parteiengesetz 
der Bundesrepublik Deutschland erst zum Zeitpunkt 
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des Wirksamwerdens des Beitritts, nämlich am 3. Ok- 
tober 1990 in Kraft getreten ist, ändert dies nichts 
daran, daß nach § 23 Abs. 1 PartG der Vorstand einer 
Partei „über die Herkunft und die Verwendung der 
Mittel, die seiner Partei innerhalb eines Kalenderjah- 
res (Rechnungsjahr) zugeflossen sind, ... in einem 
Rechenschaftsbericht öffentlich Rechenschaft zu 
geben hat' 1 . Von den betroffenen Vereinigungen hat 
bisher lediglich die KPD für das gesamte Rechnungs- 
jahr 1990 einen entsprechenden Bericht vorgelegt. 

Prüfvermerk des Wirtschaftsprüfers 
oder der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Bei Teilen der Listenvereinigung PDS/LL mußte fest- 
gestellt werden, daß der Prüfvermerk des Wirt- 
schaftsprüfers nicht den strengen gesetzlichen 
Anforderungen entsprach. Sind nach dem abschlie- 
ßenden Ergebnis der Prüfung keine Einwendungen 
zu erheben, so hat der Wirtschaftsprüfer durch einen 


6. Die Finanzlage der Parteien 


6.1 Gesamtentwicklung im Rechnungsjahr 

Die Finanzlage der Bundestagsparteien hat sich 
gegenüber dem Ausnahmejahr 1990 und in Fort- 
setzung der Entwicklung aus dem Vorjahr weiter 
normalisiert. 

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben war 
im Rechnungsjahr bei den meisten Parteien weiter 
rückläufig (vgl. Anhang 4 und Anhang 5). Damit hat 
sich der Trend auch im zweiten Jahr nach der 
Wiedervereinigung weiter fortgesetzt. Allein die 
GRÜNEN konnten im Berichtszeitraum einen An- 
stieg ihrer Einnahmen verbuchen, so daß die Partei 
erstmals seit 1989 bei der Gegenüberstellung der 
Einnahmen und Ausgaben wieder einen Einnahme- 
überschuß bilanzieren konnte. Als einzige Bundes- 
tagspartei weist die PDS immer noch weit mehr Aus- 
gaben als Einnahmen aus (vgl. Anhang 6). Bei dieser 
Partei sank das Niveau der Einnahmen und Ausga- 
ben erheblich und führte letztlich zu einer Kürzung 
der Positionen um fast zwei Drittel. Die Entwicklung 
bei den übrigen Bundestagsparteien läßt bei den Ein- 
nahmen und Ausgaben nur geringfügige Verände- 
rungen erkennen. 

Mußten in den Vorjahren bei einigen Bundestagspar- 
teien teilweise hohe Verbindlichkeiten festgestellt 
werden, so gelang es diesen Parteien weitgehend, 
ihren Schuldenbestand abzubauen oder aber zumin- 
dest nicht weiter ansteigen zu lassen. Gleichwohl 
mußten bei einigen Landesverbänden auch weiter- 
hin Verschuldungen festgestellt werden. Insgesamt 
weisen aber alle Bundestagsparteien positive Vermö- 
gensbilanzen aus. Erhebliche Verschuldungen sind 
aber wie in den Vorjahren bei einigen kleineren 
„sonstigen" Parteien zu verzeichnen. Dies gilt insbe- 
sondere für die DVU, die ihre hohen Verbindlichkei- 
ten aus den Vorjahren von mehr als 11 Mio. DM nur 


Vermerk zu bestätigen, „daß nach pflichtgemäßer 
Prüfung aufgrund der Bücher und Schriften der 
Partei sowie der von den Vorständen erteilten Auf- 
klärungen und Nachweise der Rechenschaftsbericht 
in dem geprüften Umfang (§ 29 Abs. 1 PartG) den 
Vorschriften dieses Gesetzes entspricht". Sind Ein- 
wendungen zu erheben, so hat der Prüfer in seinem 
Prüfvermerk die Bestätigung zu versagen oder 
einzuschränken. Einzelne Prüfvermerke auf den 
Rechenschaftsberichten von Teilen der Listenvereini- 
gungen beziehen sich jedoch lediglich darauf, daß 
sich das Zahlenwerk des jeweiligen Rechenschafts- 
berichtes aus den Buchungsunterlagen nachweisen 
läßt. Damit wird den strengen Anforderungen an das 
Parteiengesetz nicht genüge getan. Die vorgelegten 
Rechenschaftsberichte der KPD sind daraufhin von 
der Vereinigung nochmals überarbeitet worden. Die 
Korrekturen konnten bei der Veröffentlichung der 
Berichte berücksichtigt werden. Bei anderen Vereini- 
gungen stehen die Korrekturen teilweise noch aus. 


geringfügig auf ca. 9,6 Mio. DM reduzieren konnte. 
Dies geschah im wesentlichen durch eine Spende 
des Parteivorsitzenden Dr. Frey und seiner Frau von 
über 1,1 Mio. DM (vgl. unter 7.2.2 Spenden sonstiger 
Parteien). 

Das Rechnungsjahr 1992 war mit nur zwei Landtags- 
wahlen ein wahlarmes Jahr. Aus diesem Grunde 
blieben bei den meisten Parteien die Ausgaben zur 
Finanzierung von Wahlkämpfen sehr gering. Auch 
die Einnahmen aus der Wahlkampfkostenerstattung 
fielen weit niedriger aus als noch im „Rekordwahl- 
jahr" 1990. Gegenüber dem ebenfalls wahlarmen 
Vorjahr blieben die Einnahmen aus der Wahlkampf - 
kostenerstattung bei den meisten Parteien jedoch re- 
lativ konstant. Lediglich bei den GRÜNEN kam es 
fast zu einer Verdoppelung dieser Einnahmen. Ein 
Grund für diesen Anstieg dürfte darin liegen, daß 
staatliche Zahlungen aus dem Vorjahr erst im Jahre 
1992 zur Auszahlung gelangt sind. Darüber hinaus 
dürften aber auch die guten Wahlergebnisse der Par- 
tei bei den letzten Landtagswahlen ausschlaggebend 
gewesen sein. 

Die Staatsquote, der Anteil der staatlichen Zuwen- 
dungen in Form von Wahlkampfkostenerstattung an 
den Gesamteinnahmen, lag bei den größeren Bun- 
destagsparteien unter 30 % (vgl. Anhang 7). Auch 
die Einbeziehung der Zahlungen aus dem Chancen- 
ausgleich als staatliche Leistung führt nur zu einer 
geringfügigen Veränderung der Quote. Ebenso über- 
wiegen bei den „sonstigen" Parteien die Eigenein- 
nahmen. Allerdings gelang dies den REP, den 
GRAUEN und der ÖDP nur durch die nach altem 
Recht noch mögliche Erhöhung ihres Eigenanteils 
durch die Einbeziehung unentgeltlicher Leistungen 
von Parteimitgliedern in die Einnahmenrechnung 
(vgl. unter 5.5 Unentgeltliche Leistungen der Partei- 
mitglieder). 
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6.2 Vergleichbarkeit der Angaben in den 
Rechenschaftsberichten 

Der unterschiedliche Aufbau der Parteiorganisatio- 
nen und die verschiedenen Strukturen der Rechen- 
schaftsberichte der einzelnen Parteien ermöglichten 
in der Vergangenheit nur einen eingeschränkten 
Vergleich des vorliegenden Zahlenmaterials. Auch 
für das Rechnungsjahr 1992 müssen gewisse Ein- 
schränkungen gemacht werden. 

Wie in den Vorjahren wurden in diesem Bericht nicht 
nur die Angaben aus den Rechenschaftsberichten 
1992, sondern auch die des Zeitraumes seit 1984 be- 
rücksichtigt. Die Parteien müssen seit dieser Zeit 
über ihre Ausgaben und ihr Vermögen berichten. 
Der Vergleich der Finanzlage der Parteien über ei- 
nen längeren Zeitraum gibt Aufschluß über partei- 
spezifische Entwicklungen und Tendenzen. Gerade 
vor dem Hintergrund von Ausnahmejahren wie dem 
Rechnungsjahr 1990 ermöglichen diese Durch- 
schnittswerte über einen längeren Zeitraum eine 
Relativierung der Zahlen und bieten insoweit ge- 
nauere Erkenntnisse. Im Einzelfall war es sachge- 
recht, nicht den gesamten Zeitraum seit 1984 einzu- 
beziehen, sondern auf den Zeitraum der letzten 
Wahlperiode abzustellen. Während in meinem Be- 
richt für das Rechnungsjahr 1990 eine gesonderte 
Aufstellung nach Parteigliederungen in den alten 
und neuen Bundesländern erfolgt war, wurde für die- 
sen Bericht die Entwicklung der Gesamtparteien mit 
ihren östlichen und westlichen Gliederungen zur 
Grundlage gemacht. Bei den Angaben für das 
Rechnungsjahr 1990 wurde, soweit für das erste 
Halbjahr 1990 in den neuen Bundesländern in Mark 
der DDR bilanziert wurde, eine Umrechnung der 
letzten Ost-Beträge im Verhältnis 2 : 1 vorgenom- 
men. 

Die Finanzstrukturen der in den Deutschen Bundes- 
tag gewählten und der sonstigen Parteien weichen - 
von wenigen Ausnahmen abgesehen - wie in den 
Vorjahren zu sehr voneinander ab, um vergleichbar 
zu sein. Daher wird im folgenden zu den sonstigen 
Parteien wieder gesondert Stellung genommen. Bei 
ihnen wird in erster Linie auf solche eingegangen, 
die staatliche Zuwendungen in Form der Wahl- 
kampfkostenerstattung oder des Chancenausgleichs 
erhalten haben bzw. solche staatlichen Leistungen 
zurückzahlen müssen. Auch zwischen den „alten 


7. Einnahmen 


7.1 Bundestagsparteien 

Nach § 24 Abs. 2 PartG sind in den Rechenschaftsbe- 
richten Aufstellungen zu acht Einnahmearten zu ferti- 
gen. Die wichtigsten Einnahmearten sind Mitglieds- 


Bundestagsparteien" und der PDS, dem BÜNDNIS 90 
und dem NEUEN FORUM bestehen erhebliche Un- 
terschiede in der Finanzstruktur, die eine Vergleich- 
barkeit nur unter Vorbehalt ermöglichen. Bei der 
PDS ist zudem zu beachten, daß das gesamte Vermö- 
gen unter der treuhänderischen Verwaltung der 
Treuhandanstalt steht. Ob in Zukunft eine andere 
Unterteilung sachgerechter ist, etwa nach solchen 
Parteien, die staatliche Mittel erhalten bzw. nicht er- 
halten, bleibt der weiteren Entwicklung Vorbehalten. 

Zur Entwicklung der Finanzen in den verschiedenen 
Gliederungsebenen der Bundestagsparteien enthält 
der Bericht nur einige Randbemerkungen. Der unter- 
schiedliche Organisationsaufbau der Parteien, die 
vielfältige Beteiligung der Gliederungsebenen an 
den Einnahmen und Ausgaben sowie ihre sonstigen 
Finanzstrukturen lassen Vergleiche unter den Bun- 
destagsparteien nicht zu. Bei den sonstigen Parteien 
wird auf Erläuterungen der Finanzentwicklung auf 
den Gliederungsebenen verzichtet. Die Ausführun- 
gen beziehen sich insoweit auf die Gesamtpartei. 

Bei der Ermittlung der prozentualen Anteile von Ein- 
nahme- und Ausgabearten an den Gesamteinnah- 
men bzw. -ausgaben der Gesamtpartei (Spalte 9 der 
Einnahmen- und Spalte 7 der Ausgabenrechnung) 
müssen die innerparteilichen Zuschüsse von und an 
Gliederungen außer Ansatz bleiben, da sie zum 
innerparteilichen Geldtransfer gehören und sich nur 
bei den jeweiligen Gliederungen auswirken. 

In der Fachwissenschaft wurde in der Vergangenheit 
zum Teil negativ vermerkt, daß die Rechenschaftsbe- 
richte der Parteien „Zahlenfriedhöfe" seien, die nicht 
mehr zu durchschauen seien. Auf diese Kritik bin ich 
bereits in meinem letzten Bericht eingegangen (vgl. 
Drucksache 12/5575, S. 68). In diesem Zusammen- 
hang wird auch die Kommentierung der Entwicklung 
der einzelnen Einnahmen-, Ausgaben- und Ver- 
mögenspositionen in meinem Bericht kritisiert. Hier- 
zu wird vorgetragen, daß die Kommentierung der 
Entwicklungen der Parteienfinanzen sowie die stati- 
stische Aufbereitung des Zahlenmaterials in den ein- 
zelnen Tabellen zu ausführlich sei und letztlich zu 
Lasten einer größtmöglichen Transparenz führen 
würde. Dieser Kritik soll im folgenden dadurch Rech- 
nung getragen werden, daß die Kommentierung des 
Zahlenmaterials auf das Wesentliche beschränkt 
wird, gleichzeitig aber dem interessierten Leser im 
Anhang die Möglichkeit gegeben wird, sich aus den 
Tabellen umfassend zu informieren. 


und andere regelmäßige Beiträge, Spenden sowie 
staatliche Zuwendungen in Form der Wahlkampfko- 
stenerstattung und des Chancenausgleichs. Diese 
machen zusammen bei fast allen Bundestagsparteien 
ca. 90 % der Gesamteinnahmen aus (vgl. Anhang 8). 
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7.1.1 Mitgliedsbeiträge und sonstige 
regelmäßige Beiträge 

Die Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen und sonsti- 
gen regelmäßigen Beiträgen nach § 24 Abs. 2 Nr. 1 
PartG setzen sich bei den meisten Parteien aus den 
regelmäßigen Mitgliedsbeiträgen, den Sonderbeiträ- 
gen bzw. Umlagen und den sog. Mandatsträger- 
abgaben zusammen. Vor allem den regelmäßigen 
Mitgliedsbeiträgen bei den großen Mitgliederpar- 
teien kommt eine herausragende Rolle zu. Sie bilden, 
nach Auffassung der unabhängigen Sachverstän- 
digenkommission zur Parteienfinanzierung, das ei- 
gentliche „Rückgrat" der gesamten Finanzausstat- 
tung und erweisen sich sowohl in verfassungs- 
rechtlicher als auch in wirtschaftlicher Hinsicht als 
unproblematisch (Drucksache 12/4425, S. 30). Auch 
Sonderzahlungen der Mitglieder, die aus speziellem 
Anlaß oder zu besonderen Zwecken erhoben wer- 
den, spielen eine nicht unerhebliche Rolle. Sie finden 
wie die Mitgliedsbeiträge ihre Grundlage in den Sat- 
zungen oder Finanzordnungen der Parteien, erfor- 
dern aber in jedem Einzelfall besondere Entschei- 
dungen der zuständigen Parteigremien. Bei den sog. 
Mandatsträgerabgaben handelt es sich um be- 


sondere Beiträge von Mandatsträgem, welche die 
Parteigliederungen nicht zuletzt deshalb erheben, 
weil sie vielerlei geld werte Leistungen für ihre Abge- 
ordneten und Ratsmitglieder erbringen. 

Fast alle Bundestagsparteien konnten im Rechnungs- 
jahr 1992 eine leichte Steigerung ihrer Einnahmen 
aus Mitgliedsbeiträgen und ähnlichen regelmäßigen 
Beiträgen verzeichnen. Im Vergleich zum Vorjahr fiel 
die Steigerung aber bei allen Parteien geringer aus. 
Lediglich bei der PDS ging diese Einnahmequelle 
auch nominal zurück. Die SPD bleibt als traditionelle 
Mitgliederpartei mit Einnahmen von 152,6 Mio. DM 
und einer Wachstumsrate von 0,6 % die Partei mit 
dem mit Abstand höchsten Beitragsaufkommen. Sie 
ist damit die einzige Partei, die mit ihren Mitglieds- 
beiträgen die Ausgaben für Personal und den laufen- 
den Geschäftsbetrieb mehr als abdecken kann (vgl. 
unter 8.1.1 und 8.1.2 Ausgaben der Bundestagspar- 
teien für Personal und Verwaltung). Das zweithöch- 
ste Beitragsaufkommen verzeichnet die CDU mit 
94,2 Mio. DM. Dies ist eine Steigerung gegenüber 
dem Vorjahr um 1,1 % (vgl. Anhang 9). 

Im einzelnen entwickelte sich das Beitragsaufkom- 
men im Zeitraum 1991/1992 wie folgt: 


Beitragsaufkommen (in Tsd. DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

1991 

93 168 

15 490 

12 014 

12 619 

14 549 

151 626 

1992 

94 227 

15 542 

12 988 

13 233 

14 024 

152 597 

1991/1992 (+/-) in % ... 

+ 1,1 

+ 0,3 

+ 8,1 

+ 4,9 

-3,6 

+ 0,6 


Der prozentuale Anteil der Beitragseinnahmen an 
den Gesamteinnahmen' wuchs gegenüber dem 
Vorjahr überwiegend geringfügig an. Nur bei den 
GRÜNEN, die ihre Gesamteinnahmen vor allem 
durch ein Anwachsen der Wahlkampfkostenerstat- 
tung stark vergrößern konnten, sank der Prozent- 
anteil. Ein umgekehrter Trend ist bei der PDS zu 
beobachten, wo das Beitragsaufkommen um 3,6 % 
gesunken ist, der prozentuale Anteil an den Gesamt- 
einnahmen sich aber mehr als verdoppelt hat; näm- 
lich von 24 % auf 62 %. Der Grund für diese Ent- 
wicklung ist darin zu sehen, daß andere Einnahme- 
quellen, nämlich die Einnahmen aus Vermögen und 
aus der Wahlkampfkostenerstattung stark abgenom- 
men haben (vgl. Anhang 8). 

Im gesamten Zeitraum seit 1984 stellen die Mit- 
gliedsbeiträge vor allem bei den großen Mitglieder- 
parteien SPD und CDU mit 49,5 % und 41,8 % im 
Durchschnitt die wichtigste Einnahmequelle dar. Bei 
der CSU, der F.D.P. und den GRÜNEN rangieren die 
Mitgliedsbeiträge hinter der Wahlkampfkostener- 
stattung und den Spendeneinnahmen mit 27,8 %, 
22,4 % bzw. 19,5 % erst an dritter Stelle (vgl. 
Anhang 8). 

Konnte die Mehrheit der Parteien somit im Rech- 
nungsjahr ein höheres Beitragsaufkommen verzeich- 


nen, so hegen die Gründe für diese Entwicklung 
wohl in erster Linie in der Anhebung von Mitglieds- 
beiträgen und Mandatsträgerabgaben und der Erhe- 
bung von Sonderumlagen. Die Entwicklung der Mit- 
gliederzahlen hätte demgegenüber eher auf einen 
negativen Trend in diesem Bereich gedeutet (vgl. 
Anhang 11). 

Hatte die Veränderung der Parteienlandschaft vor 
dem Beitritt der neuen Bundesländer und die Konso- 
lidierung der Parteienstruktur nach der Wiederverei- 
nigung gerade bei Parteien, die sich mit ehemaligen 
Blockparteien der DDR zusammengeschlossen ha- 
ben, noch zu einem erheblichen Anstieg ihrer Mit- 
gliederzahlen geführt, so setzte sich die negative 
Entwicklung des Vorjahres bei allen Parteien weiter 
fort. Zwei Jahre nach dem durch die Wiedervereini- 
gung bedingten außergewöhnlich hohen Mitglieder- 
zuwachs gingen die Mitgliederzahlen bei allen Par- 
teien weiter zurück (siehe Tabelle Seite 22 oben). 

Die F.D.P., die noch 1990 gegenüber dem Vorjahr 
einen Mitgliederzuwachs von 158 % verbuchen 
konnte, mußte einen weiteren Rückgang ihrer Mit- 
gliederzahl von 168 217 Mitgliedern im Jahre 1990 
über 140 031 1991 auf 103 505 im Rechnungsjahr hin- 
nehmen. Dies bedeutet gegenüber dem Vorjahr eine 
Abnahme von 26,1 %. Auch die PDS hat im Rech- 
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Mitgliederzahl 


Jahir 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

1991 

751 163 

184 513 

38 054 

140 031 

172 579 

919 871 

1992 

713 846 

181 758 

35 845 

103 505 

146 742 

885 958 

1991/1992 (+/-) in % . . . 

- 5,0 

- 1,5 

- 5,8 

- 26,1 

- 15,0 

-3,7 


nungsjahr einen relativ hohen Mitgliederschwund 
von 15 r 0 % zu verzeichnen. Bei den übrigen Parteien 
fiel der Mitgliederrückgang geringer aus. Mitglieder- 
stärkste Partei ist auch im Rechnungsjahr 1992 die 
SPD mit 885 958 beitragspflichtigen Mitgliedern. 
Aber auch sie mußte im Vergleich zum Vorjahr einen 
Rückgang von 3,7 % hinnehmen. Pressemeldungen 
zufolge wird sich dieser negative Trend bei den Mit- 
gliederzahlen auch im Rechnungsjahr 1993 fortset- 
zen (vgl. Anhang 11). 


Untersucht man das Verhältnis zwischen der Zahl 
der beitragspflichtigen Mitglieder und dem Beitrags- 
aufkommen bei den im Deutschen Bundestag vertre- 
tenen Parteien, so ist im Rechnungsjahr 1992 bei al- 
len Parteien eine Steigerung der jährlichen Beitrags- 
rate zu verzeichnen. 

Das Beitragsniveau entwickelte sich bei den Bundes- 
tagsparteien im einzelnen im Jahre 1991/1992 wie 
folgt: 


Beitragsniveau 

(in DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.DJ > . 

PDS 

SPD 

1991 

124 

84 

316 

90 

84 

165 

1992 

132 

86 

369 

125 

96 

172 

1991/1992 (+/-) in % ... 

+ 6,5 

+ 2,4 

+ 16,8 

+ 38,9 

+ 14,3 

+ 4,2 


Die Gründe für das steigende Beitragsniveau und die 
damit verbundene Zunahme bei den Beitragseinnah- 
men trotz sinkender Mitgliederzahlen sind wie oben 
angedeutet vielfältig. Der Zuwachs bei der SPD be- 
ruht u. a. auf den auch 1992 geleisteten Sonder- 
zahlungen der Parteimitglieder für den Aufbau der 
Parteiorganisation in den neuen Bundesländern. Des 
weiteren wurde das vorher sehr geringe Beitragsni- 
veau in den neuen Ländern 1992 stark angehoben 
(zwischen 10 % [SPD] und 40 % [F.D.P.]) und ver- 
mehrte dadurch das Beitragsaufkommen. Vermutlich 
wurde auch die Höhe der Mandat sträger abgab en an- 
gepaßt, die von Mandatsträgem einer Partei regel- 
mäßig an diese aufgrund der jeweiligen Partei- 
satzung geleistet werden und daher unter den 
Einnahmeposten der Mitgliedsbeiträge fallen. Vor 
allem bei den GRÜNEN kann eine solche Steigemng 
bei den Mandatsträgerabgaben angenommen wer- 
den, da sie im Vergleich zu den anderen Parteien ein 
zwei- bis dreifach höheres Beitragsniveau haben 
(vgl. Anhang 12). 

Die unabhängige Sachverständigenkommission zur 
Parteienfinanzierung hatte im Interesse einer größt- 
möglichen Transparenz angeregt, neben dem Glie- 
derungspunkt „Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen 
und sonstige regelmäßige Beiträge" die Rubrik 
„Einnahmen aus Amts- und Mandatsträgereinnah- 
men " wieder einzuführen, da die Mandatsträgerab- 
gaben nicht selten Beträge von 1 000 DM und mehr 
pro Monat und nach Schätzungen der Kommission 


unabhängiger Sachverständiger mit ca. 20 % bis 
25 % aller Mitgliedsbeiträge einen sehr hohen Anteil 
ausmachen (Dmcksache 12/4425, S. 18, 42 f.). Dieser 
Anregung ist der Gesetzgeber nicht gefolgt. 

Ein Vergleich des Beitragsniveaus mit den Beitrags- 
sätzen, die die Parteien in ihren Beitragsordnungen 
vorschreiben, läßt den Gedanken aufkommen, daß 
die Mitglieder ihre Beiträge im Wege der ihnen meist 
eröffneten Selbsteinschätzung eher zu niedrig ent- 
richten. Das Beitragsniveau bei CDU und SPD würde 
sich nämlich aus einem durchschnittlichen Nettoein- 
kommen von ca. 2 000 DM, das der F.D.P. gar aus ei- 
nem von nur 1 500 DM errechnen. Das Niveau der 
CSU errechnet sich nach ihrer Beitragsordnung aus 
einem Nettoeinkommen von ca. 3 000 DM. 

Den Anregungen, auf mehr Beitragsehrlichkeit hin- 
zuwirken, wird entgegengesetzt, das Einfordern der 
Beiträge entsprechend den satzungsrechtlichen Vor- 
gaben würde de facto als Beitragserhöhung empfun- 
den, was zu einer Austritts welle führen würde. Auch 
wenn diese Befürchtung nachvollziehbar ist, er- 
scheint es fraglich, ob dies als durchgreifendes Argu- 
ment gesehen werden darf, satzungs widriges Ver- 
halten zu sanktionieren. 


7.1.2 Spenden 

Spenden von Förderern sind neben den Mitglieds- 
beiträgen eine zweite wichtige Einnahmequelle der 
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Parteien, die den Eigenmitteln zuzurechnen ist. Im 
Gegensatz zu den Mitgliedsbeiträgen können die 
Spenden jedoch als insgesamt unregelmäßige Ein- 
nahmen bezeichnet werden, die insbesondere vor 
und in Bundestagswahljahren einen hohen Stel- 
lenwert einnehmen. Die Spendenbereitschaft nimmt 
gerade vor wichtigen Wahlen erfahrungsgemäß er- 
heblich zu und geht in den Folgejahren deutlich zu- 
rück. 


1992 war mit zwei Landtagswahlen in Schleswig- 
Holstein und Baden-Württemberg ein wahlarmes 
Jahr, so daß sich bei fast allen Parteien der Rückgang 
der Spendeneinnahmen aus dem Vorjahr weiter fort- 
setzte. Im betreffenden Rechnungsjahr fiel die Ab- 
nahme mit 3 % bis 12 % aber nicht mehr so stark wie 
im Vorjahr aus. Andererseits konnten die CSU und 
vor allem die PDS ein Anwachsen ihrer Spendenein- 
nahmen verbuchen: 


Spendeneinnahmen (in Tsd. DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

1991 

38 590 

14 714 

7 688 

13 138 

1 957 

23 217 

1992 

37 478 

16 266 

6 780 

12 350 

3 747 

21 312 

1991/1992 (+/-) in % ... 

- 2,9 

+ 10,5 

- 11,8 

-6,0 

+ 91,5 

- 8,2 


Verringerte sich das Spendenaufkommen 1992 bei 
fast allen Parteien, so blieb der Rückgang aber gerin- 
ger, als man für ein so wahlarmes Jahr hätte erwar- 
ten können. Die Gründe für diese Entwicklung dürf- 
ten wohl in erster Linie in der Reaktion einzelner 
Spender auf die Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 9. April 1992 (BVerfGE 85, 264 ff.) 
zu sehen sein. Das Gericht hatte zum einen gefor- 
dert, daß im Rahmen einer zukünftigen Parteienfi- 
nanzierung die Eigeneinnahmen der Parteien in 
Form von Spenden und Beiträgen ein Gradmesser 
für die gesellschaftliche Verwurzelung seien und da- 
her auch Maßstab für die Höhe der staatlichen Zu- 
wendungen sein müßten. Zum anderen hatte das Ge- 
richt in Abkehr von seiner bisherigen Recht- 
sprechung die steuerliche Begünstigung von Spen- 
den und Mit gliedsb eiträgen erheblich einge- 
schränkt. Das Gericht entschied, daß ab 1994 Spen- 
den juristischer Personen nicht mehr steuerlich be- 
günstigt werden dürften und Spenden natürlicher 
Personen nur noch in einem viel geringeren Umfang. 
Diese Einschränkungen dürften die Spendenbereit- 
schaft im Rechnungsjahr 1992 nicht unwesentlich be- 
einflußt haben (vgl. Anhang 13). 

Unter den Parteien verteüt sich das Spendenaufkom- 
men wie folgt: Die Regierungsparteien erhielten 
67 % der gesamten Spenden, davon die CDU 38 %, 
die CSU 17 %, die F.D.P. 12 %. Lediglich 33 % der 
Gesamtspenden an alle Bundestagsparteien gingen 
an die Oppositionsparteien. Hierbei entfielen auf die 
SPD 22 %, DIE GRÜNEN 7 % und die PDS 4 % der 
Gesamtspenden. 

Auch die Bedeutung der Spenden für die Partei, indi- 
ziert durch den Anteil der Spendeneinnahmen an 
den Gesamteinnahmen der Partei, ist sehr unter- 
schiedlich. Bei der (mitgliederstarken und daher bei- 
tragsreichen) SPD machen die Einnahmen aus den 
Spenden nur 8 % aus. Bei der CDU haben die Spen- 
den hingegen einen Anteil von 18 % an den Gesamt- 
einnahmen, bei den GRÜNEN 17 %, bei der F.D.P. 
26 % und bei der CSU sogar 33 %. Dabei nahm der 
Spendenanteü im Vergleich zum Vorjahr bei den 


GRÜNEN erheblich ab (von 24 % auf 17 %), wäh- 
rend die anderen Parteien ihren Spendenanteil hiel- 
ten oder leicht erhöhten (vgl. Anhang 8 und 10). 

Das Spendenaufkommen kam vor allen Dingen der 
Orts- und Kreisebene der Parteien zugute. Nur bei 
der PDS wurden 51 % der Spendeneinnahmen von 
der Bundespartei verbucht, bei dem Landesverband 
der CSU waren es 39 % und bei der CDU 20 %. Die 
Parteizentrale der Bundespartei der F.D.P. nahm 
12 % der Spenden ein, die der SPD 4 % und der 
GRÜNEN nur 0,4 %. 

Bei den sogenannnten „ Großspenden " ist zu beach- 
ten, daß die Parteien seit der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 9. April 1992 
(BVerfGE 85, 264 [318 ff.]) verpflichtet sind, Spenden 
über 20 000 DM mit Name und Anschrift des Spen- 
ders sowie der Gesamthöhe der Spende im Rechen- 
schaftsbericht offenzulegen. Die Angaben der Groß- 
spenden von 1992 sind somit nicht mit denen des 
Jahres 1991, als die Publizität s grenze noch 40 000 
DM betrug, vergleichbar. Wegen der niedrigeren Pu- 
blizität s grenze hat sich die Zahl der Großspenden im 
Vergleich zum Voijahr bei allen Parteien zwangsläu- 
fig vervielfacht (vgl. Tabelle Seite 24 oben). 

Die meisten Großspenden weist die CDU auf, ge- 
folgt von den GRÜNEN, bei denen aber durch- 
schnittlich eine Großspende nur 29 000 DM betrug 
(CDU 66 000 DM). Die hohe Anzahl der Großspen- 
den bei den GRÜNEN läßt sich wohl auch damit er- 
klären, daß Mandatsträgerabgaben, die die Höhe 
von 20 000 DM überschritten, auch unter den rechen- 
schaftspflichtigen Spenden aufgeführt wurden. Das 
Problem einer Einflußnahme von außen auf die Partei 
durch Großspenden stellt sich dabei nicht. 

Der prozentuale Anteil der Summe der Großspenden 
an den Gesamtspendeneinnahmen ist bei den mei- 
sten Parteien relativ gering. Er betrug bei der CDU 
15 %, der CSU 13 %, der F.D.P. 14 %, der SPD 6 % 
und bei der PDS 6 %. Lediglich bei den GRÜNEN 
machten die Großspenden einen relativ hohen Anteü 
von 32 % aus. 
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Großspenden 

(Anzahl - 1991 ab 40 000 DM, 1992 ab 20 000 DM - und durchschnittliche Höhe 1992) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

1991 

26 

11 

8 

10 

1 

9 

1992 

86 

25 

75 

32 

8 

17 

Durchschnittshöhe 1992 







in DM 

66 000 

86 000 

29 000 

54 000 

26 000 

70 000 


Bemerkenswert ist, daß die höchste Einzelspende ei- 
ner Privatperson keine Bundestagspartei erhielt, son- 
dern die DVU, deren Parteivorsitzender Dr. Gerhard 
Frey sowie dessen Frau jeweils 558 312,69 DM, mit- 
hin zusammen mehr als 1,1 Mio. DM spendeten. Der- 
art hohe Spenden von natürlichen Personen sind sehr 
ungewöhnlich. Sie dürften im vorliegenden Falle in 
engem Zusammenhang mit der Neuregelung des 
Parteiengesetzes und der damit verbundenen Ände- 
rung der Verteilungskriterien stehen (vgl. hierzu ein- 
gehender unter Nr. 7.2.2 Spenden an sonstige Par- 
teien). 

Wahrend DIE GRÜNEN und die PDS überwiegend 
Spenden von natürlichen Personen erhalten haben, 
stammten die meisten Großspenden der übrigen 
Bundestagsparteien von juristischen Personen aus 
dem Bereich der Wirtschaft. Wie in den Vorjahren 
konnte dabei beobachtet werden, daß diese Groß- 
spender ihre Spenden auf mehrere Parteien verteilt 
haben. Die Daimler-Benz AG z. B. hat sowohl an die 
CDU gespendet (600 000 DM) als auch an die SPD 
(500 000 DM), an die CSU (400 000 DM) und die 
F.D.P. (200 000 DM). Wie in den Vorjahren läßt sich 
eine ähnliche Verteilung auch für Spenden von Indu- 
strieverbänden feststellen. 

Das Bundesverfassungsgericht hatte in seiner Ent- 
scheidung vom 9. April 1992 (BVerfGE 85, 264 [322]) 
festgestellt, daß der Gesetzgeber nicht nur für solche 
Spenden die Publizitätspflicht normieren darf, die 
möglicherweise auf die Gesamtpartei politischen Ein- 
fluß nehmen könnten, sondern bei der Bemessung 
der Publizitätsgrenze auch die Möglichkeit der Ein- 
flußnahme auf Untergliederungen der Parteien be- 
rücksichtigen muß. Daraufhin hatte die Kommission 
unabhängiger Sachverständiger empfohlen, den Par- 
teien bei der Veröffentlichung von Großspenden 
auch die Pflicht aufzuerlegen zu veröffentlichen, an 
welche der Untergliederungen der Partei die Groß- 
spende geleistet wurde (Drucksache 12/4425 S. 43). 
Darüber hinaus war vorgeschlagen worden, die Pu- 
blizitätsgrenze zu staffeln, und zwar ab 20 000 DM 
für Bundesverbände, ab 10 000 DM für Landesver- 
bände und ab 5 000 DM für Ortsverbände. Der Ge- 
setzgeber hat diese Empfehlungen nicht aufgegrif- 
fen, sondern entsprechend den zwingenden Vorga- 
ben des Bundesverfassungsgerichts die Publizitäts- 
grenze im neuen § 25 Abs. 2 PartG von 40 000 DM 
auf 20 000 DM verringert. 

In diesem Zusammenhang sei angemerkt, daß die 
Pflicht zur Publizität von Großspenden nicht nur bei 


Spenden über 20 000 DM an die Partei, sondern auch 
bei Spenden an die einzelnen Abgeordneten zur 
Finanzierung ihrer politischen Zwecke besteht. Die 
Unabhängigkeit der Abgeordneten gemäß Artikel 38 
Abs. 1 Satz 2 GG verlangt eine öffentliche Benen- 
nung des Spenders, auch um eine Umgehung der 
Rechenschaftspflicht der Partei gemäß Artikel 21 
Abs. 1 Satz 4 GG zu verhindern. § 44 a Abs. 2 Nr. 3 
AbgG i.V.m. § 4 Abs. 2 der Verhaltensregeln über die 
Anzeige von Spenden über 10 000 DM ist daher ver- 
fassungskonform dahin gehend auszulegen, daß 
Spenden ab 20 000 DM an Abgeordnete nach erfolg- 
ter Anzeige vom Präsidenten des Deutschen Bundes- 
tages veröffentlicht werden müssen. Hierauf sind die 
Abgeordneten von mir hingewiesen worden. 


7.1.3 Wahlkampfkostenerstattung 

Im Rechnungsjahr 1992 sind die Einnahmen aus der 
Wahlkampf kostenerstattung gegenüber dem Vorjahr 
erwartungsgemäß weiter zurückgegangen. Gerade 
gegenüber dem Rekordwahljahr 1990 zeigt sich, daß 
bei der Entwicklung der staatlichen Zuwendungen 
eine weitere Normalisierung eingetreten ist. Der An- 
teil an den Gesamteinnahmen der Bundestagspartei- 
en liegt bei allen Parteien weit unter der gesetzlich 
normierten Höchstgrenze von 50 % („ Staatsquote "). 
Er macht im Rechnungsjahr bei allen Parteien durch- 
schnittlich weniger als 24 % aus. Ein Vergleich der 
Entwicklung der Staatsquote seit 1984 zeigt, daß 
diese über die Jahre hinweg relativ konstant geblie- 
ben ist. Lediglich in ausgesprochenen „wahlreichen 
Jahren" hat sich die Quote etwas erhöht. Durch- 
schnittlich machen die staatlichen Zahlungen bei al- 
len Bundestagsparteien über den gesamten Zeitraum 
seit 1984 nur ein Drittel der Gesamteinnahmen aus 
(vgl. Anhang 8 und 14). 

Die höchste Einnahme aus der Wahlkampfkostener- 
stattung erzielte 1992 wiederum die SPD mit 57,2 
Mio. DM. Sie mußte dabei jedoch einen Rückgang 
in Höhe von 7,3 Mio. DM verzeichnen, der mit 
11,4 % aber weit niedriger als im Vorjahr ausfiel 
(1991: 55 %). Die einzige Regierungspartei, die ihre 
Einnahmen aus der Wahlkampfkostenerstattung er- 
höhen konnte, war die CDU mit 56,3 Mio. DM, die 
sich dadurch den von der SPD erzielten Werten annä- 
herte. Die CDU konnte damit 6,5 % mehr als 1991 ver- 
buchen. Dagegen mußten die CSU und die F.D.P. 
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Einbußen von 21,2% bzw. 12,9% gegenüber dem 
Vorjahr hinnehmen. Den größten Rückgang ver- 
zeichnete die PDS, deren Einnahmen um 86,4 % san- 
ken. Eine weitere Partei mit einer Zunahme der Ein- 
nahmen aus der Wahlkampfkostenerstattung sind 
die GRÜNEN. Sie konnten ihre Wahlkampfkosten- 


erstattung um 74,5 % steigern. Ergänzend sei für den 
Zahlenvergleich darauf aufmerksam gemacht, daß 
die CDU und CSU sich nur zusammen auf das ganze 
Bundesgebiet erstrecken. Im einzelnen verteilen sich 
die Einnahmen aus der Wahlkampfkostenerstattung 
wie folgt: 


Wahlkampfkostenerstattung 

(in Tsd. DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

1991 

52 843 

16 334 

8 222 

15 904 

3 441 

64 491 

1992 

56 286 

12 876 

14 344 

13 850 

469 

57 162 

1991/1992 (+/-) in % ... 

+6,5 

-21,2 

+74,5 

-12,9 

-86,4 

-11,4 


Die Gründe für den weiteren Rückgang der Einnah- 
men aus der Wahlkampfkostenerstattung sind aus 
der gesetzlichen Systematik der Wahlkampfkosten- 
erstattung zu erklären. Grundsätzlich wurde diese 
nämlich nach der jeweiligen Wahl rückwirkend für 
den geführten Wahlkampf gezahlt. Auf eine zukünf- 
tig zu erwartende Wahlkampfkostenerstattung konn- 
ten die Parteien in jedem Jahr Abschlagszahlungen 
beanspruchen und zwar in Höhe von 15 % bei einer 
fünfjährigen bzw. 20 % bei einer vierjährigen Le- 
gislaturperiode. Die Abschläge waren damit um 
5 Prozentpunkte geringer als das jährliche Mittel der 
gesamten Wahlkampfkostenerstattung. Die soge- 
nannte Schlußzahlung fiel dementsprechend mit 
40 % höher aus als der jährliche Durchschnittsbe- 
trag. In dem sehr wahlarmen Jahr 1992 erhielten die 
Parteien in zwei Bundesländern sogenannte Schluß- 
zahlungen auf die Wahlkampf kostenerstattungen. Im 
Vorjahr waren es noch vier Schlußzahlungen gewe- 
sen und im Rekordwahljahr 1990 sogar zehn, die zu 
einem erheblichen Anstieg der staatlichen Finanzie- 
rung geführt hatten (vgl. Anhang 14). Da 1993 mit 
der Bürgerschaftswahl in Hamburg lediglich eine 
Wahlkampfkosten auslösende Wahl stattfand, wer- 
den die staatlichen Einnahmen auch im nächsten 
Rechnungsjahr weiter zurückgehen. Erst für das 
Rechnungsjahr 1994 ist wieder mit einem Anstieg 
der staatlichen Zahlungen zu rechnen. Ursächlich 
hierfür sind jedoch nicht die Vielzahl von Wahlen, 
die im Rechnungsjahr 1994 Wahlkampf kostener- 
stattungen auslösen könnten, sondern die erstmals 
zu bilanzierende staatliche Teilfinanzierung nach der 
Neuregelung der Parteienfinanzierung sowie die so- 
genannten Abschlußzahlungen. Die Neuregelung 
zielt in Abkehr von den bisherigen Regelungen der 
Wahlkampfkostenerstattung auf eine allgemeine Fi- 
nanzierung der Tätigkeit der Parteien, die über die 
Teilnahme an Wahlen hinausgeht. Der Wählerstim- 
menanteil stellt dabei nur eine Komponente für die 
Finanzierung dar. Daneben bilden die Spenden und 
Beiträge von natürlichen Personen bis zu einer Höhe 
von 6 000 DM zwei weitere Gradmesser für die Ver- 
wurzelung einer Partei in der Gesellschaft. Diese all- 
gemeine Staatsfinanzierung wird in der Zukunft zu 


relativ konstanten jährlichen Zahlungen führen (vgl. 
im einzelnen zur Neuregelung unter 3. Die Neurege- 
lung der staatlichen Parteienfinanzierung). 

Der Anteil an der Wahlkampfkostenerstattung an 
den Gesamteinnahmen der Parteien betrug bei der 
CDU und CSU jeweils 26 %, bei der F.D.P. 29 %, bei 
der SPD 22 %, bei den GRÜNEN 37 % und der PDS 

2 %. Im Vergleich zum Vorjahr stieg dieser Anteil bei 
den GRÜNEN um 11 %, während er bei der PDS und 
der CSU um 4 % abnahm. Die Anteile der 
Wahlkampfkostenerstattung an den Gesamteinnah- 
men der CDU und der F.D.P. blieben annähernd 
gleich. Die SPD konnte eine leichte Zunahme um 

3 % verbuchen (vgl. Anhang 8 und 10). 

Mit der Neuregelung hat der Gesetzgeber in § 39 
Abs. 1 Nr. 5 PartG entschieden, daß die Berechnung 
der sog. Staatsquote nach altem Recht gemäß § 18 
Abs. 7 PartG a. F. letztmalig für den Zeitraum von 
1990 bis 1992 erfolgt. Ohne diese Regelung wäre we- 
gen der in den Dezember 1990 vorgezogenen Bun- 
destagswahl das Jahr 1989 erneut in die Staatsquo- 
tenberechnung einbezogen worden. In der Zeit von 
1990 bis 1992 betrug der Anteil der Wahlkampf- 
kostenerstattung an den Eigeneinnahmen bei der 
F.D.P. 37 %, den GRÜNEN 34 % und bei der CDU 
und CSU 31 bzw. 32 %. Die Staatsquote der SPD be- 
trug 27 %, die der PDS 7 %. 

Die Zuwendungen aus dem Chancenausgleich nach 
§ 22 a PartG a. F. wurden nach der früheren Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts als Eigen- 
einnahme verstanden und daher unter diesem Punkt 
im Vorjahresbericht behandelt. Mit der jüngsten Ent- 
scheidung vom 9. April 1992 hat das Bundesverfas- 
sungsgericht in Abkehr von seiner früheren Auffas- 
sung klargestellt, daß der Chancenausgleich unter 
die staatlichen Leistungen fällt und daher in Zukunft 
vom Gesetzgeber bei der Berechnung der Staats- 
quote auch als solche und nicht als Eigeneinnahme 
zu qualifizieren ist. Zählt man die Chancenaus- 
gleichszahlungen zu den staatlichen Leistungen, so 
führt dies bei den anspruchsberechtigten Parteien zu 
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einer leichten Anhebung der Staatsquote um ca. 3 % 
(vgl. Anhang 7). 

Im Zusammenhang mit der Staatsquote der Parteien 
werden von Kritikern der Parteienfinanzierung auch 
die staatlichen Zuwendungen an die Fraktionen und 
die politischen Stiftungen als indirekte staatliche Par- 
teienfinanzierung angeprangert und den Zahlungen 
aus der Wahlkampfkostenerstattung hinzugerechnet. 
Hier komme ich wie in meinen Vorjahresberichten 
ebenfalls nicht umhin, darauf hinzuweisen, daß diese 
Auffassung nicht im Einklang mit der Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts steht. Das Ge- 
richt hat schon bisher sowohl die volle Alimentierung 
der Fraktionen aus Haushaltsmitteln als auch die 
staatlichen Zuschüsse an die parteinahen Stiftun- 
gen als verfassungsrechtlich zulässig angesehen 
(BVerfGE 3, 1 [31 ff.]; 20, 56 [104]; 80, 188 [219 ff.]). 
Beide Formen der staatlichen Zuwendungen werden 
vom Gericht ausdrücklich von der staatüchen Par- 
teienfinanzierung getrennt. Auch die jüngste Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts hat die 
bisherige Rechtsprechung bestätigt (BVerfGE 85, 264 
[289]). Der Begriff „Parteienfinanzierung" darf daher 
nicht mit dem Begriff Politikfinanzierung gleichge- 
setzt werden. Die Trennung der Parteienfinanzierung 
von der Fraktions- und Stiftungsfinanzierung bedeu- 
tet aber nicht, daß letztere nicht gesetzlich geregelt 
werden sollten. 

Mit dem Sechzehnten Gesetz zur Änderung des Ab- 
geordnetengesetzes vom 11. März 1994 (BGBl. I 
S. 526) hat der Gesetzgeber auf Bundesebene den 
Bereich der Fraktionsfinanzierung zwischenzeitlich 
gesetzlich normiert. Das Gesetz stellt klar, daß die 
Fraktionen zur Erfüllung ihrer Aufgaben Anspruch 
auf die Gewährung von Geld- und Sachleistungen 
aus dem Bundeshaushalt haben (§ 50 des Abgeord- 
netengesetzes). Die Geldleistungen setzen sich zu- 
sammen aus einem Grundbetrag für jede Fraktion, 
aus einem Betrag für jedes Mitglied und einem wei- 
teren Zuschlag für jede Fraktion, die nicht die Bun- 
desregierung trägt (Oppositionszuschlag). Die Höhe 
dieser Leistungen legt der Deutsche Bundestag nach 
entsprechender Anwendung des § 30 des Abgeord- 
netengesetzes fest. Die staatlichen Leistungen dür- 
fen nur für Aufgaben verwendet werden, die den 
Fraktionen nach dem Grundgesetz und der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages oblie- 
gen. Eine Verwendung für Parteiaufgaben ist unzu- 
lässig und damit rechtswidrig. Die Fraktionen haben 
über die Herkunft und die Verwendung der Mittel, 
die ihnen innerhalb eines Kalenderjahres zugeflos- 
sen sind, sowie über ihr Vermögen in einem Bericht 
öffentlich Rechenschaft zu geben (§ 52 des Abgeord- 
netengesetzes). Dieser Bericht ist ähnüch wie bei den 
Parteien von einem Wirtschaftsprüfer oder einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft prüfen und testieren 
zu lassen und als Bundestagsdrucksache zu veröf- 
fentlichen. 


7.1.4 Chancenausgleich 

Der Chancenausgleich nach § 22 a PartG a. F. soll 
zwischen den Parteien den Vorteil ausgleichen, der 
den Parteien mit relativ hohen Beitrags- und Spen- 


denaufkommen aus dem Steuervorteil gegenüber 
den anderen Parteien im jeweiligen Rechnungsjahr 
erwächst. Die für seine Berechnung notwendigen 
Mitgliederzahlen stehen erst am Ende des jeweiligen 
Folgejahres zur Verfügung. Er wird daher im ersten 
Quartal des übernächsten Jahres festgesetzt und aus- 
gezahlt. Die einschlägigen Angaben in den Rechen- 
schaftsberichten 1992 betreffen deshalb in der Regel 
die Ist-Einnahmen aus dem Chancenausgleich für 
das Rechnungsjahr 1990. Die meisten Parteien wei- 
sen hiervon jedoch abweichend die Soll-Einnahmen 
für 1991 aus, da sie Ende 1992 als berechenbare 
Größe so gut wie feststanden. 

Ausgehend von einer durchschnittlichen steuerli- 
chen Begünstigungsquote von 40 % wird beim Chan- 
cenausgleich der entsprechende Pro-Kopf-Anteil der 
Beiträge je Mitglied und der Spenden je zurechenba- 
rer Zweitstimme ermittelt. Die Partei, deren Zweit- 
stimmenanteil bei der Bundestagswahl über 5 % lag, 
und die den höchsten Pro-Kopf-Wert für Beiträge 
und/oder für Spenden hat, ist insoweit „Maßstabs- 
partei" für die übrigen anspruchsberechtigten Partei- 
en und erhält für den entsprechenden Bereich kei- 
nen Ausgleich. Beim Chancenausgleich für 1992 war 
die SPD mit rund 68 DM Steuerbegünstigung pro 
Mitglied Maßstabspartei für die Mitgliedsbeiträge, 
die CSU mit rund 2 DM Steuerbegünstigung je CSU- 
Zweitstimme Maßstabspartei für die Spenden ge- 
worden. Bei den übrigen anspruchsberechtigten Par- 
teien wird zunächst die Differenz des Wertes der 
Maßstabspartei zum eigenen Pro-Kopf-Wert mit der 
Zahl der Mitglieder bzw. Zweitstimmen multipliziert 
und das Ergebnis aus den Werten für den Beitrags- 
und Spendenausgleich errechnet. Der sich daraus er- 
gebene rechnerische Chancenausgleichsbetrag darf 
nach § 22 a Abs. 2 letzter Satz PartG a. F. „10 vom 
Hundert der Gesamtsumme der nach dem Ergebnis 
der vorausgegangenen Wahl der anspruchsberech- 
tigten Partei zu erstattenden Wahlkampfkosten nicht 
übersteigen". 

Die Chancenausgleichsregelung war vom Bundes- 
verfassungsgericht mit dem Urteil vom 9. April 1992 
(BVerfGE 85, 264 [296 ff.]) für imvereinbar mit dem 
Recht der politischen Parteien auf Chancengleichheit 
(Art. 21 Abs. 1 Satz 3 GG) erklärt worden. Um den 
Parteien nicht einen wesentlichen Teil ihrer finanziel- 
len Basis zu entziehen, hatte das Gericht es noch für 
hinnehmbar angesehen, daß die Regelung noch bis 
zum Ablauf der Übergangszeit am 31. Dezember 
1993 angewendet werden könne. Diese Vorgaben 
hat der Gesetzgeber im neuen § 39 Abs. 1 Nr. 2 PartG 
dahin gehend umgesetzt, daß der Chancenausgleich 
letztmalig für das Jahr 1993 durchzuführen ist. Damit 
ist der Chancenausgleich für die Jahre 1992 und 
1993 noch in den Jahren 1994 und 1995 auszuzahlen. 
Dies wird insbesondere damit begründet, daß der 
Chancenausgleich systematisch immer dem Jahr zu- 
zuordnen sei, in dem er entstanden sei. Dem wird 
von Kritikern entgegengehalten, daß eine rückwir- 
kende Gewährung über das Jahr 1993 hinaus für die 
Jahre 1992 und 1993 nur dann anzuerkennen sei, 
wenn der Chancenausgleich wirklich Ausgleichscha- 
rakter gehabt hätte. Eben dies sei vom Bundesverfas- 
sungsgericht aber verneint worden. Die Zahlung des 
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Chancenausgleich für das Rechnungsjahr 1992 

(in Mio. DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

1992 

11 159 

2 161 

0 

3 352 

739 

10 171 


Chancenausgleichs über 1993 hinaus würde zudem 
dazu führen, daß sein Volumen im Ergebnis zum 
zweiten Mal an die Parteien gezahlt werden würde. 
Sein Volumen sei nämlich bereits bei der Berech- 
nung der absoluten Obergrenze berücksichtigt. 

Das Präsidium des Deutschen Bundestages hat ge- 
mäß § 39 Abs. 1 Nr. 2 PartG n. F. i.V.m. § 22 a PartG 
a. F. die in vorstehender Tabelle auf geführten Chan- 
cenausgleichszahlungen für das Jahr 1992 festge- 
setzt. 

Von den sonstigen Parteien erhielten die REP 
0,6 Mio. DM und DIE GRAUEN 0,3 Mio. DM an 
Chancenausgleichsleistungen für das Rechnungsjahr 
1992 (Anhang 15). Die Beträge sind Anfang 1994 
ausgezahlt worden. Bei der Festsetzung waren die 
aus Anhang 11 ersichtlichen Mitgliederzahlen zum 
31. Dezember 1992 zugrunde zu legen. 

Darüber hinaus waren folgende Besonderheiten zu 
berücksichtigen: 

Der CDU und CSU gehören Vereinigungen an, die 
nach den Statuten der Parteien konstitutive Teile der 
Gesamtpartei sind. Teilweise sind die Mitglieder die- 
ser Vereinigungen formal jedoch nicht zugleich Mit- 
glieder der Partei. Die Mitglieder der Vereinigungen, 
die nicht zugleich auch Parteimitglieder sind, sind in 
den oben erwähnten Mitgliederzahlen nicht enthal- 
ten. 

Da die Mitglieder der Vereinigungen jedoch auch 
„Mitgliedsbeiträge und ähnliche regelmäßige Bei- 
träge" entrichten, die in den Rechenschaftsberichten 
der Parteien enthalten sind, wurden sie bei der Er- 
mittlung des Chancenausgleichs aus dem Mitglieds- 
aufkommen herausgerechnet und bei den Spenden- 
anteilen erfaßt. Bei der CDU wurden für die Mit- 
gliedsbeiträge 91 873 927 DM und für Spenden 
39 830 701 DM zugrunde gelegt. Bei der CSU wur- 
den für die Berechnung des Chancenausgleichs Mit- 
gliedsbeiträge in Höhe von 14 943 066 DM und Spen- 
den in Höhe von 16 864 903 DM angerechnet. 

Den höchsten Anteil an den Gesamteinnahmen einer 
Partei hatte der Chancenausgleich bei der F.D.P. mit 


7,1 %. Bei den übrigen Parteien bewegte sich der 
Anteil zwischen 2 % und 5 %. 


7.2 Sonstige Parteien 

Das Einnahmenprofil der Parteien, die im Rech- 
nungsjahr nicht im Deutschen Bundestag vertreten 
waren, ist zu unterschiedlich, als daß ein Zahlenver- 
gleich aussagefähig wäre. Daher beschränkt sich die 
Darstellung auf einige punktuelle Hinweise. Ein 
Überblick über die Entwicklung der wichtigsten Ein- 
nahmen der sonstigen Parteien seit 1984 kann An- 
hang 16 entnommen werden. 

7.2.1 Mitgliedsbeiträge und sonstige 
regelmäßige Beiträge 

Die Mitgliedsbeiträge und die übrigen regelmäßigen 
Beiträge stellen bei den Gesamteinnahmen der son- 
stigen Parteien meist nur einen geringen Anteil dar. 
Eine Ausnahme bildet dabei die DKP, die im Rech- 
nungsjahr 1,3 Mio. DM an Mitgliedsbeiträgen ausge- 
wiesen hat. Damit stellte diese Einnahmequelle mit 
45 % die größte Position bei den Einnahmen dar. 
Verfolgt man die Entwicklung dieser Einnahmeart 
bei der Partei seit 1984, so wird deutlich, daß das Ni- 
veau seit der Wiedervereinigung erheblich gesunken 
ist. Vor der Einigung konnte die Partei durchschnitt- 
lich mehr als 9 Mio. DM an Mitgliedsbeiträgen ver- 
buchen. Lediglich bei der NPD haben die Mitglieds- 
beiträge mit 0,6 Mio. DM und 32 % der Gesamtein- 
nahmen einen vergleichbar hohen Anteil an den Ge- 
samteinnahmen (vgl. Anhang 16 und 17). Im einzel- 
nen entwickelte sich das Beitragsaufkommen 1991/92 
bei den sonstigen Parteien wie aus der nachstehen- 
den Tabelle ersichtlich. 

Sowohl die DKP als auch die NPD verzeichnen im 
Vergleich zum Vorjahr einen Mitglieder- und damit 
verbundenen Einnahmerückgang bei den Beiträgen. 
Gleichwohl erhöhte sich das Beitragsniveau bei der 
DKP auf 202 DM und bei der NPD auf 115 DM. Bei 
der NPD ist dies wohl darauf zurückzuführen, daß 
die Partei im Hinblick auf ihre Rückzahlungsschuld 


Mitgliedsbeiträge 

(in Tsd. DM) 



DKP 

DVU 

qmm : ; 

■ ' 

> 

REP 

1991 

1 369 

293 

103 

566 

208 

1 069 

1992 

1 271 

343 

120 

602 

198 

1 193 

1991/1992 (+/-) in % ... 

-7,2 

+ 17,1 

+ 16,5 

- 6,4 

- 4,8 

+ 11,6 
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versucht, die Verzugszinsen zu bezahlen und dar- 
über hinaus auch die Hauptschuld abzutragen (vgl. 
im einzelnen unter 7.2.3 Wahlkampf Kostenerstat- 
tung). Bei den REP, die ihr Beitragsauf kommen mit 
1,2 Mio. DM fast dem der DKP angleichen konnten, 
machten die Mitgliedsbeiträge nur 8 % ihrer Gesamt- 


einnahmen aus. Ihr Beitragsniveau hegt bei 60 DM 
und ist damit um 5 DM niedriger als im Rechnungs- 
jahr 1991 (vgl. Anhang 12). Wie die meisten sonsti- 
gen Parteien konnten auch die REP die Zahl ihrer 
beitragspflichtigen Mitglieder im Zeitraum 1991/ 
1992 erhöhen: 


Mitgliederzahl 


Jahr 

DKP 

DVU 

GRAUE 

NPD 

ÖDP 

REP 

1991 

7 345 

26 500 

2 609 

6 412 

4 191 

16 483 

1992 

6 282 

26 734 

4 167 

5 226 

4 613 

19 923 

1991/1992 (+/-) in % ... . 

-14,5 

+0,9 

+59,7 

-18,5 

+ 10,1 

+20,9 


Mit Abstand die meisten Mitglieder weist hier wie in 
den Vorjahren die DVU aus (vgl. Anhang 11). Trotz- 
dem besitzt sie nur ein sehr geringes Bei- 
tragsaufkommen, so daß sich für diese Partei ein 
äußerst niedriges durchschnittliches Beitragsniveau 
von jährlich 13 DM errechnet. Damit würde jedes 
Mitglied dieser Partei monatlich lediglich etwas mehr 
als 1 DM an Mitgliedsbeiträgen leisten. Im Rechen- 
schaftsbericht der Partei wird dieser Umstand damit 
erläutert, daß „bei der Erfassung der Einnahmen und 
Ausgaben (...) im wesentlichen dem Zu- und Ab- 
flußprinzip gefolgt (wird). Hierdurch erklären sich 
die im Vergleich zur Mitgliederzahl geringen 
Mitgliederbeiträge. Da eine Realisierung ausstehen- 
der Beitragsforderungen infolge der Mitglieder- 


struktur sehr unsicher ist, wurde auf einen Ausweis 
als Forderung verzichtet, um so zu einer realen 
Darstellung der Finanzlage zu gelangen." Bei der 
DVU drängt sich der Verdacht auf, daß die Abon- 
nenten der vom Parteivorsitzenden herausgegebe- 
nen Zeitung als Parteimitglieder geführt werden. 
Allein aus steuerlichen Gründen - der Mitgliedsbei- 
trag ist im Gegensatz zum Abonnementspreis steuer- 
lich begünstigt - wäre dies bereits rechtswidrig. Im 
Rahmen meiner beschränkten Kontrollmöglichkeiten 
ist es mir verwehrt, hier eigene Ermittlungen anzu- 
stellen. 

Die Entwicklung des Beitragsniveaus in den Jahren 
1991/92 verlief bei den sonstigen Parteien wie folgt: 


Beitragsniveau 

(in DM) 


jahr 

DKP 


GRAUE 


; #$|? 

. ;;J / 

1991 

186 

11 

39 

88 

50 

65 

1992 

202 

13 

29 

115 

43 

61 

1991/1992 (+/-) in % ... 

+ 8,6 

+ 18,2 

-25,6 

+30,7 

-14,0 

-6,2 


Spenden 

Das Spendenaufkommen ist bei den kleineren Par- 
teien nach wie vor die wichtigste Einnahmequelle. 
Im Rechnungsjahr 1992 machte der Anteü an den 
Gesamteinnahmen bei DVU, NPD und DKP jeweils 
mehr als 40 % aus. 

Ragte bereits im Vorjahr das Spendenvolumen der 
Partei DIE GRAUEN aufgrund der Einrechnung der 
unentgeltlichen Leistungen der Parteimitglieder in 
diese Einnahmenposition mit 2,4 Mio. DM beson- 
ders hervor, so wurde von der Partei im Rechnungs- 
jahr 1992 ein Umfang von 1,6 Mio. DM büanziert. 
Unter Einbeziehung der unentgeltlichen Leistungen 
hätte auch bei dieser Partei der Anteil der Spen- 


deneinnahmen an den Gesamteinnahmen bei mehr 
als 40 % gelegen. Da, wie oben unter 5.5 Unent- 
geltliche Leistungen der Parteimitglieder ausge- 
führt, die Einbeziehung der unentgeltlichen Lei- 
stungen lediglich bei der sog. Staatsquotenberech- 
nung nach altem Recht Berücksichtigung findet 
und eine Bilanzierung in Form einer Nebenrech- 
nung außerhalb der Rechnungslegung zu erfolgen 
hat, sind diese Leistungen sowohl für das Vorjahr 
als auch für das Rechnungsjahr 1992 aus dem 
Spendenvolumen herausgerechnet worden. Ohne 
diese Leistungen reduzieren sich die Einnahmen 
aus den Spenden auf 0,15 Mio. DM und machen 
damit nur noch 14 % der Gesamteinnahmen aus 
(vgl. Anhang 16 und 18). 
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Spendeneinnahmen 

(in Tsd. DM) 


Jahir 

DKP 

DVU 

GRAUE 

NPD 

ÖDP 

REP 

1991 

1 104 

1 608 

233 

1 155 

745 

1 809 

1992 

1 252 

4 104 

156 

1 148 

985 

2 632 

1991/1992 (+/-) in % ... 

+ 13,4 

+ 155,2 

- 33,0 

- 0,6 

+ 32,2 

+ 45,5 


Bei der ÖDP haben die Spenden einen Anteil von 
38 %, bei den REP hingegen nur von 18 % an den 
Gesamteinnahmen im Jahr 1992. Im einzelnen er- 
geben sich die Spendeneinnahmen in den Jahren 
1991/1992 aus der vorstehenden Tabelle. 

Einen enormen Zuwachs bei den Spenden verzeich- 
nete die DVU. Hatte die Partei im Vorjahr noch ein 
Spendenvolumen von 1,6 Mio. DM bilanziert, so 
stieg das Spendenaufkommen im Rechnungsjahr 
1992 um 155,2 % auf 4,1 Mio. DM. Ursächlich für die- 
sen starken Anstieg ist vor allem eine sehr hohe Ein- 
zelspende des Parteivorsitzenden und seiner Frau an 
die eigene Partei. Mit insgesamt annähernd 1,2 Mio. 
DM macht diese Einzelspende mehr als ein Viertel 
der gesamten Spendeneinnahmen aus. Sie stellt 
gleichzeitig die höchste Spende natürlicher Personen 
an eine Partei in einem Rechnungsjahr dar. Die REP 
konnten ihre Spendeneinnahmen im Rechnungsjahr 
um 45,5 % auf 2,6 Mio. DM steigern. 

Die Gründe für diese Entwicklung, insbesondere für 
die auffallend hohen Einzelspenden an die DVU, 
dürften wohl in einem engen Zusammenhang mit der 
Neuregelung der staatlichen Parteienfinanzierung zu 
sehen sein. Das Bundesverfassungsgericht hatte in 
seiner Entscheidung vom 9. April 1992 hervorge- 
hoben, daß bei einer zukünftigen Regelung der Par- 
teienfinanzierung neben dem Erfolg einer Partei 
beim Wähler auch das Einwerben von Beiträgen und 
Spenden als Gradmesser für die Verwurzelung einer 
Partei in der Bevölkerung gelten sollte. Nachdem be- 
reits die unabhängige Kommission zur Parteienfinan- 
zierung eine Einbeziehung der Spendeneinnahmen 
gefordert hatte, setzte der Gesetzgeber diese Vor- 
gabe dahin gehend um, daß nach der Neuregelung 
eine Partei für jede selbst eingenommene Spenden- 
und Beitragsmark einer natürlichen Person bis zu ei- 
ner Höhe von 6 000 DM einen Zuschuß von je 
0,50 DM vom Staat erhalten kann (§ 18 Abs. 3 Nr. 3 
PartG n.F.). Berechnungsgrundlage für die erste Fest- 
setzung der staatlichen Mittel für das Rechnungsjahr 
1994 sind nach der Übergangsregelung des § 40 
Abs. 1 Nr. 1 PartG 60 % des Durchschnittsbetrages 
der Spenden- und Beitragseinnahmen von 1991 und 
1992. Diese Übergangsregelung führt dazu, daß 
allein die Großspende des Ehepaars Frey an ihre ei- 
gene Partei einen Spendenzuschuß von 335 000 DM 
auslöst. Aufschlußreich ist hier, daß gleichzeitig die 
extrem hohen „sonstigen" Verbindlichkeiten des 
Bundesverbandes der Partei von 11,3 Mio. DM im 
Jahre 1992 auf 9,3 Mio. DM im Rechnungsjahr ge- 
sunken sind. Im Gegensatz zu der in § 27 Abs. 2 Satz 3 
PartG geregelten Erläuterungspflicht der „sonstigen 


Einnahmen 5 )" sieht das PartG für den Ausweis der 
„sonstigen Verbindlichkeiten " keine entsprechende 
Erläuterungspflicht vor. Daher kann nicht definitiv 
gesagt werden, ob hier ein Zusammenhang besteht. 
Es spricht jedoch vieles dafür, daß es sich bei diesen 
sonstigen Verbindlichkeiten um ein Privatdarlehen 
des Parteivorsitzenden an seine Partei handelt und 
die Spende nichts anderes ist als eine „Wertberich- 
tigung" des Darlehens, das die Partei wegen ihrer 
massiven Überschuldung nicht zurückzahlen kann. 


7.2.3 Wahlkampfkostenerstattung 

Die Einnahmen aus der Wahlkampfkostenerstattung 
stellen auch für einige der sonstigen Parteien unver- 
ändert eine wichtige Einnahmequelle dar. Im Rech- 
nungsjahr 1992 haben DVU, REP, ÖDP und der SSW 
staatliche Leistungen aus der Wahlkampfkosten- 
erstattung für Landtags wählen erhalten. Für die Bun- 
destagswahl haben ÖDP, REP und DIE GRAUEN 
staatliche Mittel bezogen. Die DVU und die REP 
haben darüber hinaus Abschlagszahlungen auf die 
Europawahl bekommen. Der prozentuale Anteü der 
staatlichen Zuschüsse an den Gesamteinnahmen 
zeigt eine Spannbreite von 25 % bei der DVU bis 
63,7 % bei den REP (vgl. Anhang 16 und 19). 

Die Entwicklung der Einnahmen aus der Wahl- 
kampfkostenerstattung im Zeitraum 1991/92 ergibt 
sich aus der Tabelle auf Seite 30 oben. 

In den Vorjahren wurde bereits mehrfach auf die er- 
heblichen Probleme kleinerer Parteien hingewiesen, 
wenn sie Wahlkampfkostenerstattungsmittel für 
künftige Wahlen erhalten haben, diese aber zurück- 
zahlen mußten, weil sie bei der Wahl die gesetzliche 
Hürde für die Gewährung der Wahlkampfkostener- 
stattung nicht übersprungen oder an der Wahl gar 
nicht erst teilgenommen hatten (vgl. § 20 Abs. 4 
PartG a. F.). Betroffen waren in der Vergangenheit 
die NPD und die politische Vereinigung „Die Frie- 
densliste Bonn". Auf entsprechenden Antrag hatten 
sie Abschlagszahlungen für die Wahl zum Euro- 
päischen Parlament im Jahr 1989 erhalten, waren 
aber nicht in der Lage, die Beträge zurückzuzahlen, 
als sie den Entschluß gefaßt hatten, nicht an der 
Wahl teilzunehmen. 


5 ) § 27 Abs. 2 PartG lautet wie folgt: „Bei den in § 24 Abs. 2 Nr. 4 
und 5 genannten Einnahmequellen ist der Reinertrag einzu- 
setzen. Die Ausweisungspflicht nach § 24 Abs. 2 Nr. 2 und 3 
und Abs. 5 bleibt unberührt. Sonstige Einnahmen nach § 24 
Abs. 2 Nr. 7 sind aufzugliedern und zu erläutern, soweit sie 
bei einer Gliederung mehr als 5 vom Hundert der Einnahmen 
aus den Nummern 1 bis 6 ausmachen. " 
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Wahlkampfkostenerstattung 

(in Tsd. DM) 


Jahr 

DKP 

DVU 

GRAUE 

NPD 

ÖDP 

REP 

1991 

0 

726 

43 

0 

2 224 

6 913 

1992 

0 

1497 

505 

0 

1 074 

9414 

1991/1992 (+/-) in % ... 

0 

+ 106,2 

+ 1 014,4 

0 

- 51,7 

+ 36,2 


Die NPD hat, wie in den letzten vier Berichten ver- 
merkt, die ihr gewährten Abschlagszahlungen für 
die Europawahl 1989, wenn auch über einen länge- 
ren Zeitraum verteilt, vollständig zurückgezahlt. Die 
Friedensliste Bonn konnte der Rückzahlungsver- 
pflichtung aber nicht nachkommen. Ein eingeleitetes 
Vollstreckungsverfahren blieb ohne Erfolg. Die For- 
derung mußte im Einvernehmen mit dem Bundesmi- 
nister der Finanzen imbefristet niedergeschlagen 
werden. 

Wie schon in meinen letzten Berichten ausgeführt, ist 
1990 ein weiterer Rückforderungsanspruch gegen 
die NPD entstanden, weil es der Partei bei der letzten 
Bundestagswahl 1990 nicht gelungen ist, die erfor- 
derliche Mindeststimmenzahl für die Wahlkampf- 
kostenerstattung zu erreichen. Der Anspruch auf 
Rückzahlung in Höhe von ursprünglich 820 674,42 
DM wurde mittlerweile durch rechtskräftiges Urteil 
des Verwaltungsgerichts Köln bestätigt (VG Köln 16 
K 390/91). Wiederum stößt die Rückzahlung auf er- 
hebliche Schwierigkeiten. Die Partei sieht sich nicht 
in der Lage, den Betrag zurückzuzahlen. Die Situati- 
on hatte sich durch das schlechte Abschneiden der 
Partei bei der Landtagswahl in Baden- Württemberg 
1992 verschlechtert. Das Zweitstimmenergebnis lag 
dort unter der für die Wahlkampfkostenerstattung er- 
forderlichen Grenze von 1 %, so daß die gewährten 
Abschlagszahlungen in Höhe von ca. 440 000 DM 
ebenfalls zurückgezahlt werden müssen. Ein von der 
zuständigen Landtagsverwaltung eingeleitetes Voll- 
streckungsverfahren blieb weitgehend erfolglos. 

Da eine Zwangsvollstreckung bei der NPD aufgrund 
der äußerst schlechten Vermögenslage der Partei we- 
nig Aussicht auf Erfolg gehabt hätte, wurde mit der 
Partei unter Mitwirkung des Bundesministeriums der 
Finanzen ein Finanzkonzept zur Rückzahlung er- 
stellt, um die Forderungen der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Partei noch zu realisie- 
ren. Inhalt dieses Konzeptes ist, daß die Partei monat- 
lich einen Teilbetrag auf die angefallenen Zinsen so- 
wie einen weiteren Betrag auf die Hauptschuld lei- 
stet. Auf die Hauptschuld hat die Partei bisher einen 
Betrag von 54 500 DM und auf die aufgelaufenen 
Zinsen einen solchen in Höhe von 108 819,52 DM 
gezahlt. Die Hauptschuld von 820 674,42 DM konn- 
te damit zumindest geringfügig auf nunmehr 
766 174,42 DM verringert werden. 

In meinem Vorjahresbericht hatte ich den Gesetzge- 
ber auf diese äußerst mißliche Rechtslage hingewie- 
sen und angeregt, bei der Neuregelung der Parteien- 
finanzierung die Gewährung von Abschlagszah- 


lungen in besonderen Fällen an entsprechende 
Sicherheitsleistungen zu knüpfen. Der Gesetzgeber 
hat diese Anregung aufgegriffen und in § 20 Abs. 1 
i.V.m. Abs. 3 und 4 PartG sowohl die Möglichkeit der 
Verhinderung einer Überzahlung als auch die Mög- 
lichkeit der finanziellen Absicherung zukünftiger 
Forderungen vorgesehen. Die Neuregelung eröffnet 
den mittelverwaltenden Behörden nunmehr die 
Möglichkeit, die Gewährung von Abschlagszahlun- 
gen von einer Sicherheitsleistung abhängig zu ma- 
chen, falls Anhaltspunkte für eine Rückzahlungsver- 
pflichtung bestehen. Mit diesen Bestinunungen kön- 
nen zukünftige Verschuldungen einer Partei gegen- 
über dem Staat weitgehend verhindert werden. Bei 
der DVU ist von dieser Möglichkeit 1994 Gebrauch 
gemacht worden. Ihr wurden bei den Abschlagszah- 
lungen aufgrund der zum 1. Dezember zu erwarten- 
den Festsetzung 100 509,60 DM überhaupt nicht aus- 
gezahlt und darüber hinaus die Zahlung von 
103 777,23 DM unter den Vorbehalt einer Sicher- 
heitsleistung gestellt. Aufgrund dieser Vorsichtsmaß- 
nahmen fiel die tatsächliche Überzahlung mit 7 399 
DM relativ gering aus. 


7.3 Staatsquotenprüfung nach 

§ 39 Abs. 1 Nr. 5 PartG („Staatsquote“) 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner jüngsten 
Entscheidung vom 9. April 1992 in Weiterentwick- 
lung seiner ständigen Rechtsprechung dargelegt, 
daß die Selbstfinanzierung der Parteien Vorrang 
habe vor der Staatsfinanzierung. Der Grundsatz der 
Staatsfreiheit der Parteien gestatte daher die Zufüh- 
rung staatlicher Mittel nur bis zu einer relativen 
Obergrenze, die für jede Partei nach dem Verhältnis 
der von ihr selbsterwirtschafteten zu den ihr unmit- 
telbar aus staatlichen Quellen zufließenden Ein- 
nahmen zu bestimmen sei. Das Gesamtvolumen sol- 
cher staatlicher Zuwendungen an eine Partei dürfe 
die Summe ihrer selbsterwirtschafteten Einnahmen 
nicht überschreiten (BVerfGE 85, 264 [289]). Gerade 
kleinen Parteien, die durch einen überraschenden 
Wahlerfolg in den Genuß staatlicher Leistungen ge- 
kommen waren, bereitete die Einhaltung dieses ver- 
fassungsrechtlichen Gebotes in der Vergangenheit 
erhebliche Schwierigkeiten (vgl. meinen Vorjahres- 
bericht, Drucksache 12/5575, S. 48). 

Der Gesetzgeber hat der Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts bei der Neuregelung durch 
die Einführung einer relativen Obergrenze in § 18 
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Abs. 5 PartG Rechnung getragen. Die Höhe der 
staatlichen Teilfinanzierung einer Partei darf nicht 
die Summe ihrer selbsterwirtschafteten Einnahmen 
(§ 24 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 und 7) überschreiten. Für die 
Ermittlung der relativen Obergrenze für die Über- 
gangszeit legte der Gesetzgeber fest, daß für die 
selbsterwirtschafteten Einnahmen die in den für die 
Jahre 1991 und 1992 vorgelegten Rechenschaftsbe- 
richten ausgewiesenen Beträge zugrunde zu legen 
sind. 

Im Hinblick auf die „alte" Staatsquotenberechnung 
nach § 18 Abs. 7 PartG a. F. ist in der Abschlußrege- 
lung des § 39 Abs. 1 Nr. 5 PartG n. F. normiert wor- 
den, daß für die im bisher geltenden § 18 Abs. 7 
PartG a. F. vorgesehene Begrenzung der Wahlkampf- 
kostenerstattung die Jahre 1990 bis 1992 zugrunde 
zu legen sind. Damit ist meiner Anregung im Vorjah- 
resbericht (Drucksache 12/5575, S. 40) insoweit ge- 
folgt worden, als das Jahr 1989 nicht ein zweites Mal 
eingerechnet werden mußte. Der Gesetzgeber hat es 
jedoch versäumt, das Jahr 1993 in den Zeitraum ein- 
zubeziehen. 

Trotz der auf den ersten Blick klaren gesetzlichen 
Vorgaben für die Berechnung der unterschiedlichen 
Staatsquoten ergaben sich in der Praxis erhebliche 
rechtliche Schwierigkeiten bei der Umsetzung der 
Regelungen. Zum einen stellte sich das Problem, wie 
bei Parteien zu verfahren ist, die erst 1992 gegründet 
worden sind und im Jahr 1994 Anspruch auf staat- 
liche Mittel haben (STATT-Partei Hamburg, STATT- 
Partei Niedersachsen, Bund freier Bürger - BFB -). 
Des weiteren mußte entschieden werden, welche 
Staatsquotenberechnung für die im Jahr 1994 ge- 
währten Abschlußzahlungen nach § 39 Abs. 1 Nr. 1 
PartG sowie die Chancenausgleichszahlung nach 
§ 39 Abs. 1 Nr. 2 PartG zugrunde zu legen ist. Ferner 
wurde deutlich, daß das Rechnungsjahr 1993, das im 
Bemessungszeitraum der alten Staatsquotenberech- 
nung nicht enthalten ist, auch nicht von der ab 1994 
auszuweisenden relativen Obergrenze erfaßt wird. 
Sowohl die staatlichen Zuschüsse für dieses Jahr als 
auch die Eigeneinnahmen bleiben nach den gesetzli- 
chen Vorgaben unberücksichtigt. 

Um dem vom Bundesverfassungsgericht aufgestell- 
ten verfassungsrechtlichen Gebot der Staatsfreiheit 
der Parteien Rechnung zu tragen, sind die Regelun- 
gen verfassungskonform auszulegen. Zwingend ist 
dabei, daß die staatliche Teilfinanzierung (§§ 18 ff., 
40 PartG) allein der relativen Obergrenze nach 
neuem Recht unterliegt. Sachgerecht dürfte es ferner 
sein, diesen Zahlungen die Anfang des Jahres 1994 
geleisteten Chancenausgleichzahlungen hinzuzu- 
rechnen, da diese ebenfalls nur auf der Grundlage 
der Neuregelung möglich waren und das Bundesver- 
fassungsgericht diese Zahlungen in Abkehr von sei- 
ner früheren Rechtsprechung nicht mehr zu den Ei- 
geneinnahmen, sondern zu den staatlichen Zuwen- 
dungen an eine Partei rechnet (BVerfGE 85, 264 
[285] ) . Ebenso werden die letzten Chancenausgleichs- 
zahlungen in 1995 bei der relativen Obergrenze für 
das Jahr 1995 zu berücksichtigen sein. Die Abschluß- 
zahlungen hingegen sind bei der Staatsquotenbe- 
rechnung nach altem Recht (vgl. § 39 Abs. 1 Nr. 5 
PartG) einzubeziehen. Diese Abschlußzahlungen 


sind anteüig den in den Rechenschaftsberichten aus- 
gewiesenen Wahlkampf kostenerstattungen für die 
Jahre 1990 bis 1992 zuzurechnen. Dies folgt aus dem 
Sinn und Zweck der Abschlußzahlungen, die in er- 
ster Linie eine Angleichung der unterschiedlichen 
Ab wicklungs stände bei der Gewährung von Wahl- 
kampfkostenerstattungen auf Bundes- und auf Län- 
derebene in der Vergangenheit bewirken sollten. Es 
handelt sich insoweit um Zahlungen für einen ver- 
gangenen Zeitraum. Diese Rechtsansicht wird auch 
dadurch belegt, daß parallel dazu die 1994 geleiste- 
ten Abschlußzahlungen nach § 39 Abs. 1 Nr. 7 PartG 
nicht in die absolute Obergrenze eingerechnet wer- 
den, sondern ebenfalls für den vorangegangenen 
Zeitraum Berücksichtigung finden. 

Darüber hinaus war zu klären, welche Eigeneinnah- 
men den staatlichen Leistungen gegenüberzustellen 
sind. Nach der Abschlußregelung des § 39 Abs. 1 Nr. 
5 PartG n.F. i.V.m. § 18 Abs. 7 PartG a. F. sind den 
Wahlkampf kostenerstattungen im Zeitraum 1990 bis 
1992 die entsprechenden Eigeneinnahmen gegen- 
überzustellen. Zu den Eigeneinnahmen durften nach 
der alten Regelung die Leistungen aus dem Chan- 
cenausgleich und die imentgeltlichen Leistungen der 
Parteimitglieder gezählt werden (siehe hierzu unter 
5.5 Unentgeltliche Leistungen der Parteimitglieder). 
Bei der Berechnung der relativen Obergrenze nach 
der Übergangsregelung des § 40 Abs.l PartG i.V.m. 
§ 18 Abs. 5 PartG müssen dagegen die unentgeltli- 
chen Leistungen herausgerechnet werden, da hier 
nicht mehr das alte, sondern das neue Recht anzu- 
wenden ist, nach dem nur noch die selb sterwirt schäf- 
teten Eigeneinnahmen zugrunde zu legen sind (vgl. 
§ 26 Abs. 4 Satz 2 PartG). Ferner sind die Leistungen 
aus dem Chancenausgleich nicht mehr den Eigen- 
einnahmen, sondern den staatlichen Leistungen zu- 
zurechnen. Legt man diese Vorgaben zugrunde, so 
ergibt sich für die letzte Staatsquotenberechnung das 
in Anhang 20 ersichtliche Bild. 


7.4 Staatliche Zuwendungen 
an Listenvereinigungen 

In meinem Vorjahresbericht vom 19. August 1993 
über die Rechenschaftsberichte der Parteien für das 
Rechnungsjahr 1991 (Drucksache 12/5575, S. 42 f.) 
habe ich auf den interfraktionellen Entwurf eines 
„Gesetzes über besondere Maßgaben für die Anwen- 
dung des Parteiengesetzes " hingewiesen. Der Ge- 
setzgeber wollte hiermit die gesetzlichen Bedingun- 
gen dafür schaffen, daß Listenvereinigungen, die die 
Voraussetzungen für die Erstattung von Wahlkampf- 
kosten bei der Wahl zum 12. Deutschen Bundestag 
erfüllt hatten, endgültig verbleibende Leistungen 
analog den Abschlagszahlungen nach § 20 PartG 
a.F. erhalten können. Nachdem der Gesetzentwurf 
am 2. Juli 1993 vom Deutschen Bundestag beschlos- 
sen worden war und der Bundesrat dem Gesetz zu- 
gestimmt hatte, ist das Gesetz am 8. November 1993 
im Bundesgesetzblatt (BGBl. I S. 1862) bekanntge- 
macht worden. Mit der Gesetzesänderung hatte der 
Gesetzgeber meine Erwägungen im Bericht über die 
Rechenschaftsberichte 1989 (Drucksache 12/1100, 
S. 24) aufgegriffen, in dem ich auf die m. E. unbefrie- 
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digende Situation bei der Gewährung von Ab- 
schlagszahlungen an Listenvereinigungen bei der er- 
sten gesamtdeutschen Wahl hingewiesen hatte. 

Das Gesetz normierte neben der Einbeziehung der 
Listenvereinigungen in die Regelungen der Ab- 
schlagszahlungen auch eine Pflicht der jeweiligen 
Listenvereinigung zur Rechenschaftslegung analog 
den Vorschriften für die Rechenschaftslegung der 
Parteien in § 23 ff. PartG. Voraussetzung für die Ge- 
währung von Abschlagszahlungen war das Vorlie- 
gen eines den Vorschriften des Sechsten Abschnittes 
des Parteiengesetzes entsprechenden Rechenschafts- 
berichtes. Die Rechenschaftslegung konnte sowohl 
durch das Vorlegen eines gemeinsamen Berichtes 
der gesamten Listenvereinigung als auch durch die 
Vorlage von Rechenschaftsberichten der einzelnen 
Listenvereinigungspartner erfolgen. Ferner legte das 
Gesetz fest, daß die Antragstellung durch alle Part- 
ner der Listenvereinigung gemeinsam zu erfolgen 
hat. 

Zu einer Gewährung von Abschlagszahlungen an 
die einzige bei der Bundestagswahl angetretene 
Listenvereinigung BÜNDNIS 90/GRÜNE/NEUES 
FORUM/UFV war es bis vor kurzem noch nicht ge- 
kommen, da einerseits kein gemeinsamer Antrag 
aller Listenpartner vorlag und die vorgelegten 
Rechenschaftsberichte des UFV für die Jahre 1990 
bis 1992 noch nicht den Vorschriften des Parteien- 
gesetzes entsprachen. 

Bei der Neuregelung der Parteienfinanzierung hat 
der Gesetzgeber diese Problematik nochmals auf- 
gegriffen. Nach dem neugefaßten § 39 Abs. 1 Nr. 6 


8. Ausgaben 


Die Parteien sind seit 1984 gehalten, in den Rechen- 
schaftsberichten auch ihre Ausgaben zu erläutern. 
Von sieben Ausgabepositionen, über die berichtet 
werden muß, sind im folgenden die wichtigsten auf- 
geführt: die Personalausgaben, die Verwaltungsaus- 
gaben und die Ausgaben für politische Tätigkeit, die 
sich aus den Ausgaben für innerparteiliche Gremien- 
arbeit und Information sowie aus den Ausgaben für 
Öffentlichkeitsarbeit und Wahlen zusammensetzen. 


8.1 Bundestagsparteien 

8.1.1 Personal 

Wie in den Vorjahren verläuft die Entwicklung der 
Personalausgaben bei den Bundestagsparteien auch 
im Rechnungsjahr 1992 sehr unterschiedlich. Wäh- 
rend die Ausgaben bei einigen Parteien leicht anstie- 
gen, konnten andere ihre Kosten konstant halten 
bzw. teilweise erhebliche Rückgänge in diesem Be- 
reich verbuchen. Blieben bei CDU, CSU und GRÜNE 
die Ausgaben überwiegend unverändert, vermeldete 


PartG können ebenso wie die Parteien auch die bei 
der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl ange- 
tretenen Listenvereinigungen Abschlußzahlungen 
auf die ihnen verbleibenden Abschlagszahlungen er- 
halten. Ebenso ermöglicht § 39 Abs. 1 Nr. 1 PartG die 
Gewährung von Abschlußzahlungen an Listenverei- 
nigungen, die in einigen neuen Bundesländern an 
den dortigen Landtagswahlen teilgenommen haben 
und die nach den einschlägigen landesgesetzlichen 
Regelungen überwiegend anspruchsberechtigt für 
die Zahlung von Abschlagszahlungen auf die künfti- 
ge Wahlkampf kostenerstattung waren. Hinsichtlich 
der Anspruchsvoraussetzungen bleibt es bei dem 
Erfordernis einer gemeinsamen Antragstellung aller 
Listenpartner und der Vorlage eines den Vorschriften 
des Sechsten Abschnittes des Parteiengesetzes ent- 
sprechenden Rechenschaftberichtes. Beide Voraus- 
setzungen wurden auf Bundesebene sowie in den 
Ländern Berlin, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, 
Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen im Sep- 
tember 1994 erfüllt, so daß die entsprechenden Ab- 
schlußzahlungen erfolgen konnten. Auf Bundesebe- 
ne wurde für die Jahre von 1991 bis 1993 ein Betrag 
von 2 492 319,52 DM angewiesen. Die von den Län- 
dern auszuzahlenden Beträge wurden mit insgesamt 
1 016 641,17 DM errechnet. Hier stehen noch Zah- 
lungen an die zweite brandenburgische Listenverei- 
nigung sowie an die Listenvereinigung in Sachsen 
aus. Die Zahlungsvoraussetzungen der von der PDS 
und der Linken Liste in den Ländern Brandenburg, 
Mecklenburg -Vorpommern, Sachsen und Thüringen 
gebildeten Listenvereinigungen hegen noch nicht 
vor (vgl. auch oben unter Gliederungspunkt 5.7 Be- 
anstandungen und Empfehlungen). Ich gehe davon 
aus, daß dies in Kürze der Fall sein wird. 


die F.D.P. einen Rückgang der Personalausgaben ge- 
genüber dem Vorjahr um 8,3 %. Allein die SPD hatte 
wie bereits im Vorjahr eine weitere Zunahme der 
Personalausgaben zu verbuchen. Ein erheblicher 
Rückgang der Personalausgaben ist bei der PDS zu 
verzeichnen. Hatte die Partei laut Rechenschafts- 
bericht 1990 noch Personalausgaben in Höhe von 

301.1 Mio. DM und waren diese bereits 1991 auf 

57.6 Mio. DM gesunken, so verringerten sich diese 
Ausgaben im Rechnungsjahr 1992 auf nur noch 

15.1 Mio. DM. Im Vergleich zum Einigungsjahr ma- 
chen diese Ausgaben nur noch ein Zwanzigstel der 
damaligen Personalkosten aus. 

Die Entwicklung der Personalkosten bei den Bundes- 
tagsparteien 1991/1992 zeigt die nachfolgende Ta- 
belle auf Seite 33, oben. 

Bei der CDU und der SPD stellen die Personalkosten 
von 72,4 bzw. 91,0 Mio. DM mit einem Anteil von 
36,5 % bzw. 39,3 % an den Gesamtausgaben den 
größten Ausgabeposten dar. Bei der CSU und den 
GRÜNEN folgen die Personalausgaben mit 13,4 bzw. 

10.7 Mio. DM und einem Anteil von 30,2 % bzw. 
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Personalkosten 

(in Tsd. DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

1991 

73 082 

13 019 

10 625 

13 048 

57 609 

82 335 

1992 

72 361 

13 403 

10 657 

11 968 

15 110 

91 999 

1991/1992 (+/-) in % 

- 1,0 

+ 2,9 

0 

- 8,3 

- 73,8 

+ 11,7 


31.5 % erst an zweiter Stelle nach den Ausgaben für 
die politische Tätigkeit. Die FDP hatte Personalko- 
sten von 12,0 Mio. DM, die mit einem Anteil von 

27.6 % an den Gesamtausgaben erst an dritter Stelle 
nach den Ausgaben für die politische Tätigkeit und 
die Verwaltung folgen. Eine Ausnahmestellung 
nimmt auch zwei Jahre nach der Wiedervereinigung 
immer noch die PDS ein. Mit 15,1 Mio. DM wendet 
die Partei fast die Hälfte ihrer Ausgaben (47,6 %) für 
Personalkosten auf (vgl. Anhang 21 bis 23). 

Ein Vergleich über den gesamten Berichtszeitraum 
zeigt, daß die Personalausgaben bei allen Parteien 
zwischen 1984 und 1992 - unterschiedlich stark - ge- 
stiegen sind. Eine Differenzierung kann dabei hin- 
sichtlich des Zeitraums vor und nach Herstellung der 
deutschen Einheit getroffen werden. Während die 
Entwicklung der Personalkosten bei den meisten 
Parteien mit Ausnahme der GRÜNEN bis zum Eini- 
gungsjahr 1990 eine relativ gradlinige leichte Steige- 
rung aufwies, schnellten die Personalkosten infolge 
der Wiedervereinigung und der damit verbundenen 
Übernahme bestehender bzw. dem Aufbau neuer 
Parteiorganisationen in den neuen Bundesländern 
bei einigen Parteien ab 1990 hoch. Während sich bei 
der SPD zwischen 1989 und 1991 die Personalkosten 
nur um 15 % erhöhten (die CDU erhöhte im Ver- 
gleich dazu in demselben Zeitraum ihre Personal- 
aufwendungen um 17 %), betrug die prozentuale Er- 


höhung von 1989 bis 1992 dann 29 % (bei der CDU 
16 % ). Damit gab die SPD 1991 9 Mio. DM und 1992 

20 Mio. DM mehr als die CDU für ihr Personal aus. 
Grund für diese weitere Erhöhung dürfte in erster 
Linie der Aufbau von Parteiorganisationen in den 
neuen Ländern gewesen sein, wo die SPD 47 % 
(2,2 Mio. DM) mehr Mittel aufwendete als im Vor- 
jahr. Im Gegensatz dazu verringerten die F.D.P. und 
die CDU die Personalausgaben in den neuen Bun- 
desländern um 47 % bzw. 25 %, während die Perso- 
nalausgaben im Westen annähernd gleich blieben. In 
den fünf neuen Bundesländern haben CDU und 
F.D.P. nach der Vereinigung mit ehemaligen Block- 
parteien einen besonders stark besetzten Personalbe- 
stand übernommen, der in den letzten Jahren wohl 
reduziert wurde. 

Wie die Personalausgaben sich auf die verschiede- 
nen Gliederungsebenen der Partei verteilen, läßt 
Rückschlüsse auf die Organisation und Schwer- 
punktbildung der Partei zu. Bei der CSU entfallen 
fast 90 % der Personalausgaben auf den (überge- 
ordneten) Landesverband, bei der F.D.P. und der 
PDS jeweils ungefähr die Hälfte auf den Bundesver- 
band. Bei der CDU und der SPD beträgt der Anteü 
des Bundesverbandes an den Personalausgaben 
29 %, bei den GRÜNEN hat der Bundesverband mit 

21 % den niedrigsten Anteil aller Bundestagspar- 
teien: 


Anteil des Bundesverbandes an den Personalkosten 

(in Prozent) 



CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

BV in % 

28,8 

88,9 

21,3 

49,9 

46,9 

29,1 


8.1.2 Verwaltung 

Die Entwicklung der Ausgaben des laufenden Ge- 
schäftsbetriebes zeigt Parallelen zur Entwicklung der 
Personalausgaben. Auch bei dieser Ausgabenart läßt 
sich ein einheitlicher Prozeß nicht ableiten. Während 
einige Bundestagsparteien auch im Rechnungsjahr 
1992 ein Anwachsen dieses Bilanzierungspostens 
verbuchen mußten, gelang es anderen Parteien 
durch Einsparung diese Ausgaben konstant zu hal- 
ten bzw. sogar abzubauen. Bis auf die SPD konn- 
ten 1992 alle Parteien ihre Ausgaben für den laufen- 
den Geschäftsbetrieb verringern. Die kleineren 
Bundestagsparteien gaben zwischen 7,5 Mio. DM 


(GRÜNE) und 12,8 Mio. DM (F.D.P.) für die Parteiver- 
waltung aus. Ähnlich der Entwicklung bei den Perso- 
nalkosten sanken die Ausgaben für den Verwal- 
tungsaufwand bei der PDS mit 67,0 % am stärksten. 
Die CSU konnte eine Verringerung um 0,5 %, 
GRÜNE um 2,8 % und die F.D.P. um 3,8 % verbu- 
chen. Auch die CDU erreichte eine Senkung der Ver- 
waltungskosten um 3,8 % auf 47,9 Mio. DM. Einzig 
die SPD steigerte wiederum ihre Ausgaben für den 
laufenden Geschäftsbetrieb um 5,0 % auf 49,1 Mio. 
DM (vgl. nachfolgende Tabelle auf Seite 34, oben). 

Seit 1984 sind die Verwaltungsausgaben der SPD um 
70,1 % gestiegen, die der CDU um 31 %. Die hohe 
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Verwaltungsaufwand 

(in Tsd. DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

1991 

49 831 

9 274 

7 737 

13 282 

36 205 

46 804 

1992 

47 920 

9 229 

7 522 

12 849 

11 958 

49 136 

1991/1992 (+/-) in % ... 

- 3,8 

- 0,5 

- 2,8 

- 3,3 

- 67,0 

+ 5,0 


Steigerungsrate bei der SPD führte dazu, daß sich die 
Kosten für den Verwaltungsaufwand in diesem Zeit- 
raum denen der CDU angegüchen haben, die noch 
1984 mit 36, 7 Mio. DM einen höheren Stand als die 
SPD verzeichnete. Die höchste Steigerungsrate seit 
1984 haben die GRÜNEN mit 220 % zu verzeichnen, 
was in erster Linie auf den Neuaufbau der Partei- 
organisation zurückzuführen ist. Eine starke Erhö- 
hung seit 1984 verbuchte mit 80 % auch die F.D.P. 
Dies ist durch die Übernahme der Parteistruktur in 
den neuen Bundesländern geschehen, die seitdem 
abgebaut wird. Während nämlich die Verwaltungs- 
kosten von 1984 bis 1989 lediglich um insgesamt 9 % 
stiegen und seit 1990 bis 1992 um 14 % fielen, ver- 
doppelten sie sich von 1989 auf 1990 fast mit 90 %. 


Bei der PDS sanken die Ausgaben für den laufenden 
Geschäftsbetrieb seit 1990 um 86 Mio. DM (88 %), so 
daß sich damit die Höhe der Verwaltungsausgaben 
dem Niveau der kleineren Bundestagsparteien ange- 
glichen hat. 

Die Verwaltungsausgaben machen bei der PDS 
37,8 % der Gesamtausgaben aus, bei der F.D.P. 
betrug der Anteil 29,6 %. Die anderen Parteien CDU, 
CSU, SPD und GRÜNE verzeichneten jeweils ei- 
nen Anteil zwischen 21,0% und 24,2% (vgl. An- 
hang 21 r 22 und 24). 

Der Anteil des jeweiligen Bundesverbandes der Bun- 
destagsparteien an den Verwaltungsausgaben be- 
trug: 


Anteil des Bundesverbandes am Verwaltungsaufwand 

(in Prozent) 



CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

BV in % 

14,1 

34,3 

15,2 

32,2 

44,3 

25,1 


Wiederum fällt die Zentralisierung der Verwaltungs- 
ausgaben bei der Parteizentrale der CSU auf. Aber 
auch PDS und F.D.P. weisen für den Parteivorstand 
einen hohen Anteil aus. Bei den übrigen Parteien 
entfällt nur ein relativ geringer Teil der Verwaltungs- 
kosten auf die höhere Ebene der Partei, aber ein 
überwiegender Teil der Personalkosten (vgl. 8.1.1.). 
Dieser Vergleich zeigt, daß auf örtlicher Ebene ein 
Großteil der politischen Arbeit immer noch unent- 
geltlich geleistet wird. 


8.1.3 Politische Tätigkeit 

Die Ausgaben für die politische Tätigkeit sind im 
Rechnungsjahr bei allen Bundestagsparteien weiter 


zurückgegangen. Sie stellen gleichwohl immer noch 
bei den meisten Parteien den höchsten Ausgabe- 
posten dar. Die Höhe der Ausgaben für politische 
Tätigkeit hängt von der Anzahl und Wichtigkeit der 
im Berichtsjahr durchgeführten Wahlen ab. Waren 
aufgrund der Vielzahl von Wahlen im Einigungsjahr 
bei sämtlichen Bundestagsparteien von 1989 auf 
1990 die entsprechenden Ausgaben deutlich ange- 
wachsen, hat sich die Situation in Fortsetzung der 
Vorjahresentwicklung im wahlarmen Rechnungsjahr 
1992 bei allen Parteien weiter „normalisiert 11 (vgl. die 
nachfolgende Tabelle). 

Die höchsten Ausgaben verbuchte wie im Vorjahr die 
SPD mit 73,2 Mio. DM, gefolgt von der CDU mit 
65,8 Mio. DM. Den höchsten Rückgang bei dieser 


Politische Tätigkeit 

(in Tsd. DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

1991 

74 080 

20 913 

14 977 

16 354 

8 905 

83 837 

1992 

65 771 

19 337 

14 338 

14 355 

3 902 

73 180 

1991/1992 (+/-) in % ... 

-11,2 

- 7,5 

- 4,3 

- 12,2 

- 56,2 

- 12,7 
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Ausgabeposition verbuchte die PDS mit 56,2 %. Die 
prozentualen Anteile der Ausgaben für politische Tä- 
tigkeit an den Gesamtausgaben sind bei den meisten 
Parteien leicht gesunken. Sie bilden bei den kleine- 
ren Bundestagsparteien - mit Ausnahme der PDS - 
mit einem Anteil von 33 % bis 43 % aber immer noch 
den größten Ausgabeposten. Bei der CDU und der 
SPD lagen die Ausgaben hinter den Personalausga- 
ben an zweiter Stelle, (vgl. Anhang 21 r 22 und 25). 

Im Gegensatz zu den analysierten Personal- und Ver- 
waltungsausgaben zeigen die Ausgaben für die poli- 
tische Tätigkeit ein ständiges Auf und Ab in der Ent- 
wicklung seit 1984. Der Zyklus der Wahlen läßt einen 
gradlinien Prozeß nicht zu. Dürften die Ausgaben für 
die politische Tätigkeit im Jahr 1993 relativ konstant 
bleiben, so ist für das „Rekord Wahljahr" 1994 mit 
einer erheblichen Steigerung zu rechnen, da dann 
vermehrte Öffentlichkeitsarbeit stattgefunden hat 
und hohe Aufwendungen für den Wahlkampf getä- 
tigt worden sind. 

Wie sich die Ausgaben für politische Tätigkeit im ein- 
zelnen zusammensetzen, kann anhand der Rechen- 
schaftsberichte nicht ermittelt werden. Das Parteien- 
gesetz gab den Parteien bishgr auf, ihre Ausgaben 
für innerparteiliche Gremienarbeit und Information 
sowie für Öffentlichkeitsarbeit und Wahlen insge- 
samt auszuweisen. Innerhalb der jeweiligen Ausga- 
benspalten war eine Differenzierung nicht vorgese- 
hen. Für die Zukunft hat der Gesetzgeber in § 24 
Abs. 4 Nr. 3 und 4 PartG die Ausgaben für die politi- 
sche Tätigkeit dahin gehend spezifiziert, daß die Par- 
teien zukünftig die Ausgaben einerseits für allge- 
meine politische Arbeit und andererseits für Wahl- 
kämpfe ausweisen müssen. 


Die Bundestagsparteien haben ihre Ausgabenstruk- 
tur in ihren Gliederungsebenen für die politische Tä- 
tigkeit unterschiedlich organisiert. In wahlreichen 
Jahren, insbesondere in Bundestagswahljahren wie 
1990, sind die Kosten für die politische Tätigkeit ge- 
rade bei den Parteizentralen konzentriert, da hier vor 
allem die Finanzierung der Wahlkämpfe erfolgt. In 
wahlarmen Jahren sinken diese Ausgaben wieder er- 
heblich. Der Anteil der Parteizentralen betrug im 
Rechnungsjahr bei der SPD 26,6 %, der CDU 35,9 %, 
der CSU 61,1 %, der F.D.P. 23,8 %, der PDS 38,5 % 
und bei den GRÜNEN 13,2. %. 

8.2 Sonstige Parteien 

Die sonstigen Parteien weisen ein von den Bundes- 
tagsparteien sehr verschiedenes Ausgabenprofil auf, 
das auch im Vergleich untereinander uneinheitlich 
verläuft. Gleichwohl lassen sich daraus Rückschlüsse 
über politische Trends entnehmen. Wie bei den 
Bundestagsparteien macht sich dabei auch bei den 
sonstigen Parteien im Rechnungsjahr 1992 ein Trend 
zur Sparsamkeit bemerkbar. Eine Ausnahme hiervon 
machten die ÖDP und die DVU (vgl. Anhang 26). 

8.2.1 Personal 

Ob eine der sonstigen Parteien Steigerungen oder 
Abnahmen bei den Personalausgaben verzeichnet, 
hängt zu einem Großteil davon ab, ob es sich um eine 
Partei mit bestehender oder im Aufbau befindlicher 
Parteistruktur und -Organisation handelt. Letztere 
verzeichnet naturgemäß erhebliche Steigerungen 
der Ausgaben. 

Bei den sonstigen Parteien entwickelten sich die Per- 
sonalkosten im Zeitraum 1991/1992 wie folgt: 


Personalkosten 

(inTsd. DM) 


Jahr 

DKP 

DVU 

GRAUE 

NPD 

ÖDP 

REP 

1991 

407 

98 

133 

161 

226 

656 

1992 

452 

116 

203 

166 

267 

347 

1991/1992 (+/-) in % ... 

+ 11,1 

+ 18,4 

+52,6 

+3,1 

+18,1 

- 47,1 


Die GRAUEN weisen in ihrem Rechenschaftsbericht 
einen um 1,5 Mio. DM höheren Betrag für Per- 
sonalausgaben aus. Dies ist darauf zurückzuführen, 
daß die Partei die unentgeltlichen Leistungen ihrer 
Parteimitglieder mit diesem Betrag bewertet und als 
sogenannte Dienstleistungsspende als Einnahmen 
verbucht hat (vgl. oben unter 5.5 Unentgeltliche Lei- 
stungen der Parteimitglieder). Da der Partei entspre- 
chende Bar- „Cash "-Einnahmen nicht zugingen, 
mußte sie die unentgeltlichen Dienstleistungen bei 
den Ausgaben wieder „ausbuchen". Dies geschah 
unter der Sparte „Personalausgaben". Für den Perso- 
nalkostenvergleich zwischen den Parteien wurden 
diese Beträge außer Ansatz gelassen. 

Der Anteil der Personalausgaben an den Gesamtaus- 
gaben ist bei den sonstigen Parteien sehr unter- 


schiedlich. Bei den GRAUEN und der DKP ist er mit 
ca. 19 % relativ hoch, während er bei DVU, NPD und 
REP mit 4 bis 9 % äußerst niedrig liegt (vgl. Anhang 
26 und 27). 


8.2.2 Verwaltung 

Bei fast allen sonstigen Parteien sind die Verwal- 
tungsausgaben im Rechnungsjahr 1992 im Gegen- 
satz zum Vorjahr gestiegen. Die Entwicklung der 
Verwaltungsausgaben im Zeitraum 1991/1992 zeigt 
folgende Tabelle auf Seite 36, oben. 

Den höchsten Anteil der Verwaltungskosten an den 
Gesamtausgaben hatte die DKP mit 52,7 %, gefolgt 
von der NPD mit 48,8 % und den REP mit 37,3 %. Die 
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Verwaltungsausgaben 

(in Tsd. DM) 


Jahr 

DKP 

DVU 

GRAUE 

NPD 

ÖDP 

REP 

1991 

1431 

186 

181 

863 

246 

2 096 

1992 

1 264 

378 

228 

895 

268 

3 603 

1991/1992 (+/-) in % ... 

- 11,7 

+ 103,2 

+ 26,0 

+ 3,7 

+ 8,9 

+ 71,9 


GRAUEN verzeichnen einen Anteil von 20,8 %. Bei 
der DVU lag der Anteil bei 9,4 %, bei der ÖDP bei 

12.3 % (vgl. Anhang 26 und 28). 

8.2.3 Politische Tätigkeit 

Bei den Ausgaben für die politische Tätigkeit läßt 
sich feststellen, daß hohe Ausgaben für die Verwal- 
tung oder das Personal bei der DKP und der NPD zu 
Lasten der Ausgaben für die politische Tätigkeit gin- 
gen. Einen ausgesprochen hohen Anteil machen 
diese Ausgaben mit 58,4 % bei den REP und sogar 
88,0 % bei der DVU aus (vgl. Anhang 26 und 29). 


Die Entwicklung der Ausgaben für die politische Tä- 
tigkeit 1991/1992 zeigt die nachfolgende Tabelle. 

Die Gründe für das starke Ansteigen der Ausgaben 
bei der DVU dürften wohl in erster Linie in den über- 
proportional hohen Aufwendungen der Partei für die 
Landtagswahlen in Schleswig-Holstein zu sehen 
sein. Bei der Darstellung der wahlkampfbezoge- 
nen Einnahmen und Ausgaben für diese Wahl hat 
die Partei als Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit 
und Wahlen eine Summe von 2,2 Mio. DM ausgewie- 
sen. 


Politische Tätigkeit 

(in Tsd. DM) 


. 

ihlll 

' 6 




iliif 

1991 

894 

1494 

656 

760 

1 111 

11841 

1992 

669 

3 548 

656 

688 

1 616 

5 628 

1991/1992 (+/-) in % ... 

-25,2 

+ 137,5 

0 

- 9,5 

+ 45,5 

- 52,5 


9. Verhältnis von Einnahmen und Ausgaben 


Eine Auswertung der nach § 24 Abs. 2 und 3 PartG 
auszuweisenden Einnahmen und Ausgaben (Glie- 
derungspunkte A und B der Rechenschaftsberichte) 
zeigt gegenüber dem Vorjahr keine besonderen Ver- 
änderungen. 

Während noch im Rechnungsjahr 1990 bei einigen 
Parteien die Ausgaben gegenüber den Einnahmen 
zum Teil mit erheblichen Differenzen überwogen, so 
kann für 1992 festgehalten werden, daß bei fast allen 
Bundestagsparteien - mit Ausnahme der PDS - die 
Einnahmen die Ausgaben übertreffen und somit alle 
Parteien eine positive Bilanz erzielten. Bei der SPD 
standen den Ausgaben von 233,9 Mio. DM Einnah- 
men in Höhe von 262,6 Mio. DM gegenüber. Die Par- 
tei konnte im Rechnungsjahr somit ein Plus von 
28,7 Mio. DM verbuchen. Bei der CDU überstiegen 
die Einnahmen die Ausgaben um 14,8, Mio DM. Die 
CSU verzeichnet ein Plus von 5,5 Mio. DM. Die F.D.P. 


konnte im Rechnungsjahr 1992 ein Plus von 5,5 Mio. 
DM vermerken. Die GRÜNEN, die im Vorjahr noch 
ein negatives Einnahmen-/Ausgabenverhältnis von 
3,0 Mio. DM hinnehmen mußten, konnten im Rech- 
nungsjahr ein Plus von 4,0 Mio. DM bilanzieren (vgl. 
Anhang 6). 

Bei der Untersuchung des Verhältnisses von Einnah- 
men und Ausgaben ist von erheblicher Bedeutung, 
inwieweit die Parteien in der Lage sind, die Deckung 
ihrer Ausgaben durch reguläre Einnahmen sicherzu- 
stellen. Dies entspricht auch der Auffassung der 
Sachverständigen-Kommission zur Neuordnung der 
Parteienfinanzierung. Die staatlichen Zuwendungen 
müssen dabei als Einnahmefaktor außer Betracht 
bleiben. 

Wie in den vergangenen Jahren konnte wieder allein 
die SPD ihre Personal- und Verwaltungsausgaben 
vollständig aus den Mitgliedsbeiträgen bestreiten. 
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Die CDU konnte zumindest noch rund 78,3 %, die 
CSU rund 68,9 %, die GRÜNEN rund 71,4 % und die 
F.D.R nahezu 53,2 % dieser Ausgaben aus den Bei- 
trägen finanzieren. 


10. Vermögen 


10.1 Bundestagsparteien 

Die Aussagekraft der Vermögensbilanzen der Par- 
teien ist eingeschränkt, da die Bilanzstrukturen der 
einzelnen Parteien auf den jeweiligen Gliederungs- 
ebenen sehr unterschiedlich sind. Die Rechenschafts- 
berichte erlauben jedoch zumindest die Feststellung, 
daß sämtliche Bundestagsparteien insgesamt positive 
Vermögensbilanzen vorweisen können. Allerdings 
ist die Entwicklung der Bestände des Reinvermögens 
- dies sind die Besitzposten gemindert um die 
Schuldposten - sehr unterschiedlich. Dies ergibt sich 
aus der Zusammenstellung der Zu- und Abnahmen 
des Reinvermögens zum jeweiligen Vorjahr (vgl. An- 
hang 30 und 31). 

Bei fast allen Parteien hat sich die Vermögenslage 
nach den teilweise nicht unerheblichen Zunahmen in 


Aus der Summe von Beitrags- und Spendenaufkom- 
men vermögen aber alle im Bundestag vertretenen 
Parteien ihre Personal- und Verwaltungskosten zu 
bestreiten. 


den Rechnungsjahren 1990 und 1991 weiter verbes- 
sert. Das Niveau der Reinvermögen hegt bei den mei- 
sten Parteien weit über den Werten aus der Zeit vor 
der Wiedervereinigung. Die Steigerungen fielen je- 
doch geringer aus als noch in den Vorjahren. Allein 
CSU und GRÜNE weisen niedrigere bzw. nur leicht 
erhöhte Vermögenswerte auf als noch vor der 
Wiedervereinigung. Die PDS, die zwar mit über 
439 Mio. DM immer noch das mit Abstand höchste 
Reinvermögen aller Parteien ausweist, bilanzierte als 
einzige Partei im Rechnungsjahr eine erhebliche 
Verringerung ihres Reinvermögens. Die Abnahme 
betrug mehr als 54 %. Das PDS-Vermögen steht wei- 
terhin unter treuhänderischer Verwaltung durch die 
Treuhandanstalt. 

Im einzelnen entwickelte sich das Reinvermögen im 
Zeitraum 1991/1992 wie folgt: 


Reinvermögen 

(in Tsd. DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

1991 

91 776 

24 621 

52 912 

50413 

964 248 

248 156 

1992 

109 247 

29 731 

58 440 

54 407 

438 714 

276 829 

1991/1992 (+/-) in % ... 

+ 19,0 

+20,8 

+ 10,4 

+7,9 

-54,5 

+ 11,6 


Die Gründe für den weiteren Anstieg der Reinvermö- 
gen dürften wohl in erster Linie in der Verringerung 
der Ausgaben in dem wahlarmen Jahr 1992 zu sehen 
sein. Die Einsparungen bei den Ausgaben für die po- 
litische Tätigkeit und hier insbesondere bei den 
Wahlkampfausgaben führten zu einem Rückgang 
der Gesamtausgaben. Gleichzeitig gelang es einigen 
Parteien, ihre Eigeneinnahmen gegenüber dem Vor- 
jahr durch die Erhöhung von Mitgliedsbeiträgen, die 
Erhebung von Sonderumlagen und die Beibringung 
von Spenden zu steigern. 

Betrachtet man die Entwicklung der Vermögenslage 
der Parteien seit 1984, läßt sich feststellen, daß 
bei der CDU von 1984 bis 1989 das Vermögen von 
106,1 Mio. DM auf 30,8 Mio. DM stetig abgenom- 
men hat. Der Grund lag darin, daß die Schuldpo- 
sten, vor allem des Bundesverbandes, stark ange- 
stiegen waren, während die Besitzposten ungefähr 
gleich gebheben waren. Im Zeitraum von 1989 bis 
1992 konnte die CDU ihr Reinvermögen fast vervier- 
fachen. Die Höhe des Reinvermögens lag im Rech- 
nungsjahr 1992 mit 109,2 Mio. DM über dem Wert 


von 1984. Diese Entwicklung beruht in erster Linie 
in einem Schuldenabbau beim Bundesverband, 
während bei den Landesverbänden meist eine 
leichte Steigerung zu verzeichnen war. Die F.D.P. , 
die bereits von 1986 auf 1987 mit 335,7 % eine er- 
hebliche Steigerung ihres Reinvermögens von 2,6 
Mio. DM auf 11,6 Mio. DM verbuchen konnte, ge- 
lang im Zeitraum 1989 bis 1992 eine Steigerung um 
169 %. Die SPD, deren Reinvermögen seit 1984 kon- 
tinuierlich leicht angestiegen war, verzeichnete für 
den Zeitraum 1989 bis 1992 eine Steigerung um 
73 %. Dies begründet sich in erster Linie durch eine 
einmalige Wiedergutmachungszahlung durch die 
Treuhandanstalt in Höhe von 75 Mio. DM im Rech- 
nungsjahr 1991. Die GRÜNEN konnten seit 1987 
eine relativ konstante leichte Erhöhung ihres Rein- 
vermögens von 50,1 Mio. DM auf 58,4 Mio. DM bi- 
lanzieren. Die CSU hatte ihr Vermögen im wahlrei- 
chen Rechnungsjahr 1990 gegenüber dem Vorjahr 
erheblich, von 34,3 Mio. DM auf 20,5 Mio. DM, ver- 
ringert. In den Jahren 1991 und 1992 stieg das Ver- 
mögen aber wieder auf 29,7 Mio. DM und erreichte 
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Verteilung des Reinvermögens 

(in Tsd. DM) 



CDU 

CSU 

gkOne 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

Bundesverband 

Landesverband 

14 667 

94 580 

-4 736 

34 468 

22 533 

35 906 

33 767 

21330 

398 134 

40 580 

141 872 

135 956 

Gesamt 

109 247 

29 732 

58 439 

55 097 

438 714 

276 828 


damit annähernd den Ausgangs wert (vgl. Anhang 
30 bis 32). 

Das Reinvermögen verteilte sich 1992 sehr unter- 
schiedlich auf Bundes- und Landesverbände (vgl. 
vorstehende Tabelle). 

Einzige überschuldete Parteizentrale ist der Landes- 
verband der CSU mit einem Reinvermögen von 
-4,7 Mio. DM. Bei der CDU und den GRÜNEN hat 
der Bundesverband nur einen geringen Anteil am 
Reinvermögen, während das Reinvermögen des Bun- 
desverbandes der F.D.P. bzw. der SPD das der Lan- 
desverbände insgesamt stark bzw. leicht überwiegt. 
Eine ausgesprochene Zentralisierung des Reinver- 
mögens ist bei der PDS zu verzeichnen, wo die Lan- 
desverbände nur ein Zehntel des Reinvermögens des 
Bundesverbandes ausweisen. Bei den Landesverbän- 
den einiger Parteien sind vereinzelt Überschuldun- 
gen festzustellen. Eine erhebliche Verschuldung mit 
18 Mio. DM mußte der Landesverband Nordrhein- 
Westfalen der SPD bilanzieren (vgl. Anhang 32). 

In meinem Vorjahresbericht hatte ich darauf hinge- 
wiesen, daß eine Überprüfung, der Ausweisung des 
Reinvermögens auf Übereinstimmung mit der Aus- 
weisung des Reinvermögens aus dem Vorjahr bei 
gleichzeitiger Berücksichtigung der Einnahmen und 
Ausgaben im Rechnungsjahr (Reinvermögen 1992 = 
Reinvermögen 1991 + [Einnahmen 1992 ./. Ausgaben 
1992]) bei einigen Parteien keine Übereinstimmung 
ergeben hatte (Drucksache 12/5575, S. 19). Auch im 
Rechnungsjahr 1992 mußten bei einigen Parteien 
derartige Differenzen festgestellt werden. Insbeson- 
dere die Rechenschaftslegung der PDS für die Rech- 
nungsjahre 1991 und 1992 weist eine Differenz von 
minus 516 Mio. DM auf. 

Die Gründe für diese Differenzen liegen in erster Li- 
nie in einer unterschiedlichen Rechnungslegung. Ei- 
nige Parteien haben ihre Rechnungslegung in Form 
einer sog. „Cash-Rechnung" gemacht. Bei dieser 
Rechnungslegung werden nur die tatsächlichen Ein- 
nahmen und Ausgaben aufgeführt, nicht aber Verlu- 
ste (Abschreibungen) und Erträge (Entstehen von 
Forderungen). Dies führt dazu, daß Vermögenszu- 
oder -abnahmen, die in einer Gewinn- und Verlust- 
rechnung dargestellt werden, sich lediglich bei der 
Vermögensrechnung niederschlagen, jedoch nicht 
zwingend in der Einnahmen- und Ausgabenrech- 
nung. Meine Anregung, diesem Mißstand durch ver- 
bindliche Richtlinien für die Rechenschaftslegung 
abzuhelfen, hat der Gesetzgeber leider nicht aufge- 
griffen. 


Die PDS begründet die Differenz damit, daß durch 
Beschlüsse der UKPV, durch Bescheide der Treu- 
handanstalt und Gerichtsentscheide Vermögenswer- 
te nicht dem Vermögen der PDS zugerechnet werden 
konnten, da diese nicht materiell-rechtsstaatlich er- 
worben worden seien. Deshalb seien einzelne Ver- 
mögenspositionen aus der Vermögensrechnung her- 
ausgenommen bzw. mit einem Errinnerungswert von 
1 DM ausgewiesen worden. 

Das Reinvermögen kann zur besseren Beurteilung in 
kurzfristig verfügbare (liquide) Mittel und längerfri- 
stig gebundene Mittel sowie Besitzposten (Aktiva) 
und Schuldposten (Passiva) aufgegliedert werden. 
Zu den kurzfristig verfügbaren Mitteln können die 
Geldbestände und die Forderungen auf der Aktiv- 
seite und Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstitu- 
ten auf der Passivseite gezählt werden. Längerfristig 
gebundene Mittel sind in erster Linie Haus- und 
Grundvermögen sowie Geschäftsstellenausstattung 
und Finanzanlagen. 

In einer Gegenüberstellung der Besitz- und Schuld- 
posten der Parteien ergibt sich aus den verschiede- 
nen Gliederungsebenen auch im Rechnungsjahr 
1992 kein einheitliches Bild. 

Die Besitzposten entwickelten sich bei den einzelnen 
Bundestagsparteien unterschiedlich. Bis auf die PDS 
und die CDU konnten alle Parteien eine Zunahme 
der Besitzposten verbuchen, wobei ein Großteil der 
Gewinne von den Landesverbänden erzielt wurde. 
Die Verluste der PDS beim Reinvermögen beruhen 
auf der starken Abnahme der Besitzposten um 539 
Mio. DM, während die schon vorher geringen 
Schuldposten weiter auf 15 Mio. DM halbiert werden 
konnten. Die CDU mußte im Gegensatz zum Ein- 
heitsjahr 1990 im Rechnungsjahr starke Rückgänge 
bei den Besitzposten auf Bundesebene hinnehmen, 
während sich die Besitzposten der Landesverbände 
wieder auf dem Niveau von 1990 befanden (vgl. An- 
hang 30 bis 34 sowie die erste Tabelle auf Seite 39). 

Die Schuldposten der meisten Bundestagsparteien 
sind im Rechnungsjahr 1992 gegenüber dem Vorjahr 
gestiegen (vgl. entsprechende Tabelle auf Seite 39). 

Die Schuldposten bei den GRÜNEN sind in den letz- 
ten Jahren kontinuierlich gestiegen. Auch im Rech- 
nungsjahr ver zeichnete die Partei mit 88,8 % die 
höchste Steigerungsrate. Demgegenüber konnten 
die Schuldposten bei der CDU seit der Wiederverei- 
nigung weiter abgebaut werden. Der Partei gelang 
im Rechnungsjahr eine weitere Reduzierung der Ver- 
schuldung um 20,1 Mio. DM. Auch die PDS verrin- 
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Besitzposten 

(in Tsd. DM) 


' 




‘ * fUWfc > 



1991 

1992 

175 842 

173 303 

61 636 

66 935 

58 810 

69 574 

77 345 

83 658 

993 358 

453 933 

308 541 

351 249 

1991/1992 (+/-) in % ... 

- 1,4 

+ 8,6 

+ 18,3 

+ 8,2 

- 54,3 

+ 13,8 

% -Anteil des 
Bundesverbandes 1992 . 

23 

43 

33 

66 

91 

51 


Schuldposten 

(in Tsd. DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

1991 

1992 

84 066 

64 056 

37 015 

37 204 

5 898 

11 134 

26 933 

29 253 

29 110 

15 218 

60 385 

74 420 

1991/1992 (+/-) in % ... 

- 23,8 

+ 0,5 

+ 88,8 

+ 8,6 

- 47,7 

+ 23,2 

% -Anteil des 
Bundesverbandes 1992 . 

40 

91 

6 

74 

88 

48 


gerte ihre Schuldposten in Fortsetzung der Entwick- 
lung aus dem Vorjahr um 13,9 Mio. DM (vgl. Anhang 
30 r 35 und 36). 

Bei der Diskussion um die Schulden der Parteien 
wird häufig auf das Ausmaß der Bankkredite verwie- 
sen. Wenn auch der Umfang der Verbindlichkeiten 
gegenüber Kreditinstituten allein kein Kriterium für 
die Beurteilung der Vermögen der Parteien ist, son- 
dern die Bankkredite in Relation zum Gesamtvermö- 
gen und zu den Einnahmen gestellt werden müssen, 
so sind sie gleichwohl Indikatoren dafür, ob und in- 
wieweit es den Parteien gelungen ist, die Abhängig- 
keit von Banken zu vermeiden. 

Bis zum 31. Dezember 1983 galten Bankkredite noch 
als Einnahmen und waren als solche im Rechen- 
schaftsbericht zu verzeichnen. Um der Besorgnis die 


Grundlage zu entziehen, daß Parteien Kredite nur 
zu dem Zweck aufnehmen könnten, um die in ih- 
ren Rechenschaftsberichten auszuweisenden Eige- 
neinnahmen zu erhöhen und dadurch die Staats - 
quote zu senken, hat der Gesetzgeber festgelegt, 
daß ab dem 1. Februar 1984 die Verbindlichkeiten 
gegenüber Kreditinstituten als Schuldposten in der 
Vermögensrechnung auszuweisen sind. Die Ent- 
wicklung der Verbindlichkeiten im Rechnungsjahr 
zeigt die nachfolgende Tabelle. 

Nach wie vor haben lediglich die GRÜNEN nahezu 
keine Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten. 
Die Bankschulden der CDU sind mit 41,0 Mio. DM 
dagegen immer noch hoch. Doch gelang der Partei 
wie in den Vorjahren ein weiterer Abbau 


Verbindlichkeiten 

(in Tsd. DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P.. 

PDS 

SPD 

1991 

53 864 

17 434 

571 

1 605 

31 

24 005 

1992 

41 020 

17 050 

572 

2 991 

0,7 

25 125 

1991/1992 (+/-) in % ... 

- 23,9 

- 2,2 

0,2 

+ 86,4 

- 97,7 

+ 4,7 

% -Anteil des Bundes- 







verbandes 1992 

50 

87 

0 

49 

0 

23 
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von 23,9 % um 12,9 Mio. DM. Die SPD, die ihre im 
Jahr 1984 bestehenden hohen Bankschulden in Hö- 
he von 80,9 Mio. DM stetig zuletzt auf 24,0 Mio. DM 
abbauen konnte, mußte im Rechnungsjahr erstmals 
wieder einen leichten Anstieg der Verschuldung in 
Höhe von 4,6 % bilanzieren. Bei der F.D.P. stiegen 
die Verbindlichkeiten gegenüber dem Vorjahr wie- 
der auf 2,9 Mio. DM an. Sie liegt damit weiterhin er- 
heblich unter dem Höchststand von 1986 in Höhe 
von 13,6 Mio. DM (vgl. Anhang 37). 


Die Entwicklung der Geldbestände im Rechnungs- 
jahr verlief ähnlich wie im Vorjahr. Während CDU, 
F.D.P. und PDS Rückgänge ihrer Geldbestände ver- 
buchen mußten, stiegen die kurzfristig verfügbaren 
Mittel bei den übrigen Bundestagsparteien wieder- 
um leicht an (vgl. Anhang 38). 

Im einzelnen entwickelten sich die Geldbestände bei 
den Bundestagsparteien in den Jahren 1991/1992 
wie folgt: 


Geldbestände 

(in Tsd. DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

1991 

1992 

84 765 

81 017 

31 073 

36 300 

33 800 

41 547 

30 596 

24 311 

12 822 

9 165 

122 693 

166 264 

1991/1992 (+/-) in % ... 

-4,4 

+ 16,8 

+22,9 

-20,5 

- 28,5 

+35,5 

% - Anteil des 
Bundesverbandes 1992 . 

8 

15 

25 

29 

26 

26 


10.2 Sonstige Parteien 

Die Vermögensentwicklung der „ Sonstigen Par- 
teien" zeigt größtenteils keine Besonderheit. Die 
Mehrheit der Parteien kann eine positive Bilanz aus- 
weisen. Eine Ausnahme bilden jedoch wie bereits in 
den Vorjahren die DVU und die NPD. Beide Parteien 
verzeichnen auch im Rechnungsjahr 1992 eine nega- 
tive Vermögensbilanz. Bei der NPD stieg die Ver- 
schuldung von 0,1 Mio. DM im Vorjahr auf 0,6 Mio. 
DM im Rechnungsjahr. Der Parteivorstand der NPD 
ist dabei mit 0,8 Mio. DM verschuldet. Die DVU weist 
in ihrem Rechenschaftsbericht zum Jahresende ein 
negatives Reinvermögen von 9,3 Mio. DM aus. Die 
Verschuldung liegt damit nur geringfügig unter den 
Zahlen für die Rechnungsjahre 1989 bis 1991 (zwi- 
schen 11,3 und 11,5 Mio. DM). Die Schuldenlast fiel 
wie in den Vorjahren zum weitaus größten Teil beim 
Bundesverband an. 

Bereits in meinem Vorjahresbericht habe ich auf die 
besonderen rechtlichen Probleme hingewiesen, die 
sich ergeben können, wenn kleine Parteien derartig 
hohe Überschuldungen aufweisen (vgl. Vorjahresbe- 
richt Drucksache 12/5575, S. 64 ff.). Dabei habe ich 
deutlich gemacht, daß sich neben rechtlichen Fragen 
betreffend der Einleitung eines Konkursverfahrens 
gegen eine derartig überschuldete politische Partei, 
erhebliche Gefahren für die innerparteiliche Demo- 
kratie ergeben können, wenn diese Überschuldun- 
gen möglicherweise nur gegenüber einem Gläubiger 
bestehen. Diese Gefahren für die innerparteiliche 
Demokratie konkretisieren sich um so mehr, als be- 
obachtet werden kann, daß der Parteivorsitzende der 
DVU sowie dessen Frau außergewöhnlich hohe Ein- 
zelspenden an die Partei leisten und daß gleichzeitig 


die Ausgaben der Partei für politische Tätigkeit im 
Rechnungsjahr ungewöhnlich hoch sind, obgleich 
die Partei lediglich an einer Landtagswahl teilge- 
nommen hat. Hier besteht die Befürchtung, daß 
Spenden an die Partei geleistet werden, um in den 
Genuß staatlicher Mittel zu gelangen, und anschlie- 
ßend wieder als Ausgaben der Partei verbucht und 
an die Spender zurückgeführt werden. Die Partei 
wird so instrumentalisiert und als Finanzierungs- 
modell genutzt. Dieses gilt um so mehr, als sich die 
Partei immer weniger an Wahlen beteiligt. 

Das Parteiengesetz enthält keine Regelungen, wie 
bei einer derartig erheblichen Überschuldung einer 
Partei oder Parteigliederung verfahren werden sollte. 
Auch die Bestimmungen des Vereinsrechts im BGB 
bilden keine ausreichende Handlungsgrundlage. Die 
beim Bundespräsidenten eingesetzte Kommission 
unabhängiger Sachverständiger hat in ihrem Vor- 
schlag zur Begrenzung der Kreditaufnahme ausge- 
führt, daß „Parteien . . . weder auf Gewinnerzielung 
ausgerichtete Wirtschaftsunternehmen noch sonstige 
Organisationen oder Personen (sind), deren Finanz- 
bedarf durch Kredite, also anders als durch gesi- 
cherte laufende Einnahmen, abgedeckt werden 
müßte" (Drucksache 12/4425, S. 29). Insoweit müßte, 
so die Kommission, gefragt werden, ob den Parteien 
überhaupt gestattet sein sollte, sich zu verschulden 
und in der Erwartung künftiger Einnahmen Aufga- 
ben in Angriff zu nehmen und Ausgaben zu tätigen, 
für die gegenwärtig (noch) keine Mittel vorhanden 
sind. Erkennt die Kommission zumindest vorüberge- 
hend einen berechtigten Kreditbedarf bei bestimm- 
ten Investitionen, Baumaßnahmen, Liegenschafts- 
käufen usw. an, so sollten Kredite von Parteien je- 
doch nur in beschränktem Umfang in Anspruch ge- 
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nommen werden dürfen. Die Kommission begründet 
dies in erster Linie damit, daß die Gefahr einer Über- 
schuldung noch immer zu den Schlüsselargumenten 
für eine Erhöhung des staatlichen Finanzierungsan- 
teils gehöre. Hinzu kommt, daß insbesondere klei- 


nere poütische Parteien mit einem hohen Kreditbe- 
darf leicht von ihren Gläubigern abhängig werden 
können. Beim Gesetzgeber hatte ich angeregt, sich 
dringend dieser Problematik anzunehmen. Der Ge- 
setzgeber ist dieser Anregung nicht gefolgt. 


1 1 . Ausblick auf die zukünftige Entwicklung 


Mit dem Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes 
und anderer Gesetze ist eine völlig neue Parteien- 
finanzierung geschaffen worden. Von der bisherigen 
Wahlkampfkostenerstattung ist auf eine allgemeine 
Bezuschussung umgestellt worden. Dem Gesetzge- 
ber kam die im Detail nicht einfache Aufgabe zu, die 
Vorgaben und Auflagen des Bundesverfassungsge- 
richts, die eine völlige Neuorientierung im Bereich 
der staatlichen Finanzierung der Parteien erforder- 
lich machten, umzusetzen. Die Forderung des Ge- 
richts, die staatliche Teilfinanzierung konkret an die 
Verwurzelung der Parteien im Volk anzuknüpfen 
und die Parteien im Bemühen um Akzeptanz in der 
Bevölkerung anzuspornen, ist durch die Verknüp- 
fung der staatlichen Zahlungen mit den von den Par- 
teien tatsächlich erhaltenen gültigen Wählerstimmen 
und deren Beitrags- und Spendenaufkommen umge- 
setzt worden. Auch von Kritikern der Neuregelung 
wird anerkannt, daß das Gesetz in seiner Gesamt- 
konzeption einen Fortschritt gegenüber der bisheri- 
gen Gesetzeslage darstellt und zu einer weiteren 
Transparenz der Parteienfinanzierung beiträgt. Zu- 
dem ermöglicht die Begrenzung der jährlichen staat- 
lichen Zuwendungen in Form einer absoluten Ober- 
grenze einen genauen Überblick über die Höhe der 
den Parteien insgesamt zugewendeten staatlichen 
Mittel. 

Zum 1. Dezember 1994 habe ich erstmals auf der 
Grundlage des neuen Parteiengesetzes die staatli- 
chen Mittel 1994 für die Parteien festgesetzt. Diese 
Festsetzung erfolgte noch unter Berücksichtigung 
der Übergangsregelung des § 40 PartG. Die Festset- 
zung ist noch vorläufig, da zwei anspruchsberech- 
tigte Parteien noch keine den Vorschriften des Par- 
teiengesetzes entsprechenden Rechenschaftsbe- 
richte für die Jahre 1991 bis 1993 eingereicht haben. 
Diese Berichte werden für die Berechnung der end- 
gültigen Festsetzung benötigt. Die Höhe der für die 
einzelnen Parteien errechneten Beträge kann der in 
Anhang 2 dargestellten Berechnung entnommen 
werden. 

Bei der erstmaligen Anwendung des novellierten 
Parteiengesetzes waren eine Vielzahl von Verwal- 
tung srechtlichen und -praktischen Problemen zu 
lösen, die im wesentlichen auf dem Umstand der voll- 
ständigen Umstellung zweier Finanzierungssysteme 
gründeten. Die alte Wahlkampf kost enerstattung 
mußte abgewickelt und die neue staatliche Teil- 


finanzierung entwickelt werden. Neben der Bundes- 
ebene waren davon auch die Bundesländer betrof- 
fen. All diese Anfangsprobleme haben nicht zuletzt 
auch zu einer Verzögerung bei der Veröffentlichung 
dieses Berichtes beigetragen. Auch die Bekannt- 
machung der Rechenschaftsberichte der Parteien für 
das Rechnungsjahr 1993 mußte aufgrund dieser Ge- 
gebenheiten zurückstehen. 

Für die Parteien selbst führt das neue Finanzierungs- 
system ebenfalls zu erheblichen Umstellungen. Mit 
dem neuen Finanzierungsmodell befinden sich die 
Parteien nunmehr erstmals sowohl im Hinblick auf 
die Wählerstimmen als auch im Hinblick auf das Ein- 
werben von Spenden und Beiträgen in einem unmit- 
telbaren Konkurrenzkampf. Zum anderen macht 
gerade diese Büanzierung des Zuwendungsanteüs 
einen erheblichen Verwaltungsaufwand bei der Er- 
mittlung der einzelnen Spender- und Beitragsdaten 
erforderlich. Die Parteien tun gut daran, gerade bei 
dieser Ermittlung der Spenden und Beiträge äußerst 
gewissenhaft und sorgfältig zu handeln. Hierbei 
kommt den Parteien ebenso wie den unabhängigen 
Wirtschaftsprüfern eine hohe Verantwortung zu. 

Trotz dieser Anfangsprobleme kann festgehalten 
werden, daß das Gesetz seine erste Bewährungs- 
probe bestanden hat. Auch die gegen das Gesetz ge- 
führten Organklagen beziehen sich im wesentlichen 
auf Teilaspekte des Gesetzes. Die Grundkonzeption 
wird nicht angegriffen. Es bleibt abzuwarten, wie 
sich das Gesetz in Zukunft bewähren wird, insbeson- 
dere wenn erstmals die Zuwendungen natürlicher 
Personen bis 6 000 DM zu büanzieren sind und damit 
auch im Hinblick auf die Verwurzelung bei Mitglie- 
dern und Spendern die Vorschriften endgültig umge- 
setzt werden. 

Nach § 18 Abs. 6 PartG hat der Bundespräsident eine 
Kommission unabhängiger Sachverständiger zu be- 
rufen. Diese Kommission wird zu Beginn ihrer Tätig- 
keit die Aufgabe haben, einen Warenkorb für dieje- 
nigen Güter und Leistungen der für die Parteien typi- 
schen Aufgaben festzulegen. Anhand dieses Waren- 
korbes obliegt es der Kommission jährlich, erstmals 
zum Jahr 1995, bezogen auf das Jahr 1991 die Preis- 
steigerung bei den für die Parteien bedeutsamen 
Ausgaben festzulegen. Das Ergebnis dieser Erhe- 
bung ist dem Deutschen Bundestag vorzulegen. 
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Neben dieser Aufgabe obüegt es der Kommission, 
die Berechnungsgrundlagen und die Auswirkungen 
der Neuregelung der staatlichen Parteienfinanzie- 
rung zu überprüfen und dem Deutschen Bundestag 
ebenfalls hierüber zu berichten (Artikel 6 des Sech- 
sten Gesetzes zur Änderung des Parteiengesetzes 


und anderer Gesetze vom 20. Januar 1994, BGBl. I 
S. 142, 148; vgl. Seite 13 Fußnote 4). Diese Kommis- 
sion wird jeweils für die Amtszeit des Bundespräsi- 
denten berufen. Ich gehe davon aus, daß die Kom- 
mission in Kürze eingesetzt wird. 


Bonn, den 19. Dezember 1994 


Dr. Rita Süssmuth 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode Drucksache 13/140 


Anhang 


Drucksache 13/140 Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Verzeichnis der Tabellen, Übersichten und Schaubilder zu den Einnahmen, Ausgaben und zum 
Vermögen der Parteien im Rechnungsjahr 1992 

Seite 

Anhang 1: Abschlußzahlungen im Jahr 1994 nach § 39 Abs. 1 PartG .... 46 

Anhang 2: Vorläufige Berechnung der staatlichen Teilfinanzierung der 

Parteien im Jahr 1994 nach § 40 PartG 47 

Anhang 3: Übersicht über die Abgabe von Rechenschaftsberichten seit 

1984 48 

Anhang 4: Gesamteinnahmen der Bundestagsparteien 1984 - 1992 .... 52 

Anhang 5: Gesamtausgaben der Bundestagsparteien 1984 - 1992 53 

Anhang 6: Gegenüberstellung von Einnahmen und Ausgaben im Rech- 
nungsjahr 1992 54 

Anhang 7: Gegenüberstellung von Eigeneinnahmen und Wahlkampf- 
kostenerstattung 55 

Anhang 8: Überblick über die wichtigsten Einnahmen der Bundestags- 
parteien 1984 - 1992 56 

Anhang 9: Mitgliedsbeiträge der Bundestagsparteien 1984 - 1992 58 

Anhang 10: Prozentualer Anteil der wichtigsten Einnahmen an den 

Gesamteinnahmen im Rechnungsjahr 1992 59 

Anhang 11: Mitgliederzahlen der Parteien 60 

Anhang 12: Beitragsniveau der Parteien 61 

Anhang 13: Spenden an die Bundestagsparteien 1984 - 1992 62 

Anhang 14: Wahlkampfkostenerstattung an die Bundestagsparteien 1984 

bis 1992 63 

Anhang 15: Chancenausgleich 1984- 1992 64 

Anhang 16: Überblick über die wichtigsten Einnahmen der Sonstigen 

Parteien 1984 - 1992 66 

Anhang 17: Mitgliedsbeiträge der Sonstigen Parteien 1984 - 1992 68 

Anhang 18: Spenden an die Sonstigen Parteien 1984 - 1992 69 

Anhang 19: Wahlkampfkostenerstattung an die Sonstigen Parteien 1984 

bis 1992 70 

Anhang 20: Staatsquote nach § 39 Abs. 1 Nr. 5 PartG 72 

Anhang 21: Überblick über die wichtigsten Ausgaben der Bundestags- 
parteien 1984 - 1992 74 

Anhang 22: Prozentualer Anteil der wichtigsten Ausgaben an den 

Gesamtausgaben im Rechnungsjahr 1992 76 

Anhang 23: Personalausgaben der Bundestagsparteien 1984 - 1992 77 

Anhang 24: Verwaltungsaufwand der Bundestagsparteien 1984 - 1992 . . 78 

Anhang 25: Ausgaben für politische Tätigkeit der Bundestagsparteien 

1984 - 1992 79 

Anhang 26: Überblick über die wichtigsten Ausgaben der Sonstigen 

Parteien 1984 - 1992 80 

Anhang 27: Personalausgaben der Sonstigen Parteien 1984 - 1992 82 

44 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/140 


Seite 

Anhang 28: Verwaltungsaufwand der Sonstigen Parteien 1984 - 1992 ... 83 

Anhang 29: Ausqaben für politische Tätigkeit der Sonstigen Parteien 

1984-1992 84 

Anhang 30: Übersicht über die Vermögensentwicklung bei den Bundes- 
tagsparteien 1984 - 1992 86 

Anhang 31: Reinvermögen der Bundestagsparteien 1984 - 1992 88 

Anhang 32: Verteilung des Reinvermögens auf die Parteigliederungen . . 89 

Anhang 33: Besitzposten der Bundestagsparteien 1984 - 1992 90 

Anhang 34: Verteilung der Besitzposten auf die Parteigliederungen 91 

Anhang 35: Schuldposten der Bundestagsparteien 1984 - 1992 92 

Anhang 36: Verteilung der Schuldposten auf die Parteigliederungen .... 93 

Anhang 37: Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 94 

Anhang 38: Geldbestände der Bundestagsparteien 95 


45 


in Tsd. DM 


Drucksache 1 3/1 40 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Anhang 1 


Abschlußzahlungen nach § 39 Abs. 1 PartG 

in Tsd. DM 


Partei 

Betrag 

SPD 

33 029 

CDU 

31 177 

CSU 

7 157 

FDP 

7 586 

GRÜNE 

4 961 

PDS 

1458 

REP 

2 626 

DVU 

351 

GRAUE 

364 

ÖDP 

457 

Sonstige 

7 710 

Gesamt 

96 876 
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Anhang 2 

Staatliche Teilfinanzierung 

Vorläufige Berechnung der staatlichen Teilfinanzierung der Parteien (§ 40 PartG) 

Stand: 28. November 1994 

in Tsd. DM 


PARTEI 

Berechnung der staatlichen Teilfinanzierung 

WAHL 

Spende/ 

Beitrag 

91/92 

Wähleranteil 

Spenden/ 

Beitrags- 

anteil 

Summe 

Absolute 

Obergrenze 

Relative 

Obergrenze 

Endbetrag 

Wähler- 
stimmen bei 
den letzten 
Bundestags-, 
Europa- und 
16 Landtags- 
wahlen 

Insgesamt 

5 Mio. Wäh- 
lerstimmen 
mal 1,30 DM, 
darüber 
1,00 DM 

60% 

der durch- 
schnittlichen 
Beiträge und 
Spenden mal 
0,50 DM 

Wähleranteil 

und 

Spenden/ 

Beitrags- 

anteil 

Kappung bei 
230 000 000 
DM 

Durchschnitt 
RB 91/92 

unter 

Berücksich- 
tigung der 
relativen 
Obergrenze 

SPD 

44 574 

348 753 

46 074 

52 313 

98 387 

88 739 

229 855 

88 739 

CDU 

41 047 

263 462 

42 547 

39 519 

82 067 

74 019 

147 994 

74 019 

F.D.P 

6 741 

51 341 

8 241 

7 701 

15 942 

14 379 

31 222 

14 379 

CSU 

8 903 

62 012 

10 403 

9 302 

19 704 

17 772 

33 545 

17 772 

BÜ90/Grüne 

9 639 

40 129 

11 139 

6 019 

17 157 

15 475 

25 198 

15 475 

PDS 

5 144 

34 278 

6 644 

5 142 

11 786 

10 630 

39 262 

10 630 

REP * 

3 671 

6 720 

4 772 

1 008 

5 780 

5 213 

3 721 

3 721 

DVU 

140 

6 347 

182 

952 

1 134 

1 023 

3 223 

1 023 

GRAUE . . . 

534 

612 

694 

92 

786 

709 

384 

384 

ÖDP 

492 

2 136 

639 

320 

960 

866 

1 257 

866 

Sonstige . . . 

822 

1 360 

1 070 

233 

1 303 

1 175 

1 625 

834 

GESAMT . . 

121 707 

817 150 

132 405 

122 601 

255 006 

230 000 

517 286 

227 842 


Anmerkung: 

* Festsetzung ist wegen Versäumnis der Antragsfrist zu verweigern; Angelegenheit ist streitig. 



co 

Parteien 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Anhang 3 


Überblick über die Abgabe von Rechenschaftsberichten seit 1988 
1. Parteien und politische Vereinigungen, die nach § 6 Abs. 3 PartG zum 31. Dezember 1992 
Unterlagen beim Bundeswahlleiter hinterlegt hatten 


lfd. 

Name der Vereinigung 

ICiirzcl 

Datum der 

Rechnungsjahre (Drs.-Nr.) 

Nr. 


Gründung 

Aufnahme 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1. 

AUTOFAHRER PARTEI . 

AFP 

10. 10. 1988 

14. 04. 1989 






2. 

Bayerische Staatspartei . 

BSP 

25. 09. 1967 

19. 10. 1973 






3. 

Bayempartei 

BP 

28. 10. 1946 

09. 05. 1969 






4. 

Bund Frankenland 

Franken- 

partei 

21. 12. 1991 

14.01. 1992 






5. 

Bund für 

Gesamtdeutschland .... 

BGD 

12. 08. 1990 

10.01. 1991 



12/6863 

12/6863 

12/6863 

6. 

Bund Westdeutscher 
Kommunisten 

BWK 

20. 09. 1980 

02. 06. 1982 






7. 

BÜNDNIS 90 

Bü 90 

22. 09. 1991 

25. 11. 1991 




12/4475 

12/6140 

8. 

Bürgerpartei, 

Partei der Steuerzahler . 

Bürger- 

partei 

01.05. 1979 

13.06. 1979 






9. 

Bürgerrechtsbewegung 
Solidarität *) 


23. 03. 1986 

09. 05. 1986 





12/6140 

10. 

Christlich Demokratische 
Union Deutschlands .... 

CDU 

20. 10. 1950 

15. 04. 1969 

11/5993 

11/8130 

12/2165 

12/3950 

12/6140 

11. 

Christlich Soziale Rechte 
- Partei Deutscher 
Demokraten 

CSR 

PDD 

16. 09. 1990 

16.01. 1991 






12. 

Christlich-Soziale 

Union in Bayern e. V. ... 

CSU 

08.01. 1946 

01.04. 1969 

11/5993 

11/8130 

12/2165 

12/3950 

12/6140 

13. 

Christliche Bayerische 
Volkspartei (Bayerische 
Patriotenbewegung) . . . 

C.B.V. 

01.05. 1976 

13.07. 1976 






14. 

CHRISTLICHE LIGA, 

Die Partei für das Leben 

LIGA 

30. 03. 1985 

23. 04. 1987 






15. 

CHRISTLICHE MITTE . 

CM 

27. 08. 1988 

04.04. 1989 






16. 

David gegen Goliath/ 
Umweltliste unabhän- 
giger Bürgerinnen und 
Bürger 

DaGG 

19.01. 1990 

06. 03. 1990 



12/4475 

12/4475 

12/6863 

17. 

DEMOKRATIE 2000 .... 

D-2000 

24. 05. 1988 

07. 06. 1988 






18. 

Demokratische Repu- 
blikaner Deutschlands . . 

DRD 

14. 10. 1989 

15.03. 1990 






19. 

DEUTSCHE 

ALTERNATIVE 

DA 

05. 05. 1989 

11.04. 1990 






20. 

DEUTSCHE DEMOKRA- 
TISCHE VEREINIGUNG 

DDE 

03. 06. 1988 

28.04. 1989 






21. 

Deutsche 

Familien- Partei e.V. .... 

Familie 

17. 10. 1981 

01. 12. 1981 






22. 

Deutsche Heimat Partei . 

DHP 

04.04. 1992 

04. 05. 1992 






23. 

DEUTSCHE 

JUGENDPARTEI 

DJP 

10.02. 1990 

28.04. 1992 






24. 

Deutsche 

Kommunistische Partei . 

DKP 

25. 09. 1968 

22. 05. 1969 

11/5993 

12/0072 

12/2165 

12/3950 

12/6140 

25. 

Deutsche 

Konsumenten Partei .... 

KON- 

SUPA 

01.05. 1990 

08. 08. 1990 






26. 

Deutsche Liga für 

Volk und Heimat 

Deutsche 

Liga 

21.07. 1991 

16.01. 1992 






27. 

DEUTSCHE 

SOLIDARITÄT 

ÖKO- 

UNION 

15. 07. 1984 

27. 02. 1985 

11/5993 



12/4475 

12/6863 
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Überblick über die Abgabe von Rechenschaftsberichten seit 1988 
1. Parteien und politische Vereinigungen, die nach § 6 Abs. 3 PartG zum 31. Dezember 1992 
Unterlagen beim Bundeswahlleiter hinterlegt hatten 


lfd. 



Datum der 


Rechnungsjahre (Drs.-Nr.) 


Name der Vereinigung 

Kürzel 








Nr. 

Gründung 

Aufnahme 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 



28. 

Deutsche Soziale Union . 

DSU 

02. 04. 1990 

01.06. 1990 






29. 

DEUTSCHE 

VOLKSUNION 

DVU 

06. 03. 1987 

23.03. 1987 

11/6303 

12/0072 

12/2165 

12/4475 

12/6863 

30. 

Deutsche 

ZEN- 









Zentrumspartei 

TRUM 

15.07. 1945 

21.08. 1969 






31. 

Deutsch-Nationale 
Volkspartei 

DNVP 

22. 11. 1987 

19.01. 1988 






32. 

Die Blauen 

„Freiheit die wir meinen" 


05. 08. 1992 

09. 11. 1992 






33. 

DIE BÜRGER 


17.09. 1988 

09.01. 1989 






34. 

DIE DEMOKRATEN .... 


24.07. 1988 

17. 11. 1988 






35. 

DIE GRAUEN Initiiert 
vom Senioren-Schutz- 
Bund „Graue Panther" 

DIE 









e.V. („SSB-GP") 

GRAUEN 

12.07. 1989 

12.09. 1989 


12/0072 

12/2165 

12/4475 

12/6863 

36. 

DIE GRÜNEN 

GRÜNE 

13.01. 1980 

24.01. 1980 

11/5993 

11/8130 

12/2165 

12/3950 

12/6140 



Mündige 








37. 

Die Mündigen Bürger . . 

Bürger 

30. 08. 1975 

25. 09. 1975 






38. 

DIE NATURGESETZ- 
PARTEI, AUFBRUCH ZU 

NATUR- 









NEUEM BEWUSSTSEIN 

GESETZ 

04. 07. 1992 

22.09. 1992 






39. 

DIE REPUBLIKANER . . . 

REP 

26. 11. 1983 

20. 12. 1983 

11/6303 

12/0072 

12/0072 

12/4475 

12/6863 

40. 

Europäische 
Föderalistische Partei - 










Europa Partei 

EFP 

12.01. 1964 

16.05. 1969 

11/5993 





41. 

FRAUENPARTEI 

FRAUEN 

30. 09. 1979 

01. 10. 1979 

11/5993 

11/8130 

12/2165 

12/4475 


42. 

Freie Demokratische 

Partei 

F.D.P. 

12. 12. 1948 

29.01. 1969 

11/5993 

11/8130 

12/2165 

12/3950 

12/6140 

43. 

FREIE WÄHLER 


06. 11. 1985 

09. 12. 1988 






44. 

Freiheitlich- Sozialistische 
Deutsche Volkspartei .... 

FSDVP 

29. 10. 1988 

16. 02. 1989 






45. 

Freiheitliche 

Deutsche Arbeiterpartei 

FAP 

17. 03. 1979 

02. 05. 1979 






46. 

Freiheitliche Volkspartei 

FVP 

03.05. 1985 

19. 09. 1985 






47. 

FREISOZIALE UNION - 
Demokratische Mitte . . . 

FSU 

01.09. 1950 

07.02. 1969 

11/5993 

11/8130 




48. 

Hamburger Liste für 
Ausländerstopp 

HLA 

04. 04. 1982 

30.04. 1982 

11/6303 

11/8130 

12/2165 

12/3950 

12/6863 

49. 

Internationale 

Weltfriedens Partei 

IWP 

24.01. 1982 

07. 04. 1982 

11/6303 





50. 

Königstreue 

Deutsche Volkspartei . . . 

K.D.V.P. 

01. 10. 1986 

03. 06. 1987 






51. 

Liberale Demokraten . . . 

LD 

28. 11. 1982 

31.05. 1983 






52. 

LIGA FREIER 
TERRANER- Partei- 

LFT - BR 









sektion Bundesrepublik 

Deutsch- 









Deutschland 

land 

21.09. 1986 

20. 02. 1992 






53. 

Linke Liste/Partei 

Linke 









des Demokratischen 

Liste/ 









Sozialismus 

PDS 

12. 08. 1990 

18. 09. 1990 






54. 

Nationaldemokratische 
Partei Deutschlands .... 

NPD 

28. 11. 1964 

09. 05. 1969 

11/6303 

12/0072 

12/2165 

12/3950 

12/6863 
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Überblick über die Abgabe von Rechenschaftsberichten seit 1988 
1. Parteien und politische Vereinigungen, die nach § 6 Abs. 3 PartG zum 31. Dezember 1992 
Unterlagen beim Bundeswahlleiter hinterlegt hatten 


lfd. 

Name der Vereinigung 

Kürzel 

Datum der 

Rechnungsjahre (Drs.- Nr,) 

Nr. 

Gründung 

Aufnahme 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

55. 

Nationale Alternative . . . 

NA 

01.02. 1990 

08. 05. 1992 






56. 

NATIONALE LISTE .... 

NL 

13. 03. 1989 

26. 06. 1989 


11/8130 

12/2165 

12/3950 


57. 

NATIONALE 

OFFENSIVE 

NO 

03.07. 1990 

31.07. 1990 






58. 

NATIONALISTISCHE 
FRONT 

NF 

16. 11. 1985 

13.01. 1987 






59. 

Neues Bewußtsein die 
ganzheitlich-esoterische 
Partei Deutschlands .... 

Bewußt- 

sein 

30. 10. 1983 

12.01. 1984 




12/4475 

12/6140 

60. 

Ökologisch-Demo- 
kratische Partei 

ÖDP 

10. 10. 1981 

26. 11. 1981 

11/5993 

12/0072 

12/2165 

12/4475 

12/6863 

61. 

Partei Bibeltreuer 

Christen 

PBC 

22. 11. 1989 

18. 12. 1989 


12/2165 

12/2165 

12/4475 

12/6863 

62. 

Partei des Demo- 
kratischen Sozialismus . 

PDS 

25.01. 1990 

04. 02. 1992 


12/2165 

12/4475 

12/4475 

12/6140 

63. 

Sozialdemokratische 

Partei Deutschlands .... 

SPD 

23. 05. 1863 

18. 02. 1969 

11/5993 

11/8130 

12/2165 

12/3950 

12/6140 

64. 

Südschleswigscher 
Wählerverband 

SSW 

25. 06. 1948 

20. 03. 1969 

11/5993 

11/8130 

12/2165 

12/3950 

12/6863 

65. 

UNABHÄNGIGE 
ARBEITER-PARTEI 
(Deutsche Sozialisten) . . 

UAP 

21.01. 1962 

29.01. 1969 






66. 

Unabhängige Wähler- 
gemeinschaft Schleswig 
Holstein 

UWSH 

27. 10. 1986 

01.01. 1987 






67. 

Vereinigte 

Sozialistische Partei .... 

VSP 

05. 10. 1986 

07. 05. 1987 






68. 

WIR fahrradeuphorischen 
EPIKUREER + WIR krea- 
tiven EVOLUTIONÄRE 
(1. evolutionistische 

Partei der Welt) 

DIE 

KREA- 

TIVEN 

23. 09. 1985 

28. 08. 1986 







Anmerkungen: 

Die Pflicht zur Rechenschaftslegung besteht für die Parteien hinsichtlich ihrer Einnahmen seit 1969. Bis 1983 wurden die Berichte im Bundes- 
anzeiger veröffentlicht. Ab 1984 waren die Parteien darüber hinaus auch verpflichtet über ihre Ausgaben und ihr Vermögen Rechenschaft zu 
legen. Die Berichte werden seit dieser Zeit als Bundestagsdrucksache verteilt. Einen Überblick über die Abgabe der Rechenschaftsberichte 
von 1984 bis 1987 bietet der letzte Bericht der Präsidentin des Deutschen Bundestages (Drs. 12/5575, S. 10). 

Die Bürgerbewegung Solidarität trat bis zum 22. November 1992 unter dem Namen Patrioten für Deutschland an. 
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Überblick über die Abgabe von Rechenschaftsberichten seit 1988 

2. Parteien oder politische Vereinigungen, 
die keine Unterlagen beim Bundeswahlleiter hinterlegt hatten 


lfd. 

Nr. 

Name der Vereinigung 

Kürzel 

Rechnungsjahre (Drs-Nr.) 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1 . 

Die Friedensliste Bonn 


11/6303 





2. 

Die Friedensliste Nordrhein-Westfalen 

FRIEDEN 

11/6303 





3. 

Freie Wählergemeinschaft 
Rheinland-Pfalz e.V. 

FWG 

11/8130 





4. 

Die Deutschen 

DD 

11/5993 

11/8130 




5. 

Frankenpartei 

FRAP 

11/5993 





6. 

Bund Sozialistischer Arbeiter 

BSA 


12/0072 

12/2165 

12/3950 


7. 

DIE GRÜNEN in Sachsen 




12/2165 

12/3950 

12/6140 

8. 

Sozialistische Initiative Berlin 

SI 



12/2165 

12/3950 


9. 

Neues Forum 

FORUM 



12/6863 

12/4475 

12/6863 

10. 

Christlich Soziale Rechte - 

Partei Deutscher Demokraten 

CSR PDD 




12/4475 


11. 

Bund Sozialistischer Arbeiter 

BSA 





12/6140 

12. 

Demokratie Jetzt 

DJ 



12/6863 



13. 

Kommunistische Partei Deutschlands * ) 

KPD 



12/6863 

12/6863 

12/6863 

14. 

Initiative für Frieden 

und Menschenrechte 

IFM 



12/6863 



15. 

Marxistische Partei 

DIE NELKEN 

DIE 

NELKEN 



12/6863 

12/6863 

12/6863 


Anmerkungen: 

Bei der KPD handelt es sich um eine noch auf dem Gebiet der ehemaligen DDR gegründete Vereinigung, die allein auf dem Ge- 
biet der neuen Bundesländer besteht. 

Für die Rechnungsjahre 1990 (2. Halbj.), 1991 und 1992 wurden Rechenschaftsberichte von Teilen der Listenvereinigung LL/PDS 
in Thüringen (fdj, KPD, DIE NELKEN, Vereinigte Linke) abgegeben, die in Drs. 12/6863 veröffentlicht wurden. 

Quelle: Deutscher Bundestag 
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Gesamteinnahmen 
der Bundestagsparteien 1984-1992 


Jahr 

CDU 

in Tsd. DM 

CSU 

in Tsd, DM 

GRÜNE 
in Tsd. DM 

F.D.P. 

in Tsd. DM 

PDS 

in Tsd. DM 

SPD 

in Tsd. DM 

1984 

192 731 

42 582 

34 860 

28 597 


198 113 

1985 

176 652 

39 539 

26 842 

30 296 


193 736 

1986 

192 103 

60 193 

30 371 

33 221 


199 159 

1987 

193 000 

48 275 

44 377 

44 628 


214 022 

1988 

174 040 

43 612 

29 553 

33 185 


195 814 

1989 

198 285 

57 130 

41 793 

42 750 


241257 

1990 

330 448 

89 822 

48 481 

83 763 

191 932 

353 887 

1991 

212 803 

51 739 

32 478 

52 227 

60 660 

339 608 

1992 

213 539 

49 539 

39 325 

47 337 

22 514 

262 620 

Durchschnitt 1984-1992 

209 289 

53 603 

36 453 

44 000 

126 296 

244 246 



li — 

-CDU 

□ 

-CSU 

0 

— GRÜNE 

$8— 

— F.D.P. 

Ar— 

— PDS 

<S> 

— SPD 


CDCDCDCDCDCJJCDCDCD 

'i — i — i — i — i — i — i — i — i — 

Rechnungsjahr 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Gesamtausgaben 

der Bundestagsparteien 1984-1992 


Jahr 

CDU 

in Tsd. DM 

CSU 

in Tsd. DM 

GRÜNE 
in Tsd. DM 

F.D.P. 

in Tsd. DM 

PDS 

in Tsd. DM 

SPD 

in Tsd. DM 

1984 

196 259 

52 662 

17 896 

37 933 


185 987 

1985 

183 031 

37 579 

20 112 

28 517 


168 892 

1986 . 

221 496 

58 877 

27 634 

33 190 


206 248 

1987 

207 808 

47 532 

31 033 

35 767 


211350 

1988 

170 775 

39 647 

27 879 

25 850 


184 735 

1989 

226 854 

53 819 

38 494 

41 245 


258 666 

1990 

283 702 

103 573 

49 009 

78 441 

953 567 

351 974 

1991 

210 459 

47 627 

35 471 

47 555 

105 094 

253 850 

1992 

198 053 

44 429 

33 796 

43 343 

31 746 

233 948 

Durchschnitt 1984-1992 

210 937 

53 972 

30 941 

41 316 

363 469 

228 406 



Rechnungsjahr 


« — 

-CDU 

□ — 

-CSU 

O 

— GRÜNE 



- F.D.P. 

& — 

— PDS 

0 — 

— SPD 


Quelle: Deutscher Bundest 
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Gegenüberstellung von Einnahmen und Ausgaben im 

Rechnungsjahr 1992 


300.000 
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CDU CSU F.D.P. Grüne 
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Parteien 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Anhang 7 


Gegenüberstellung von Eigeneinnahmen und Wahlkampfkostenerstattung 

inTsd. DM 


CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

SPD 

EIGEN 

WKKE 

QUOTE 

EIGEN 

WKKE 

QUOTE 

EIGEN 

WKKE 

QUOTE 

EIGEN 

WKKE 

QUOTE 

EIGEN 

WKKE 

QUOTE 

120 971 

71 759 

37,23% 

28 880 

13 702 

32,18% 

10 676 

24 184 

69,37% 

18 533 

10 064 

35,19% 

127 060 

71 053 

35,86% 

122 444 

54 208 

30 f 69% 

27 230 

12 309 

31,13% 

17 746 

9 096 

33,89% 

21241 

9 055 

29,89% 

132 662 

61 074 

31,52% 

144 153 

47 950 

24,96% 

38 423 

21770 

36,17% 

19 873 

10 498 

34,57% 

24 989 

8 307 

24,95% 

143 876 

55 283 

27,76% 

133 090 

59 910 

31,04% 

32417 

15 858 

32,85% 

25 811 

18 817 

42,16% 

27 182 

17 446 

39,09% 

144 190 

69 832 

32,63% 

125 861 

48 179 

27,68% 

31 531 

12 080 

27,70% 

19 897 

9 656 

32,67% 

24 519 

8 666 

26,11% 

142 768 

53 046 

27,09% 

148 793 

49 492 

24,96% 

38 914 

18 216 

31,89% 

25 656 

16 137 

38,61% 

28 356 

14 394 

33,67% 

168 848 

72 409 

30,01% 

188 503 

141 945 

42,96% 

56 969 

32 853 

36,58% 

27 950 

20 531 

42,35% 

39 165 

44 598 

53,24% 

211 894 

141 993 

40,12% 

159 960 

52 843 

24,83% 

35 405 

16 334 

31,57% 

24 256 

8 222 

25,32% 

36 323 

15 904 

30,45% 

275 117 

64 491 

18,99% 

157 253 

56 286 

26,36% 

36 663 

12 876 

25,99% 

24 981 

14 344 

36,48% 

33 487 

13 850 

29,26% 

204 831 

57 162 

21,82% 


Gegenüberstellung von Eigeneinnahmen und 
Wahlkampfkostenerstattung 1992 


2 

O 


i 


250.000 


200.000 


150.000 


100.000 


50.000 



CDU CSU Grüne FDP SPD 


Ei EIGEN 
E WKKE 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Überblick über die wichtigsten Einnahmen 


Einnahmen 

Jahr 

CDU 

CSU 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

Mitgliedsbeiträge 

1984 

83 288 

43,21 

14 672 

34,46 

1985 

83 826 

47,45 

14 196 

35,90 

1986 

88 219 

45,92 

14 327 

23,80 

1987 

87 498 

45,34 

14 382 

29,79 

1988 

85 969 

49,40 

14 586 

33,44 

1989 

84 392 

42,56 

15 113 

26,45 

1990 

86 773 

26,26 

15 930 

17,74 

1991 

93 168 

43,78 

15 490 

29,94 

1992 

94 227 

44,13 

15 542 

31,37 

Durchschnitt 

87 484 

41.80 

14 915 

27,83 

Spenden 

1984 

24 013 

12,46 

12 394 

29,11 

1985 

22 888 

12,96 

8 898 

22,50 

1986 

37 514 

19,53 

18 087 

30,05 

1987 

30 787 

15,95 

14 421 

29,87 

1988 

23 708 

13,62 

12 471 

28,60 

1989 

42 790 

21,58 

17 754 

31,08 

1990 

.72 427 

21,92 

35 749 

39,80 

1991 

38 590 

18,13 

14 714 

28,44 

1992 

37 478 

17,55 

16 266 

32,83 

Durchschnitt 

36 688 

17,53 

16 750 

31,25 

Wahlkampfkostenerstattung 

1984 

71 759 

37,23 

13 702 

32,18 

1985 

54 208 

30,69 

12 309 

31,13 

1986 

47 950 

24,96 

21 770 

36,17 

1987 

59 910 

31,04 

15 858 

32,85 

1988 

48 179 

27,68 

12 080 

27,70 

1989 

49 492 

24,96 

18 216 

31,89 

1990 

141 945 

42,96 

32 853 

36,58 

1991 

52 843 

24,83 

16 334 

31,57 

1992 

56 286 

26,36 

12 876 

25,99 

Durchschnitt 

64 730 

30,93 

17 333 

32,34 

Gesamteinnahmen 
unter Abzug 

des innerparteilichen Geldtransfers 

1984 

192 731 

100,00 

42 582 

100,00 

1985 

176 652 

100,00 

39 539 

100,00 

1986 

192 103 

100,00 

60 193 

100,00 

1987 

193 000 

100,00 

48 275 

100,00 

1988 

174 040 

100,00 

43 612 

100,00 

1989 

198 285 

100,00 

57 130 

100,00 

1990 

330 448 

100,00 

89 822 

100,00 

1991 

212 803 

100,00 

51 739 

100,00 

1992 

213 539 

100,00 

49 539 

100,00 

Durchschnitt 

209 289 

100,00 

53 603 

100,00 


Anmerkungen: 

Weitere Einnahmearten sind: Einnahmen aus Vermögen, Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb von Druckschriften und Ver- 
öffentlichungen und sonstige mit Einnahmen verbundener Tätigkeiten der Partei, Einnahmen aus dem Chancenausgleich und 
Sonstige Einnahmen. 

Die Angaben für das Rechnungsjahr 1990 beziehen sich auf die Parteigliederungen in den alten und in den neuen Bundeslän- 
dern. Die Einnahmen in den neuen Bundesländer sind bei der CDU ab dem 1. Oktober 1990, bei der F.D.P. ab 12. August 1990 
berücksichtigt worden. Bei den GRÜNEN, der SPD und der PDS wurden die Beträge aus dem ersten Halbjahr in Mark-Ost im 
Verhältnis 2:1 umaerechnet. 
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GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

3 657 

10,49 

7 934 

21,14 



98 088 

49,51 

3 964 

14,11 

8 736 

28,84 



101 215 

52,24 

4 489 

14,18 

8 239 

24,80 



108 838 

54,65 

5 465 

12,31 

8 714 

19,53 



110 597 

51,68 

5 129 

11,36 

8 545 

25,15 



114 030 

58,23 

5 656 

13,53 

9 230 

21,59 



121 291 

50,21 

10 466 

21,59 

11 274 

13,46 

19 113 

9,96 

130 633 

36,91 

12 014 

36,99 

12 619 

24,16 

14 549 

23,98 

151 626 

44,65 

12 988 

33,03 

13 233 

21,95 

14 024 

62,29 

152 597 

62,48 

7 092 

19,46 

9 836 

22,35 

15 895 

12,59 

120 991 

49,54 

5 534 

15,81 

8 715 

30,48 



16 225 

8,19 

8 649 

32,22 

9 805 

32,36 



15 238 

1,81 

10 901 

35,89 

14 272 

42,96 



21532 

10,81 

11 885 

26,18 

12 905 

28,92 



21 011 

9,82 

12 528 

42,39 

11544 

34,19 



19 171 

9,19 

12 196 

29,18 

15 008 

35,11 



25 721 

10,66 

10 569 

21,80 

23 042 

21,51 

813 

0,42 

37 912 

10,11 

7 688 

23,61 

13 138 

25,16 

1 957 

3,23 

23 217 

6,84 

6 780 

11,24 

12 350 

26,09 

3 747 

16,64 

21 312 

8,13 

9 637 

26,44 

13420 

30,50 

2 172 

1,72 

22 371 

9,16 

24 184 

69,31 

10 064 

35,19 



71 053 

35,86 

9 096 

33,89 

9 055 

29,89 



61 075 

31,52 

10 498 

34,51 

8 307 

25,01 



55 283 

21,16 

18 817 

42,40 

17 446 

39,09 



69 832 

32,63 

9 656 

32,61 

8 666 

26,11 



53 046 

21,09 

16 137 

38,61 

14 394 

33,61 



72 409 

30,01 

20 531 

42,35 

44 598 

53,24 

22 010 

11,41 

141 993 

40,12 

8 222 

25,32 

15 904 

30,45 

3 441 

5,61 

64 491 

18,99 

14 344 

36,48 

13 850 

29,26 

469 

2,08 

57 162 

21,11 

14 609 

40,08 

15 809 

35,93 

8 640 

6,84 

71816 

29,40 

34 860 

100,00 

28 597 

100,00 



198 113 

100,00 

26 842 

100,00 

30 296 

100,00 



193 736 

100,00 

30 371 

100,00 

33 221 

100,00 



199 159 

100,00 

44 377 

100,00 

44 628 

100,00 



214 022 

100,00 

29 553 

100,00 

33 185 

100,00 



195 814 

100,00 

41793 

100,00 

42 750 

100,00 



241 257 

100,00 

48 481 

100,00 

83 763 

100,00 

191 932 

100,00 

353 887 

100,00 

32 478 

100,00 

52 227 

100,00 

60 660 

100,00 

339 608 

100,00 

39 325 

100,00 

47 337 

100,00 

22 514 

100,00 

262 620 

100,00 

36 453 

100,00 

44 000 

100,00 

126 296 

100,00 

244 246 

100,00 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Mitgliedsbeiträge 
der Bundestagsparteien 1984-1992 


Jahr 

CDU 

in Tsd. DM 

CSU 

in Tsd. DM 

GRÜNE 
in Tsd. DM 

F.D.P. 
in Tsd. DM 

PDS 

in Tsd. DM 

SPD 

in Tsd. DM 

1984 

83 288 

14 672 

3 657 

7 934 


98 088 

1985 

83 826 

14 196 

3 964 

8 736 


101215 

1986 

88 219 

14 327 

4 489 

8 239 

1 

108 838 

1987 

87 498 

14 382 

5 465 

8 714 


110 597 

1988 

85 969 

14 586 

5 129 

8 545 


114 030 

1989 

84 392 

15 113 

5 656 

9 230 


121 291 

1990 

86 773 

15 930 

10 466 

11 274 

19 113 

130 633 

1991 

93 168 

15 490 

12 014 

12 619 

14 549 

151 626 

1992 

94 227 

15 542 

12 988 

13 233 

14 024 

152 597 

Durchschnitt 1984-1992 

87 484 

14 915 

7 092 

9 836 

15 895 

120 991 



Rechnungsjahr 


Hi — 

-CDU 

□ — 

— CSU 

• — 

— GRÜNE 

M — 

— F.D.P. 

A — 

— PDS 

0 — 

-SPD 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Prozentualer Anteil der wichtigsten Einnahmen an den Gesamteinnahmen 

im Rechnungsjahr 1992 


CDU 


CSU 


Sonstiges 

12H 


Mitgliedsbeitr&ge 

44H 


WKKE 

26% 


WKKE 

26% 




Spenden 

18H 


Spenden 

33H 


GRÜNE 


FDP 



Sonstiges Mitgliedsbeitrige 

13% 33 H 


WKKE 

37H 


Spenden 

17H 



Sonstiges 

17H 


Mitgliedsbeitrige 
28H 


WKKE 

29% 


Spenden 

26% 


SPD 


PDS 



Quelle: Deutscher Bundestag 
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Mitgliederzahlen der Bundestagsparteien und der größeren sonstigen Parteien 


Jahr 

CDU 

CSU 

F.D.P. 

GRÜNE 

SPD 

PDS 

Mit- 

glieder 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Mit- 

glieder 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Mit- 

glieder 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Mit- 

glieder 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Mit- 

glieder 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Mit- 

glieder 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

1987 . . . 

705 821 


184 293 


64 873 


39 479 


910 063 




1988 . . . 

676 747 

- 4,12 

182 738 

- 0,84 

64 274 

- 0,92 

37 879 

- 4,05 

911 916 

0,20 



1989 . . . 

662 598 

- 2,09 

185 853 

1,70 

65 216 

1,47 

37 956 

0,20 

921 430 

1,04 



1990 . . . 

777 767 

17,38 

186 198 

0,19 

168 217 

157,94 

41 316 

8,85 

949 550 

3,05 

200 000 


1991 . . . 

751 163 

- 3,42 

184 513 

- 0,90 

140 031 

- 16,76 

38 054 

- 7,90 

919 871 

- 3,13 

172 579 

- 13,71 

1992 . . . 

713 846 

- 4,97 

181758 

- 1,49 

103 505 

- 26,08 

35 845 

- 5,80 

885 958 

- 3,69 

146 742 

- 14,97 


Jahr 

DKP 

DVU 

GRAUE 

NPD 

ÖDP 

REP 

Mit- 

glieder 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Mit- 

glieder 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Mit- 

glieder 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Mit- 

glieder 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Mit- 

glieder 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Mit- 

glieder 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

1989 . . . 

18 740 


25 898 


1 107 


6 243 


3 826 


16412 


1990 . . . 

9 780 

- 47,81 

25 339 

- 2,16 

1 649 

48,96 

6 701 

7,34 

4 132 

8,00 

17 972 

9,51 

1991 . . . 

7 345 

- 24,90 

26 500 

4,58 

2 609 

58,22 

6 412 

- 4,31 

4 191 

1,43 

16 483 

- 8,29 

1992 . . . 

6 282 

- 14,47 

26 734 

0,88 

4 167 

59,72 

5 226 

- 18,50 

4 613 

10,07 

19 923 

20,87 


Anmerkungen: 

Angabepflichtig sind die Mitgliederzahlen erst seit 1989. 

Die Angaben der PDS für das Rechnungsjahr 1990 sind geschätzt. 

Das BÜNDNIS 90 hat für das Rechnungsjahr 1991 datiert vom 1. März 199*2 eine Mitgliederzahl von 2 620 Mitgliedern ausgewie- 
sen. Für 1992 betrug die Mitgliederzahl 2 636 (+0,61%). 

Das NEUE FORUM hat für 1990 eine Mitgliederzahl von 6 014 ausgewiesen 1991 betrug diese 3 761. 1992 sank die Zahl auf 
1 834 (-54,24%). 


Bundestagsparteien 


Sonstige Parteien 





m — 

LL»U 

♦ 

mm 

CSU 

mm 

F.D.P. 


GRÜNE 

m 

A 

SPD 


PDS 


Rechnungsjahr 


Rechnungsjahr 


• DKP 

# DVU 

0 GRAUE 

NPD 
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2S REP 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Anhang 12 


Beitragsniveau der Parteien 


I. Im Bundestag vertretene Parteien 


Jahr 

CDU 

CSU 

F.D.P. 

GRÜNE 

SPD 

PDS 

Beitrag 
p. a. 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Beitrag 

p.a. 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Beitrag 

p.a. 

Zu/ Ab- 
nahme 
in % 

Beitrag 

p.a. 

Zu/ Ab- 
nahme 
in % 

Beitrag 
p. a. 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Beitrag 
p. a. 

Zu/ Ab- 
nahme 
in % 

1987 . . . 

123,97 


78,04 


134,33 


138,43 


121,53 




1988 . . . 

127,03 

2,47 

79,82 

2,28 

132,94 

- 1,03 

135,41 

- 2,18 

125,04 

2,89 



1989 . . . 

127,37 

0,26 

81,32 

1,87 

141,53 

6,46 

149,02 

10,05 

131,63 

5,27 



1990 . . . 

111,57 

- 12,40 

85,56 

5,21 

67,02 

- 52,65 

253,31 

69,99 

137,57 

4,51 

95,56 


1991 . . . 

124,03 

11,17 

83,95 

- 1.88 

90,12 

34,46 

315,71 

24,63 

164,83 

19,81 

84,30 

11,78 

1992 . . . 

132,00 

6,42 

85,51 

1,86 

125,48 

39,24 

369,18 

16,94 

172,24 

4,49 

95,57 

13,36 


II. Sonstige Parteien 


Jahr 

DKP 

DVU 

GRAUE 

NPD 

ÖDP 

REP 

Beitrag 
p. a. 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Beitrag 
p. a. 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Beitrag 

p.a. 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Beitrag 
p. a. 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

Beitrag 

p.a. 

Zu/ Ab- 
nahme 
in % 

Beitrag 

p.a. 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

1989 . . . 

406,49 


43,14 


27,39 


96,22 


53,84 


77,01 


1990 . . . 

233,06 

- 42,66 

26,52 

- 38,52 

51,60 

88,35 

80,91 

- 15,92 

42,97 

- 20,19 

75,73 

- 1,66 

1991 . . . 

186,33 

- 20,05 

11,05 

- 58,35 

39,44 

- 23,56 

88,34 

9,18 

49,53 

15,26 

64,85 

- 14,37 

1992 . . . 

202,40 

8,62 

12,83 

16,17 

28,72 

- 27,19 

115,16 

30,36 

43,02 

- 13,14 

60,62 

- 6,52 


Anmerkungen: 

1. Die Einnahmen aus den Mitgliedsbeiträgen wurden durch die Anzahl der beitragspflichtigen Mitglieder geteilt. 

2. Angabepflichtig sind die Mitgliederzahlen erst seit 1989. 

3. Die Angaben der PDS für das Rechnungsjahr 1990 sind geschätzt. 



Quelle: Deutscher Bundestag 
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Anhang 13 


Spenden 

an die Bundestagsparteien 1984-1992 


Jahr 

CDU 

in Tsd. DM 

CSU 

in Tsd. DM 

GRÜNE 
in Tsd. DM 

F.D.P. 

in Tsd. DM 

PDS 

in Tsd. DM 

SPD 

in Tsd. DM 

1984 

24 013 

12 394 

5 534 

8 715 


16 225 

1985 

22 888 

8 898 

8 649 

9 805 


15 238 

1986 

37 514 

18 087 

10 901 

14 272 


21532 

1987 

30 787 

14 421 

11 885 

12 905 


21 011 

1988 

23 708 

12 471 

12 528 

11 544 


19 171 

1989 

42 790 

17 754 

12 196 

15 008 


25 721 

1990 

72 427 

35 749 

10 569 

23 042 

813 

37 912 

1991 

38 590 

14 714 

7 688 

13 138 

1 957 

23 217 

1992 

37 478 

16 266 

6 780 

12 350 

3 747 

21312 

Durchschnitt 1984-1992 

36 688 

16 750 

9 637 

13 420 

2 172 

22 371 
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Anhang 14 


Wahlkampfkostenerstattung 
an die Bundestagsparteien 1984-1992 


Jahr 

CDU 

in Tsd. DM 

CSU 

in Tsd. DM 

GRÜNE 
in Tsd. DM 

F.D.P. 

in Tsd. DM 

PDS 

in Tsd. DM 

SPD 

in Tsd. DM 

1984 

71 759 

13 702 

24 184 

10 064 


71 053 

1985 

54 208 

12 309 

9 096 

9 055 


61 075 

1986 

47 950 

21770 

10 498 

8 307 


55 283 

1987 

59 910 

15 858 

18 817 

17 446 


69 832 

1988 

48 179 

12 080 

9 656 

8 666 


53 046 

1989 

49 492 

18 216 

16 137 

14 394 


72 409 

1990 

141 945 

32 853 

20 531 

44 598 

22 010 

141 993 

1991 

52 843 

16 334 

8 222 

15 904 

3 441 

64 491 

1992 

56 286 

12 876 

14 344 

13 850 

469 

57 162 

Durchschnitt 1984-1992 

64 730 

17 333 

14 609 

15 809 

8 640 

71 816 



Quelle: Deutscher Bundestag 
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Chancenausgleich 

(in Tsd. DM) 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

SPD 

PDS 

GRAUE 

REP 

ÖDP 

NPD 

1984 

2 779 

1 910 

2 990 

1 667 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

1985 

3 870 

3 737 

1 746 

1 066 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

1986 

0 

1 357 

5 894 

4 307 

1915 

0 

0 

0 

0 

147 

1987 

6 400 

2 425 

2 563 

2 752 

9 129 

0 

0 

0 

0 

115 

1988 

6 849 

2 918 

2 563 

2 753 

9 129 

0 

0 

0 

0 

82 

1989 

8 101 

2 365 

5 131 

1402 

9 129 

0 

202 

1 007 

124 

0 

1990 

10 069 

2 818 

0 

4 013 

10 119 

0 

202 

1 019 

0 

0 

1991 

11 159 

2 161 

0 

3 352 

9 757 

739 

0 

646 

0 

0 

1992 

11 159 

2 161 

0 

3 352 

10 171 

739 

253 

646 

0 

0 


Anmerkungen: 

Die Angaben für den Chancenausgleich beziehen sich auf die für das jeweilige Rechnungsjahr vom Präsidium des Deutschen 
Bundestages festgesetzten Beträge. Die Angaben weichen insoweit von den in den Rechenschaftsberichten der Parteien gemach- 
ten Angaben über die im Rechnungsjahr ausgezahlten Beträge ab. 


InTsd. DM 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/140 


noch Anhang 15 


Chancenausgleich 
(in Tsd. DM) 


Chancenausgleich 1992 
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Überblick über die wichtigsten 


Einnahmen 

Jahr 

DKP 

DVU 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

Mitgliedsbeiträge 

1984 

8 557 

50,74 



1985 

9 256 

51,73 



1986 

10 886 

52,96 



1987 

11 052 

52,88 

212 

20,50 

1988 

9 824 

48,69 

114 

8,58 

1989 

7 618 

43,59 

1 117 

13,31 

1990 

2 279 

54,16 

672 

28,82 

1991 

1 369 

51,72 

293 

10,98 

1992 

1 271 

44,58 

343 

5,72 

Durchschnitt 

6 901 

50,26 

459 

12,65 

Spenden 

1984 

7 934 

47,05 



1985 

7 977 

44,58 



1986 

9 032 

43,94 



1987 

9 686 

46,34 

733 

70,89 

1988 

10 027 

49,69 

1 196 

90,06 

1989 

9 680 

55,39 

3 539 

42,18 

1990 

1 671 

39,71 

1029 

44,13 

1991 

1 104 

41,71 

1608 

60,25 

1992 

1 252 

43,91 

4 104 

68,40 

Durchschnitt 

6 485 

47,23 

2 035 

56,12 

Wahlkampfkostenerstattung 

1984 

0 

0,00 



1985 

0 

0,00 



1986 

0 

0,00 



1987 

0 

0,00 

90 

8,70 

1988 

0 

0,00 

0 

0,00 

1989 

0 

0,00 

3 683 

43,89 

1990 

0 

0,00 

568 

24,36 

1991 

0 

0,00 

726 

27,20 

1992 

0 

0,00 

1497 

24,95 

Durchschnitt 

0 

0,00 

1 094 

30,17 

Gesamteinnahmen 
unter Abzug 

des innerparteilichen Geldtransfers 

1984 

16 864 

100,00 



1985 

17 892 

100,00 



1986 

20 555 

100,00 



1987 

20 900 

100,00 

1 034 

100,00 

1988 

20 178 

100,00 

1 328 

100,00 

1989 

17 477 

100,00 

8 391 

100,00 

1990 

4 208 

100,00 

2 332 

100,00 

1991 

2 647 

100,00 

2 669 

100,00 

1992 

2 851 

100,00 

6 000 

100,00 

Durchschnitt 

13 730 

100,00 

3 626 

100,00 


Anmerkungen: 

Weitere Einnahmearten sind: Einnahmen aus Vermögen, Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb von Druckschriften und 
Veröffentlichungen und sonstige mit Einnahmen verbundener Tätigkeit, Einnahmen aus dem Chancenausgleich und Sonstige 
Einnahmen. 
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Einnahmen der Sonstigen Parteien 


GRAUE 

NPD 

ÖDP 

REP 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 



474 

14,67 

81 

19,19 

73 

59,84 



541 

27,84 

74 

28,57 

39 

15,54 



562 

18,11 

103 

18,17 

100 

5,37 



605 

16,18 

160 

20,62 

154 

22,92 



631 

18,01 

166 

11,19 

303 

25,15 

30 

17,96 

601 

22,71 

206 

8,29 

1 264 

6,38 

85 

3,02 

542 

16,98 

178 

7,13 

1 361 

13,90 

103 

17,64 

566 

32,25 

208 

6,02 

1 069 

7,40 

120 

10,56 

602 

32,45 

198 

7,61 

1 193 

8,07 

85 

7,19 

569 

20,52 

153 

9,44 

617 

8,83 



736 

22,77 

259 

61,37 

35 

28,69 



942 

48,48 

174 

67,18 

190 

75,70 



1 259 

40,56 

439 

77,43 

478 

25,67 



1 238 

33,10 

549 

70,75 

240 

35,71 



1 321 

37,71 

692 

46,66 

631 

52,37 

133 

79,64 

1 393 

52,65 

726 

29,22 

874 

4,41 

200 

7,11 

1 198 

37,53 

1 144 

45,83 

1 780 

18,18 

233 

39,90 

1 155 

65,81 

745 

21,54 

1 809 

12,51 

156 

13,73 

1 148 

61,89 

985 

37,84 

2 632 

17,82 

181 

15,37 

1 154 

41,61 

635 

39,27 

963 

13,77 



1 807 

55,91 

0 

0,00 

0 

0,00 



0 

0,00 

0 

0,00 

0 

0,00 



542 

17,46 

0 

0,00 

1 279 

68,69 



1 368 

36,58 

0 

0,00 

256 

38,10 



1 273 

36,34 

499 

33,65 

256 

21,24 

0 

0,00 

274 

10,36 

1 518 

61,09 

17 389 

87,75 

2 525 

89,83 

274 

8,58 

1 079 

43,23 

6 130 

62,61 

43 

7,36 

0 

0,00 

2 224 

64,31 

6 913 

47,82 

505 

44,45 

0 

0,00 

1 074 

41,26 

9 414 

63,72 

1 768 

65,41 

615 

22,18 

710 

43,95 

4626 

66,15 



3 232 

100,00 

422 

100,00 

122 

100,00 



1943 

100,00 

259 

100,00 

251 

100,00 



3 104 

100,00 

567 

100,00 

1 862 

100,00 



3 740 

100,00 

776 

100,00 

672 

100,00 



3 503 

100,00 

1483 

100,00 

1205 

100,00 

167 

100,00 

2 646 

100,00 

2 485 

100,00 

19 816 

100,00 

2811 

100,00 

3 192 

100,00 

2 496 

100,00 

9 791 

100,00 

584 

100,00 

1 755 

100,00 

3 458 

100,00 

14 455 

100,00 

1 136 

100,00 

1 855 

100,00 

2 603 

100,00 

14 774 

100,00 

1 175 

100,00 

2 774 

100,00 

1617 

100,00 

6 994 

100,00 


Die REP und DIE GRAUEN haben in den Jahren 1991 und 1992 unentgeltliche Leistungen von Parteimitgliedern als Eigenein- 
nahmen in ihren Rechenschaftsberichten bilanziert. Die ÖDP hat dies im Rechnungsjahr 1992 gemacht. Die unentgeltlichen Lei- 
stungen sind zur besseren Vergleichbarkeit aus der Einnahmenrechnung herausgerechnet worden. Die unentgeltlichen Leistun- 
gen wurden von den REP im Rechnungsjahr 1990 mit 1 639 984,00 DM, 1991 mit 1 141 201,00 DM und 1992 mit 9 659 200,50 DM 
bilanziert. DIE GRAUEN haben ihre unentgeltlichen Leistungen 1991 mit 2 214 000,00 DM und 1992 mit 1 526 920,00 DM bilan- 
ziert. Die ÖDP hat ihre unentgeltlichen Leistungen Parteimitglieder 1992 mit 1 289 271,47 DM ausgewiesen. 

Quelle: Deutscher Bundestag 
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Anhang 17 


Mitgliedsbeiträge 
der Sonstigen Parteien 1984-1992 


Jahr 

DKP 

in Tsd. DM 

DVU 

in Tsd. DM 

GRAUE 
in Tsd. DM 

NPD 

in Tsd. DM 

ÖDP 

in Tsd. DM 

REP 

in Tsd. DM 

1984 

8 557 



474 

81 

73 

1985 

9 256 



541 

74 

39 

1986 

10 886 



562 

103 

100 

1987 

11 052 

212 


605 

160 

154 

1988 

9 824 

114 


631 

166 

303 

1989 

7 618 

1 117 

30 

601 

206 

1 264 

1990 

2 279 

672 

85 

542 

178 

1361 

1991 

1369 

293 

103 

566 

208 

1 069 

1992 

1271 

343 

120 

602 

198 

1 193 

Durchschnitt: 1984-1 992 

6 901 

459 

85 

569 

153 

617 



0 — 

- DKP 

□ — 

- DVU 

$ — 

-GRAUE 

o 

NPD 

* — 

— ÖDP 

0 

— REP 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Anhang 18 


Spenden 

an die Sonstigen Parteien 1984-1992 


Jahr 

DKP 

in Tsd. DM 

DVU 

in Tsd. DM 

GRAUE 
in Tsd. DM 

NPD 

in Tsd. DM 

ÖDP 

in Tsd. DM 

REP 

in Tsd. DM 

1984 

7 934 



736 

259 

35 

1985 

7 977 



942 

174 

190 

1986 

9 032 



1 259 

439 

478 

1987 

9 686 

733 


1238 

549 

240 

1988 

10 027 

1 196 


1 321 

692 

631 

1989 

9 680 

3 539 

133 

1 393 

726 

874 

1990 

1 671 

1 029 

200 

1 198 

1 144 

1 780 

1991 

1 104 

1 608 

233 

1 155 

745 

1 809 

1992 

1252 

4 104 

156 

1 148 

985 

2 632 

Durchschnitt 1984-1992 

6 485 

2 035 

181 

1 154 

635 

963 
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Anhang 19 


Wahlkampfkostenerstattung 
an die Sonstigen Parteien 1984-1992 


Jahr 

DKP 

in Tsd. DM 

DVU 

in Tsd. DM 

GRAUE 
in Tsd. DM 

NPD 

in Tsd. DM 

ÖDP 

in Tsd. DM 

REP 

in Tsd. DM 

1984 . ... 

0 



1 807 

0 

0 

1985 

0 



0 

0 

0 

1986 

0 



542 

0 

1 279 

1987 

0 

90 


1 368 

0 

256 

1988 

0 

0 


1 273 

499 

256 

1989 

0 

3 683 

0 

274 

1 518 

17 389 

1990 

0 

568 

2 525 

274 

1 079 

6 130 

1991 

0 

726 

43 

0 

2 224 

6 913 

1992 

0 

1 497 

505 

0 

1 074 

9414 

Durchschnitt 1984-1992 

0 

1094 

768 

615 

710 

'4 626 
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noch Anhang 19 



Rechnungsjahr 
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Quelle: Deutscher Bundestag 
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Anhang 20 


Berechnung der Staatsquote nach § 39 Abs. 1 Nr. 5 PartG neu 


Jahr 

Eigen 

WKKE 

Quote 

Abzug 

CDU 

1990 

188 502 479,00 

141 945 308,00 

42,96% 


1991 

159 959 858,00 

52 842 685,00 

24,83% 


1992 

157 253 260,00 

56 286 198,00 

26,36% 


Gesamt 

505 715 597,00 

251 074 191,00 

33,18% 

0,00 

CSU 

1990 

56 968 823,00 

32 853 492,00 

36,58% 


1991 

35 404 982,00 

16 333 923,00 

31,57% 


1992 

36 663 278,00 

12 876 045,00 

25,99% 


Gesamt 

129 037 083,00 

62 063 460,00 

32,48% 

0,00 

GRÜNE 

1990 

27 949 260,00 

20 531437,00 

42,35 % 


1991 

24 256 360,21 

8 221610,87 

25,31% 


1992 

24 980 552,20 

14 343 975,67 

36,48% 


Gesamt 

77 186 172,41 

43 097 023,54 

35,83% 

0,00 

F.D.P. 

1990 

39 164 699,00 

44 597 851,00 

53,24% 


1991 

36 322 311,00 

15 904 205,00 

30,45 % 


1992 

33 487 223,00 

13 849 594,00 

29,26% 


Gesamt 

108 974 233,00 

74 351 650,00 

40,56% 

0,00 

SPD 

1990 

211 894 307,00 

141 992 728,00 

40,12% 


1991 

275 117 634,00 

64 490 718,00 

18,99% 


1992 

204 831024,00 

57 162 327,00 

21,82% 


Gesamt . 

691 842 965,00 

263 645 773,00 

27,59% 

0,00 

PDS 

1990 

158 493 753,00 

22 010 907,00 

12,19% 


1991 

57 219 007,83 

3 440 712,65 

5 , 67 % 


1992 

22 340 349,81 

173 517,27 

0 , 77 % 


Gesamt 

238 053 110,64 

25 625 136,92 

9 , 72 % 

0,00 

ÖDP 

1990 

1416 986,54 

1 078 987,12 

43 , 23 % 


1991 

1 234 433,40 

2 223 683,70 

64 , 30 % 


1992 

1 864 938,29 

300 712,46 

13 , 89 % 


Gesamt 

4 516 358,23 

3 603 383,28 

44 , 38 % 

0,00 
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Berechnung der Staatsquote nach § 39 Abs. 1 Nr. 5 PartG neu 


Jahr 

Eigen 

WKKE 

Quote 

Abzug 

GRAUE 

1990 

286 181,43 

2 525 048,66 

89,82 % 

III! 

1991 

2 754 586,51 

43 364,55 

1,55% 


1992 

2 158 426,67 

505 009,73 

18,96% 


Gesamt 

5 199 194,61 

3 073 422,94 

37,15% 

0,00 

REP 

1990 

3 661 124,53 

6 129 682,60 

62,61 % 


1991 

11475 487,88 

6 913 189,26 

37,59 % 


1992 

16 172 325,50 

9 413 798,00 

36,79% 


Gesamt 

31 308 937,91 

22 456 669,86 

41,77% 

0,00 

DVU 

1990 

1 764 277,59 

567 700,75 

24,34 % 


1991 

1 943 174,97 

725 918,38 

27,20% 


1992 

4 502 737,82 

1 497 080,99 

24,95% 


Gesamt 

8 210 190,38 

2 790 700,12 

25,37% 

0,00 

SSW 

1990 

426 206,58 

35 767,36 

7,74% 


1991 

604 856,17 

35 767,36 

5,58% 


1992 

671 012,38 

93 690,79 

12,25% 


Gesamt 

1 702 075,13 

165 225,51 

8,85% 

0,00 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Überblick über die wichigsten Ausgaben 


Ausgaben 

Jahr 

CDU 

CSU 

in Tsd DM 

in % 

in Tsd DM 

in % 

Personalausgaben 

1984 

55 121 

28,09 

9 646 

18,32 

1985 

59 119 

32,30 

10 810 

28,77 

1986 

62 124 

28,05 

11 300 

19,19 

1987 

62 661 

30,15 

10 422 

21,93 

1988 

62 648 

36,68 

11166 

28,16 

1989 

62 174 

27,41 

12 167 

22,61 

1990 

63 618 

22,42 

13 202 

12,75 

1991 

73 082 

34,73 

13 019 

27,34 

1992 

72 361 

36,54 

13 403 

30,17 

Durchschnitt 

63 656 

30,18 

11682 

21,64 

Verwaltungsausgaben 

1984 

36 698 

18,70 

6 531 

12,40 

1985 

39 943 

21,82 

6 694 

17,81 

1986 

42 854 

19,35 

7 946 

13,50 

1987 

40 219 

19,35 

8 134 

17,11 

1988 

41 875 

24,52 

8 926 

22,51 

1989 

41 972 

18,50 

9 361 

17,39 

1990 

45 031 

15,87 

10 176 

9,82 

1991 

49 831 

23,68 

9 274 

19,47 

1992 

47 920 

24,20 

9 229 

20,77 

Durchschnitt 

42 927 

20,35 

8 475 

15,70 

Politische Tätigkeit 

1984 

99 262 

50,58 

33 141 

62,93 

1985 

78 743 

43,02 

16 501 

43,91 

1986 

108 190 

48,85 

36 494 

61,98 

1987 

97 324 

46,83 

26 350 

55,44 

1988 

55 890 

32,73 

16 792 

42,35 

1989 

109 788 

48,40 

29 403 

54,63 

1990 

154739 

54,54 

76 288 

73,66 

1991 

74 080 

35,20 

20 913 

43,91 

1992 

65771 

33,21 

19 337 

43,52 

Durchschnitt 

93 754 

44,45 

30 580 

56,66 

Gesamtausgaben 
unter Abzug 

des innerparteilichen Geldtransfers 

1984 

196 259 

100,00 

52 662 

100,00 

1985 

183 031 

100,00 

37 579 

100,00 

1986 

221496 

100,00 

58 877 

100,00 

1987 

207 808 

100,00 

47 532 

100,00 

1988 

170 775 

100,00 

39 647 

100,00 

1989 

226 854 

100,00 

53 819 

100,00 

1990 

283 702 

100,00 

103 573 

100,00 

1991 

210 459 

100,00 

47 627 

100,00 

1992 

198 053 

100,00 

44 429 

100,00 

Durchschnitt 

210 937 

100,00 

53 972 

100,00 


Anmerkungen: 

Unter Politischer Tätigkeit sind die Ausgaben für innerparteiliche Gremienarbeit und Information sowie die Ausgaben für Öf- 
fentlichkeitsarbeit und Wahlen zusammengefaßt. 

Weitere Ausgabearten sind: Zinsen und Sonstige Ausgaben. 

Die Angaben für das Rechnungsjahr 1990 beziehen sich auf die Parteigliederungen in den alten und den neuen Bundesländern. 
Die Einnahmen in den neuen Bundesländern sind bei der CDU ab dem 1. Oktober 1990, bei der F.D.P ab dem 12. August 1990 
berücksichtigt worden. Bei den GRÜNEN, der SPD und der PDS wurden die Beträge aus dem ersten Halbjahr in Mark-Ost im 
Verhältnis 2 : 1 umaerechnet. 
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der Bundestagsparteien 1984-1992 


GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

1 564 

8,74 

6 102 

16,09 



56 428 

30,34 

2 647 

13,16 

6 377 

22,36 



58 553 

34,67 

3 761 

13,61 

6 237 

18,79 



60 797 

29,48 

5 102 

16,44 

6 347 

17,75 



63 701 

30,14 

5 903 

21,17 

6503 

25,16 



68 350 

37,00 

7 427 

19,29 

6918 

16,77 



71 532 

27,65 

9 829 

20,06 

13 347 

17,02 

301 119 

31,58 

80 494 

22,87 

10 652 

30,03 

13 048 

27,44 

57 609 

54,82 

82 335 

32,43 

10 657 

31,53 

11 968 

27,61 

15 110 

47,60 

91 999 

39,32 

6 394 

20,66 

8 539 

20,67 

124 613 

34,28 

70 465 

30,85 

2 351 

13,14 

7 156 

18,86 



28 895 

15,54 

3 634 

18,07 

7 334 

25,72 



30 476 

18,04 

4 992 

18,06 

7 138 

21,51 



32 982 

15,99 

6 474 

20,86 

7 553 

21,12 



34 544 

16,34 

5 759 

20,66 

7 150 

27,66 



37 706 

20,41 

7 657 

19,89 

7 828 

18,98 



40 550 

15,68 

7 854 

16,03 

14 865 

18,95 

96 758 

10,15 

46 479 

13,21 

7 737 

21,81 

13 282 

27,93 

36 205 

34,45 

46 804 

18,44 

7 522 

22,26 

12 849 

29,64 

11 958 

37,67 

49 136 

21,00 

5 998 

19,36 

9 462 

22,90 

48 307 

13,29 

38 619 

16,91 

12 557 

70,17 

23 008 

60,65 



92 084 

49,51 

12 342 

61,37 

12 292 

43,10 



75 950 

44,97 

17 105 

61,90 

17 748 

53,47 



109 464 

53,07 

17 295 

55,73 

19 403 

54,25 



104 544 

49,46 

13 350 

47,89 

10 691 

41,36 



72 847 

39,43 

20 575 

53,45 

25 027 

60,68 



141 871 

54,85 

28 167 

57,47 

43 066 

54,90 

364 987 

38,28 

206 766 

58,74 

14 977 

42,22 

16 354 

34,39 

8 905 

8,47 

83 837 

33,03 

14 338 

42,43 

14 355 

33,12 

3 902 

12,29 

73 180 

31,28 

16 745 

54,12 

20 216 

48,93 

125 931 

34,65 

106 727 

46,73 

17 896 

100,00 

37 933 

100,00 



185 987 

100,00 

20 112 

100,00 

28 517 

100,00 



168 892 

100,00 

27 634 

100,00 

33 190 

100,00 



206 248 

100,00 

31033 

100,00 

35 767 

100,00 



211350 

100,00 

27 879 

100,00 

25 850 

100,00 



184 735 

100,00 

38 494 

100,00 

41245 

100,00 



258 666 

100,00 

49 009 

100,00 

78 441 

100,00 

953 567 

100,00 

351 974 

100,00 

35 471 

100,00 

47 555 

100,00 

105 094 

100,00 

253 850 

100,00 

33 796 

100,00 

43 343 

100,00 

31 746 

100,00 

233 948 

100,00 

30 941 

100,00 

41316 

100,00 

363 469 

100,00 

228 406 

100,00 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Prozentualer Anteil der wichtigsten Ausgaben an den Gesamtausgaben 

im Rechnungsjahr 1992 


CDU 


Personalausgaben 
37H 



Verwaltungsausgaben 

24% 


CSU 


Sonstiges „ 

Personalausgaben 

3QH 



Verwaltungsausgaben 

21 % 


GRÜNE 


Sonstiges 

4% 


FDP 


Personalausgaben 



Personalausgaben 
28% 


Politische 

Tätigkeit 

32H 



Verwaltungsaufgaben 

22H 


Verwaltungsausgaben 

30H 


SPD 


PDS 



Personalausgaben 
40H 


Verwaltungsausgaben 

2in 



Personalausgaben 
48% 


Verwaltungsausgaben 

38% 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Personalausgaben 
der Bundestagsparteien 1984-1992 


Jahr 

CDU 

in Tsd. DM 

CSU 

in Tsd. DM 

GRÜNE 
in Tsd. DM 

F.D.P. 

in Tsd. DM 

PDS 

in Tsd. DM 

SPD 

in Tsd. DM 

1984 

55 121 

9 646 

1 564 

6 102 


56 428 

1985 

59 119 

10 810 

2 647 

6 377 


58 553 

1986 

62 124 

11300 

3 761 

6 237 


60 797 

1987 

62 661 

10 422 

5 102 

6 347 


63 701 

1988 

62 648 

11 166 

5 903 

6 503 


68 350 

1989 

62 174 

12 167 

7 427 

6 918 


71532 

1990 

63 618 

13 202 

9 829 

13 347 

301 119 

80 494 

1991 

73 082 

13 019 

10 652 

13 048 

57 609 

82 335 

1992 

72 361 

13 403 

10 657 

11 968 

15 110 

91999 

Durchschnitt 1984-1992 

63 656 

11 682 

6 394 

8 539 

124613 

70 465 



£9 — 

-CDU 

□ — 

- CSU 

H — 

— GRÜNE 

x — 

— F.D.P. 

& — 

— PDS 

0 

— SPD 


Rechnungsjahr 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Verwaltungsaufwand 
der Bundestagsparteien 1984-1992 


Jahr 

CDU 

in Tsd. DM 

CSU 

in Tsd. DM 

GRÜNE 
in Tsd. DM 

F.D.P. 
in Tsd. DM 

PDS 

in Tsd. DM 

SPD 

in Tsd. DM 

1984 

36 698 

6 531 

2 351 

7 156 


28 895 

1985 

39 943 

6 694 

3 634 

7 334 


30 476 

1986 

42 854 

7 946 

4 992 

7 138 


32 982 

1987 

40 219 

8134 

6 474 

7 553 


34 544 

1988 

41875 

8 926 

5 759 

7 150 


37 706 

1989 

41 972 

9 361 

7 657 

7 828 


40 550 

1990 

45 031 

10 176 

7 854 

14 865 

96 758 

46 479 

1991 

49 831 

9 274 

7 737 

13 282 

36 205 

46 804 

1992 

47 920 

9 229 

7 522 

12 849 

11 958 

49 136 

Durchschnitt 1984-1992 

42 927 

8 475 

5 998 

9 462 

48 307 

38 619 


■t i- 



Rechnungsjahr 


m — 

- CDU 

□ — 

CSU 

B — 

— GRÜNE 



— F.D.P. 

— T&; 

— PDS 



— SPD 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Anhang 25 


Politische Tätigkeit 
der Bundestagsparteien 1984-1992 


Jahr 

CDU 

in Tsd. DM 

CSU 

in Tsd. DM 

GRÜNE 
in Tsd. DM 

F.D.P. 
in Tsd. DM 

PDS 

in Tsd. DM 

SPD 

in Tsd. DM 

1984 . . 

99 262 

33 141 

12 557 

23 008 


92 084 

1985 

78 743 

16 501 

12 342 

12 292 


75 950 

1986 

108 190 

36 494 

17 105 

17 748 


109 464 

1987 

97 324 

26 350 

17 295 

19 403 


104 544 

1988 

55 890 

16 792 

13 350 

10 691 


72 847 

1989 

109 788 

29 403 

20 575 

25 027 


141 871 

1990 

154 739 

76 288 

28 167 

43 066 

364 987 

206 766 

1991 

74 080 

20 913 

14 977 

16 354 

8 905 

83 837 

1992 

65 771 

19 337 

14 338 

14 355 

3 902 

73 180 

Durchschnitt 1984-1992 

93 754 

30 580 

16 745 

20 216 

125 931 

106 727 
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Überblick über die wichtigsten Ausgaben 


Ausgaben 

Jahr 

DKP 

DVU 

inTsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

Personalausgaben 

1984 

6 861 

42,42 



1985 

7 069 

39,32 



1986 

7 341 

36,79 



1987 

6 227 

31,79 

33 

1,36 

1988 

6 962 

35,03 

94 

2,73 

1989 

6 752 

34,53 

512 

3,12 

1990 

510 

9,97 

153 

6,53 

1991 

407 

14,56 

98 

4,05 

1992 

452 

18,85 

116 

2,88 

Durchschnitt 

1984-1992 

4 731 

34,50 

168 

3,24 

Verwaltungsaufwand 

1984 

5 254 

32,48 



1985 . 

6 029 

33,54 



1986 

6 527 

32,71 



1987 

5 131 

26,20 

76 

3,12 

1988 

5 936 

29,87 

347 

10,07 

1989 

5 492 

28,09 

257 

1,57 

1990 

2 845 

55,60 

260 

11,10 

1991 

1431 

51,20 

186 

7,69 

1992 

1 264 

52,71 

378 

9,38 

Durchschnitt 

1984-1992 

4 434 

32,33 

251 

4,84 

Politische Tätigkeit 

1984 

3 844 

23,77 



1985 

4 138 

23,02 



1986 

5 983 

29,98 



1987 

8 183 

41,78 

2 308 

94,82 

1988 

6 848 

34,46 

2 942 

85,37 

1989 

7 296 

37,32 

14 983 

91,40 

1990 

1 623 

31,72 

1 301 

55,53 

1991 

894 

31,99 

1494 

61,79 

1992 

669 

27,90 

3 548 

88,02 

Durchschnitt 

1984-1992 

4 386 

31,98 

4 429 

85,85 

Gesamtausgaben 
unter Abzug 

des innerparteilichen Geldtransfers 

1984 

16 175 

100,00 



1985 

17 976 

100,00 



1986 

19 954 

100,00 



1987 

19 587 

100,00 

2 434 

100,00 

1988 

19 873 

100,00 

3 446 

100,00 

1989 

19 552 

100,00 

16 392 

100,00 

1990 

5 117 

100,00 

2 343 

100,00 

1991 

2 795 

100,00 

2418 

100,00 

1992 

2 398 

100,00 

4 031 

100,00 

Durchschnitt 

1984-1992 

13 714 

100,00 

5 177 

100,00 
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GRAUE 

NPD 

ÖDP 

REP 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 



210 

6,51 

49 

11,72 

21 

12,00 



283 

12,78 

44 

19,30 

22 

15,38 



351 

10,25 

49 

8,38 

3 

0,25 



490 

13,30 

72 

9,68 

151 

13,27 



458 

12,02 

92 

7,99 

122 

9,73 

8 

10,26 

394 

10,69 

130 

8,82 

386 

7,96 

0 

0,00 

449 

16,43 

175 

6,05 

1 198 

8,22 

133 

13,49 

161 

8,53 

226 

14,05 

656 

4,48 

203 

18,59 

166 

9,06 

267 

12,28 

347 

3,60 

86 

12,94 

329 

11,18 

123 

9,79 

323 

6,10 



890 

27,57 

59 

14,11 

114 

65,14 



815 

36,81 

34 

14,91 

67 

46,85 



990 

28,90 

76 

12,99 

49 

4,07 



1 174 

31,88 

116 

15,59 

288 

25,31 



1 175 

30,85 

145 

12,60 

235 

18,74 

28 

35,90 

1 007 

27,32 

167 

11,33 

1 076 

22,18 

120 

23,90 

951 

34,81 

218 

7,54 

2 441 

16,74 

181 

18,36 

863 

45,71 

246 

15,30 

2 096 

14,32 

228 

20,88 

895 

48,85 

268 

12,32 

3 603 

37,38 

139 

20,96 

973 

33,06 

148 

11,79 

1 108 

20,93 



1 188 

36,80 

292 

69,86 

24 

13,71 



879 

39,70 

122 

53,51 

32 

22,38 



1 675 

48,89 

448 

76,58 

1 142 

94,77 



1 558 

42,30 

530 

71,24 

682 

59,93 



1 764 

46,31 

702 

60,99 

878 

70,02 

36 

46,15 

1 241 

33,67 

1 129 

76,59 

3 332 

68,69 

378 

75,30 

1 211 

44,33 

2 481 

85,76 

10 933 

74,98 

656 

66,53 

760 

40,25 

1 111 

69,09 

11 841 

80,89 

656 

60,07 

688 

37,55 

1 616 

74,30 

5 628 

58,39 

432 

64,94 

1218 

41,38 

937 

74,77 

3 832 

72,42 



3 228 

100,00 

418 

100,00 

175 

100,00 



2 214 

100,00 

228 

100,00 

143 

100,00 



3 426 

100,00 

585 

100,00 

1 205 

100,00 



3 683 

100,00 

744 

100,00 

1 138 

100,00 



3 809 

100,00 

1 151 

100,00 

1 254 

100,00 

78 

100,00 

3 686 

100,00 

1474 

100,00 

4 851 

100,00 

502 

100,00 

2 732 

100,00 

2 893 

100,00 

14 582 

100,00 

98*6 

100,00 

1 888 

100,00 

1 608 

100,00 

14 638 

100,00 

1 092 

100,00 

1 832 

100,00 

2 175 

100,00 

9 639 

100,00 

665 

100,00 

2 944 

100,00 

1253 

100,00 

5 292 

100,00 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Personalausgaben 
der Sonstigen Parteien 1984-1992 


Jahr 

DKP 

in Tsd. DM 

DVU 

in Tsd. DM 

GRAUE 
in Tsd. DM 

NPD 

in Tsd. DM 

ÖDP 

in Tsd. DM 

REP 

in Tsd. DM 

1984 

6 861 



210 

49 

21 

1985 

7 069 



283 

44 

22 

1986 

7 341 



351 

49 

3 

1987 

6 227 

33 


490 

72 

151 

1988 

6 962 

94 


458 

92 

122 

1989 

6 752 

512 

8 

394 

130 

386 

1990 

510 

153 

0 

449 

175 

1 198 

1991 

407 

98 

133 

161 

226 

656 

1992 

452 

116 

203 

166 

267 

347 

Durchschnitt 1984-1992 

4 731 

168 

86 

329 

123 

323 



-■ DKP 

O DVU 

-4 GRAUE 

-O NPD 

-A ÖDP 

REP 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Verwaltungsaufwand 
der Sonstigen Parteien 1984-1992 


Jahr 

DKP 

in Tsd. DM 

DVU 

in Tsd. DM 

GRAUE 
in Tsd. DM 

NPD 

in Tsd. DM 

ÖDP 

in Tsd. DM 

REP 

in Tsd. DM 

1984 

5 254 



890 

59 

114 

1985 

6 029 



815 

34 

67 

1986 

6 527 



990 

76 

49 

1987 

5 131 

76 


1 174 

116 

288 

1988 

5 936 

347 


1 175 

145 

235 

1989 

5 492 

257 

28 

1 007 

167 

1 076 

1990 

2 845 

260 

120 

951 

218 

2 441 

1991 

1431 

168 

181 

863 

246 

2 096 

1992 

1 264 

378 

228 

895 

268 

3 603 

Durchschnitt 1984- 992 

4 434 

251 

139 

973 

148 

1 108 



■m dkp 

U DVU 

-+ GRAUE 

-O NPD 

-A ÖDP 

-A REP 


Quelle: Deutscher Bundestag 


Drucksache 13/140 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Anhang 29 


Ausgaben für politische Tätigkeit 
der Sonstigen Parteien 1984-1992 


Jahr 

DKP 

in Tsd. DM 

DVU 

in Tsd. DM 

GRAUE 
in Tsd. DM 

NPD 

in Tsd. DM 

ÖDP 

in Tsd. DM 

REP 

in Tsd. DM 

1984 

3 844 



1 188 

292 

24 

1985 

4 138 



879 

122 

32 

1986 

5 983 



1675 

448 

1 142 

1987 

8 183 

2 308 


1 558 

530 

682 

1988 

6 848 

2 942 


1 764 

702 

878 

1989 

7 296 

14 983 

36 

1 241 

1 129 

3 332 

1990 

1623 

1 301 

378 

1 211 

2481 

10 933 

1991 

894 

1494 

656 

760 

1 111 

11841 

1992 

669 

3 548 

656 

688 

1616 

5 628 

Durchschnitt 1984-1992 

4386 

4 429 

432 

1 218 

937 

3 832 
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Ausgaben für politische Tätigkeit 
der Sonstigen Parteien 1984-1992 



■ DKP 

U DVU 

-4 GRAUE 

O NPD 

-A ÖDP 

-ft REP 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Übersicht über die Vermögensentwicklung 

in Prozent die Steigerung/Abnahme 


Ausgaben 

Jahr 

CDU 

CSU 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

Besitzposten 

1984 

140 161 


63 146 


1985 

139 906 

- 0,18 

60 002 

- 4,98 

1986 

151 553 

8,32 

62 646 

4,41 

1987 

148 364 

- 2,10 

60 183 

- 3,93 

1988 

157 486 

6,15 

61668 

2,47 

1989 

146 269 

- 7,12 

68 133 

10,48 

1990 

185 508 

26,83 

59 782 

- 12,26 

1991 

175 842 

- 5,21 

61 636 

3,10 

1992 

173 303 

- 1,44 

66 935 

8,60 

Durchschnitt 

1984-1992 

157 599 

23,65 

62 681 

6,00 

Schuldposten 

1984 

34 044 


43 736 


1985 

40 168 

17,99 

35 388 

- 19,09 

1986 

81 207 

102,17 

36 249 

2,43 

1987 

92 827 

14,31 

32 541 

- 10,23 

1988 

98 139 

5,72 

30 854 

- 5,18 

1989 

115491 

17,68 

33 873 

9,78 

1990 

104 267 

- 9,72 

39 274 

15,94 

1991 

84 066 

- 19,37 

37 015 

- 5,75 

1992 

64 056 

- 23,80 

37 204 

0,51 

Durchschnitt 

1984-1992 

79 363 

88,16 

36 237 

- 14,94 

Reinvermögen 

1984 

106 117 


19410 


1985 

99 738 

- 6,01 

24 614 

26,81 

1986 

70 346 

- 29,47 

26 397 

7,24 

1987 

55 537 

- 21,05 

27 642 

4,72 

1988 

59 347 

6,86 

30 813 

11,47 

1989 

30 778 

- 48,14 

34 260 

11,19 

1990 

81 240 

163,95 

20 509 

- 40,14 

1991 

91 776 

12,97 

24 621 

20,05 

1992 

109 247 

19,04 

29 731 

20,75 

Durchschnitt 

1984-1992 

78 236 

2,95 

26 033 

53,17 
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bei den Bundestagsparteien 1984-1994 

gegenüber dem Vorjahr 


GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

in Tsd. DM 

in % 

28 778 


16 465 




252 765 


35 548 

23,52 

20.457 

24,25 



265.035 

4,85 

39 174 

10,20 

22 642 

10,68 



224 081 

- 15,45 

51 715 

32,01 

23 615 

4,30 



220 265 

- 1,70 

53 724 

3,88 

26 594 

12,61 



232 087 

5,37 

57 816 

7,62 

26 872 

1,05 



218317 

- 5,93 

58 975 

2,00 

71 500 

166,08 

1 565 231 


224 485 

2,83 

58 810 

- 0,28 

77 345 

8,17 

993 358 

- 36,54 

308 541 

37,44 

69 574 

18,30 

83 658 

8,16 

453 933 

- 54,30 

351 249 

13,84 

50 457 

141,76 

41016 

408,10 

1004 174 

- 71,00 

255 203 

38,96 

1 265 


15 478 




106 524 


1 305 

3,16 

17 692 

14,30 



93 876 

- 11,87 

2 192 

67,97 

19965 

12,85 



60 011 

- 36,07 

1 643 

- 25,05 

11 957 

- 40,11 



53 523 

- 10,81 

1 772 

7,85 

7 645 

- 36,06 



54 074 

1,03 

2 566 

44,81 

6418 

- 16,05 



57 833 

6,95 

3 071 

19,68 

25 758 

301,34 

287 653 


62 087 

7,36 

5 898 

92,05 

26 933 

4,56 

29 110 

- 89,88 

60 385 

- 2,74 

11 134 

88,78 

29 253 

8,61 

15 218 

- 47,72 

74 420 

23,24 

3 427 

780,16 

17 900 

89,00 

110 660 

- 94,71 

69 193 

- 30,14 

27 513 


987 




146 241 


34 244 

24,46 

2 766 

180,24 



171 158 

17,04 

36 981 

7,99 

2 676 

- 3,25 



164 .070 

- 4,14 

50 072 

35,40 

11 659 

335,69 



166 742 

1,63 

51 951 

3,75 

18 949 

62,53 



178 013 

6,76 

55 250 

6,35 

20 454 

7,94 



160 485 

- 9,85 

55 904 

1,18 

45 880 

124,31 

1 277 578 


162 398 

1,19 

52 912 

- 5,35 

50 413 

9,88 

964 248 

- 24,53 

248 156 

52,81 

58 440 

10,45 

54 407 

7,92 

438 714 

- 54,50 

276 829 

11,55 

47 030» 

112,41 

23 132 

5 412,36 

893 513 

- 65,66 

186 010 

89,30 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Reinvermögen 

der Bundestagsparteien 1984-1992 


Jahr 

CDU 

in Tsd. DM 

CSU 

in Tsd. DM 

GRÜNE 
in Tsd. DM 

F.D.P. 

in Tsd. DM 

PDS 

in Tsd. DM 

SPD 

in Tsd. DM 

1984 

106 117 

19410 

27 513 

987 


146 241 

1985 

99 738 

24 614 

34 244 

2 766 


171 158 

1986 

70 346 

26 397 

36 981 

2 676 


164 070 

1987 

55 537 

27 642 

50 072 

11 659 


166 742 

1988 

59 347 

30 813 

51 951 

18 949 


178 013 

1989 

30 778 

34 260 

55 250 

20 454 


160 485 

1990 

81 240 

20 509 

55 904 

45 880 

1 277 578 

162 398 

1991 

91 776 

24 621 

52 912 

50413 

964 248 

248 156 

1992 

109 247 

29 731 

58 440 

54 407 

438 714 

276 829 

Durchschnitt 1984-1992 

78 236 

26 033 

47 030 

23 132 

893 513 

186 010 



Rechnungsjahr 


— m — 

-CDU 

□ — 

-CSU 

♦ — 

— GRÜNE 


— F.D.P. 

& — 

— PDS 

0 — 

— SPD 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Verteilung des Reinvermögens auf die Parteigliederungen 1984-1992 

in Tsd. DM 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

Gliederung 

1984 

25 606 

3 587 

16 786 

-8 060 


55 149 

Bundesverband 

80 511 

15 823 

10 727 

9 047 


91 092 

Landesverbände 

106 117 

19 410 

27 513 

987 


146 241 

Gesamtpartei 

1985 

17 868 

2 580 

19 821 

-7 059 


72 405 

Bundesverband 

81 870 

22 034 

14 423 

9 825 


98 753 

Landesverbände 

99 738 

24 614 

34 244 

2 766 


171 158 

Gesamtpartei 

1986 

-16 790 

3 680 

20 718 

-8 183 


54 347 

Bundesverband 

87 346 

22 717 

16 263 

10 859 


109 723 

Landesverbände 

70 346 

26 397 

36 981 

2 676 


164 070 

Gesamtpartei 

1987 

-31 638 

2 928 

24 320 

66 


59 700 

Bundesverband 

87 175 

24 714 

25 752 

11 593 


107 042 

Landesverbände 

55 537 

27 642 

50 072 

11659 


166 742 

Gesamtpartei 

1988 

-31 860 

2 738 

23 230 

4 389 


61 003 

Bundesverband 

91 207 

28 075 

28 721 

14 560 


117 010 

Landesverbände 

59 347 

30 813 

51951 

18 949 


178 013 

Gesamtpartei 

1989 

-42 512 

-247 

25 611 

8 395 


61 026 

Bundesverband 

73 290 

34 507 

29 639 

12 059 


99 459 

Landesverbände 

30 778 

34 260 

55 250 

20 454 


160 485 

Gesamtpartei 

1990 

-7 729 

-2 130 

27 087 

27 123 

1 227 073 

68 619 

Bundesverband 

88 969 

22 647 

28 817 

18 757 

50 505 

93 779 

Landesverbände 

81 240 

20 509 

55 904 

45 880 

1 277 578 

162 398 

Gesamtpartei 

1991 

4 236 

2 516 

16 020 

31554 

921 046 

136 238 

Bundesverband 

87 540 

27 137 

36 892 

18 859 

43 202 

111 918 

Landesverbände 

91776 

24 621 

52 912 

50 413 

964 248 

248 156 

Gesamtpartei 

1992 

14 667 

-4 736 

22 533 

33 767 

398 134 

141 872 

Bundesverband 

94 580 

34 468 

35 906 

21 330 

40 580 

134 956 

Landesverbände 

109 247 

29 732 

58 439 

55 097 

438 714 

276 828 

Gesarntpartei 


Verteilung des Reinvermögens 1992 


2 

Q 

t 

y- 



-50.000 V 


^ Bundesverband 
■ Landesverbände 


CDU CSU Gruno l-'DP PDS SPD 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Besitzposten 

der Bundestagsparteien 1984-1992 


Jahr 

CDU 

in Tsd. DM 

CSU 

in Tsd. DM 

GRÜNE 
in Tsd. DM 

F.D.P. 

in Tsd. DM 

PDS 

in Tsd. DM 

SPD 

in Tsd. DM 

1984 

140 161 

63 146 

28 778 

16 465 


252 765 

1985 

139 906 

60 002 

35 548 

20 457 


265 035 

1986 

151 553 

62 646 

39 174 

22 642 


224 081 

1987 

148 364 

60 183 

51 715 

23 615 


220 265 

1988 

157 486 

61 668 

53 724 

26 594 


232 087 

1989 

146 269 

68 133 

57 816 

26 872 


218 317 

1990 

185 508 

59 782 

58 975 

71 500 

1565 231 

224 485 

1991 

175 842 

61 636 

58 810 

77 345 

993 358 

308 541 

1992 

173 303 

66 935 

69 574 

83 658 

453 933 

351 249 

Durchschnitt 1984-1992 

157 599 

62 681 

50 457 

41 016 

1 004 174 

255 203 



Rechnungsjahr 


« — 

-CDU 

□ — 

-CSU 

H — 

- GRÜNE 

29 — 

- F.D.P. 

* — 

— PDS 

0 — 

— SPD 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Verteilung der Besitzposten auf die Parteigliedeningen 1984-1992 

in Tsd. DM 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

Gliederung 

1984 

30 430 

43 571 

16 997 

4 237 


152 875 

Bundesverband 

109 731 

19 575 

11 781 

12 228 


99 890 

Landesverbände 

140 iai 

63 146 

28 778 

16 465 


252 765 

Gesamtpartei 

1985 

30 193 

35 348 

20 201 

6 438 


158 093 

Bundesverband 

109 713 

24 654 

15 347 

14 019 


106 942 

Landesverbände 

139 906 

60 002 

35 548 

20457 


265 035 

Gesamtpartei 

1986 

33 591 

36 658 

21 459 

4 986 


100 998 

Bundesverband 

117 962 

25 988 

17 715 

17 656 


123 083 

Landesverbände 

151 553 

62 646 

39 174 

22 642 


224 081 

Gesamtpartei 

1987 

27 658 

32 440 

24 612 

7 188 


97 785 

Bundesverband 

120 706 

27 737 

27 103 

16 427 


122 480 

Landesverbände 

148 364 

60183 

51715 

23 615 


220 265 

Gesamtpartei 

1988 

31 467 

31 688 

23 948 

7 894 


89 210 

Bundesverband 

126 019 

29 980 

29 776 

18 700 


142 877 

Landesverbände 

157 486 

61668 

53 724 

26594 


232 087 

Gesamtpartei 

1989 

33 435 

32 551 

26 288 

10 557 


87 731 

Bundesverband 

112 834 

35 582 

31 528 

16 315 


130 586 

Landesverbände 

146 269 

68 133 

57 816 

26 872 


218 317 

Gesamtpartei 

1990 

51569 

31 435 

. 27 726 

46 147 

1483 971 

97 108 

Bundesverband 

133 939 

28 347 

31 249 

25 353 

81 260 

127 377 

Landesverbände 

185 508 

59 782 

58 975 

71500 

1565 231 

224 485 

Gesamtpartei 

1991 

47 093 

30 025 

16 510 

52 070 

947 492 

160 193 

Bundesverband 

128 749 

31 611 

42 300 

25 275 

45 866 

148 348 

Landesverbände 

175 842 

61 636 

58 810 

77 345 

993 358 

308 541 

Gesamtpartei 

1992 

40 295 

28 986 

23 189 

55 510 

411464 

177 446 

Bundesverband 

133 008 

37 950 

46 385 

28 148 

42 468 

173 802 

Landesverbände 

173 303 

66 936 

69 574 

83 658 

453 932 

351248 

Gesamtpartei 


Verteilung der Besitzposten 1992 



I Bundesverband 
I Landesverbände 


CDU CSU Grüne FDP PDS SPD 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Schuldposten 

der Bundestagsparteien 1984-1992 


Jahr 

CDU 

in Tsd. DM 

CSU 

in Tsd. DM 

GRÜNE 
in Tsd. DM 

F.D.P. 

in Tsd. DM 

PDS 

in Tsd. DM 

SPD 

in Tsd. DM 

1984 

34 044 

43 736 

1 265 

15 478 


106 524 

1985 

40 168 

35 388 

1 305 

17 692 


93 876 

1986 

81 207 

36 249 

2 192 

19 965 


60 011 

1987 

92 827 

32 541 

1 643 

11 957 


53 523 

1988 

98 139 

30 854 

1 772 

7 645 


54 074 

1989 

115491 

33 873 

2 566 

6418 


57 833 

1990 

104 267 

39 274 

3 071 

25 758 

287 653 

62 087 

1991 

84 066 

37 015 

5 898 

26 933 

29 110 

60 385 

1992 

64 056 

37 204 

11 134 

29 253 

15 218 

74 420 

Durchschnitt 1984-1992 

79 363 

36 237 

3 437 

17 900 

110 660 

69 193 


CT> CT> CT) 

Rechnungsjahr 




Quelle: Deutscher Bundestag 
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Verteilung der Schuldposten auf die Parteigliederungen 1984-1992 

in Tsd. DM 


Jahr 

CDU 

CSU 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

Gliederung 

1984 

4 824 

39 984 

211 

12 297 


97 726 

Bundesverband 

29 220 

3 752 

1 054 

3 181 


8 798 

Landesverbände 

34 044 

43 736 

1265 

15 478 


106 524 

Gesamtpartei 

1984 

12 325 

32 768 

380 

13 498 


85 688 

Bundesverband 

27 843 

2 620 

925 

4 194 


8 188 

Landesverbände 

40168 

35 388 

1 305 

17 692 


93876 

Gesamtpartei 

1984 

50 380 

32 978 

741 

13 169 


46 651 

Bundesverband 

30 827 

3 271 

1 451 

6 796 


13 360 

Landesverbände 

81207 

36 249 

2 192 

19 965 


60 011 

Gesamtpartei 

1984 

59 295 

29 517 

292 

7 122 


38 086 

Bundesverband 

33 532 

3 024 

1 351 

4 835 


15 437 

Landesverbände 

92 827 

32 541 

1643 

11957 


53 523 

Gesamtpartei 

1984 

63 327 

28 950 

717 

3 506 


28 207 

Bundesverband 

34 812 

1 863 

1 055 

4 139 


25 867 

Landesverbände 

98139 

30 813 

1 772 

7 645 


54 074 

Gesamtpartei 

1984 

75 946 

32 799 

677 

2 162 


26 705 

Bundesverband 

39 545 

1 074 

1 889 

4 256 


31 128 

Landesverbände 

115491 

33 873 

2 566 

6 418 


57 833 

Gesamtpartei 

1984 

59 298 

33 573 

638 

19 024 

256 257 

28 489 

Bundesverband 

44 969 

5 701 

2 433 

6 734 

31 396 

33 598 

Landesverbände 

104 267 

39 274 

3 071 

25 758 

287 653 

62 087 

Gesamtpartei 

1984 

42 857 

32 541 

490 

20 516 

26 446 

23 955 

Bundesverband 

41 209 

4 474 

5 408 

6417 

2 664 

36 430 

Landesverbände 

84 066 

37 015 

5 898 

26 933 

29110 

60 385 

Gesamtpartei 

1984 

25 628 

33 722 

655 

21 743 

13 331 

35 574 

Bundesverband 

38 428 

3 482 

10 479 

7 510 

1 887 

38 846 

Landesverbände 

64 056 

37 204 

11 134 

29 253 

15 218 

74 420 

Gesamtpartei 


Verteilung der Schuldposten 1992 



CDU CSU Grüne FDP 


PDS 


SPD 


ES Bundesverband 
H Landesverbände 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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Verbindlichkeiten 

gegenüber Kreditinstituten 1984-1992 

in Tsd . DM 


1. Gesamtpartei 



CDU 

CSU*) 

GRÜNE 

F.D.P. 

PDS 

SPD 

Jahr 

in DM 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

in DM 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

in DM 

Zu/Ab- 
nahme in 

% 

in DM 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

in DM 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

in DM 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

1984 

11 071 


24 495 


17 


10 495 




80 929 


1985 

21 931 

98,09 

15 317 

- 37,47 

78 

358,82 

12 979 

23,67 



73 985 

- 8,58 

1986 

61 057 

178,40 

16 328 

6,60 

141 

80,77 

13 612 

4,88 



38 649 

- 47,76 

1987 

70 338 

15,20 

13 473 

- 17,49 

157 

11,35 

7 785 

- 42,81 



28 779 

- 25,54 

1988 ' 

77 220 

9,78 

12 255 

- 9,04 

28 

- 82,17 

1 255 

- 83,88 



24 356 

- 15,37 

1989 

96 132 

24,49 

15 344 

25,21 

9 

- 67,86 

1 949 

55,30 



23 642 

- 2,93 

1990 

73 166 

- 23,89 

17 305 

12,78 

26 

188,89 

2 202 

12,98 

0 


23 376 

- 1,13 

1991 

53 864 

- 26,38 

17 434 

0,75 

571 

2096,15 

1 605 

- 27,11 

31 

0,00 

24 005 

2,69 

1992 

41 020 

- 23,85 

17 050 

- 2,20 

572 

0,18 

2 991 

86,36 

0,7 

- 97,74 

25 125 

4,67 


11. Bundesverbände 



CDU 

CSU*) 

GRÜNE 

F.D.P 

PDS 

SPD 

Jahr 

in DM 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

in DM 

Zu/ Ab- 
nahme 
in % 

in DM 

. Zu/ Ab- 
nahme 
in % 

in DM 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

in DM 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

in DM 

Zu/Ab- 
nahme 
in % 

1984 

43 

0,39 

22 664 

92,53 

0 

0,00 

9 359 

89,18 



77 554 

95,83 

1985 

8 544 

38,96 

14 094 

92,02 

53 

67,95 

11 757 

90,58 



71 153 

96,17 

1986 

44 703 

73,22 

14 986 

91,78 

27 

19,15 

11 454 

84,15 



35 332 

91,42 

1987 

52 660 

74,87 

11 945 

88,66 

0 

0,00 

5 621 

72,20 



23 762 

82,57 

1988 

59 438 

76,97 

11 108 

90,64 

0 

0,00 

150 

11,95 



12 448 

51,11 

1989 

72 621 

75,54 

14 900 

97,11 

0 

0,00 

65 

3,34 



4 231 

17,90 

1990 

48 968 

66,93 

13 801 

79,75 

0 

0,00 

0 

0,00 

0 

0,00 

3 527 

15,09 

1991 

32 458 

60,26 

14 049 

80,58 

0 

0,00 

2 

0,12 

0 

0,00 

3 356 

13,98 

1992 

20 480 

49,93 

14 795 

86,77 

0 

0,00 

1479 

49,45 

0 

0,00 

5 889 

23,44 


*) Landesverband Quelle: Deutscher Bundestag 
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Anhang 38 


Geldbestände 

der Bundestagsparteien 1984-1992 


Jahr 

CDU 

in Tsd. DM 

CSU 

in Tsd. DM 

GRÜNE 
in Tsd. DM 

F.D.P. 

in Tsd. DM 

PDS 

in Tsd. DM 

SPD 

in Tsd. DM 

1984 

69 609 

25 613 

20 171 

6 833 


72 284 

1985 

67 337 

24 543 

13 862 

6 400 


80 795 

1986 

76 859 

27 286 

16 098 

8 225 


93 372 

1987 

70 556 

28 726 

23 152 

7 051 


85 142 

1988 

72 462 

31 508 

23 414 

8 018 


98 155 

1989 

64 816 

38 564 

25 583 

9 577 


86 114 

1990 

92 841 

29 694 

28 740 

33 755 

265 264 

97 522 

1991 

84 765 

31 073 

33 800 

30 596 

12 822 

122 693 

1992 

81 017 

36 300 

41 547 

24 311 

9 165 

166 264 



Rechnungsjahr 


*1 CDU 

u CSU 

-> Grüne 

-O FDP 

-A PDS 

SPD 


Quelle: Deutscher Bundestag 
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